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I.|Einleitung. 

In  der  traurigen  Zeit  des  dreissigj  ährigen  Krieges  spielt 
sich  in  dem  brandenburgisch-preussischen  Staate  eine  Episode 
ab,  die  im  Zusammenhang  mit  ihrer  Vorgeschichte  in  ge- 
treuem Bilde  stets  den  Januskopf  zeigt,  den  die  von  sich 
widerstrebenden  Einflüssen  im  Innern  geleitete  Politik  des 
Kurstaates  und  seines  unglücklichen  Regenten  der  jeweiligen 
Lage  im  Reiche  wie  der  europäischen  Konstellation  gegenüber 
aufweist.  Es  handelt  sich  um  den  im  Jahre  1627,  d.  h.  als 
der  Kurfürst  sich  dem  siegreichen  Kaiser  völlig  in  die  Arme 
warf,  gegen  den  Geheimen  Rat  Samuel  v.  Winterfeldt  einge- 
leiteten Staatsprozess. 

Wenn  dieses  Verfahren  in  seiner  Art  ein  Novum  in  der 
Geschichte  des  Hauses  Hohenzollern  darstellt,  vorher  waren 
wohl  Entlassungen  leitender  Staatsmänner  in  ungnädiger 
Form,  wie  die  des  jüngeren  Distelmeier  oder  Johann  v.  Lö- 
bens,  vorgekommen,  so  ist  der  Grund  hierfür  in  den  ausser- 
gewöhnlichen  Zeitverhältnissen  zu  suchen,  welche  ausserge- 
wöhnliche  Massnahmen  zu  rechtfertigen  schienen.  Erst  einer 
späteren  Zeit  war  ein  Prozess  gegen  einen  Danckelmann  vor- 
behalten. 

Der  Prozess  gegen  Winterfeldt  begann  zwar  erst  1627; 
doch  ist  es  zum  Verständnis  unbedingt  erforderlich,  eine  ein- 
gehende Darstellung  der  diplomatischen  Tätigkeit  des  Be- 
schuldigten seit  dem  Eintritt  Brandenburgs  in  die  Verhand- 
lungen über  das  grosse  Bündnis  zu  geben,  welches  sich  Be- 
kämpfung der  habsburgischen  Übermacht  zum  Ziele  setzte. 
Für  die  Tätigkeit  Winterfeldts  während  der  diesem  Jahre 
1624  vorhergehenden  Zeit  genügt  ein  kurzer  Abriss. 

Ehe  wir  in  die  Darstellung  eintreten,  mögen  einige  kurze 
Bemerkungen     über    das    dieser    Arbeit    zugrunde    gelegte 


Material  gestattet  sein.  Im  wesentlichen  baut  sie  sich  auf  den 
Akten  des  Geheimen  Staatsarchives  zu  Berlin  auf,  die  zum 
kleineren  Teil  bereits  für  die  früher  erschienenen  biogra- 
phischen Abhandlungen  über  Samuel  v.  Winterfeldt  herange- 
zogen sind,  so  von  Cosmar  und  Klaproth  in  der  Geschichte 
des  Geh.  Rates  (1805),  Ludwig  v.  Winterfeldt  in  der  Ge- 
schichte des  Geschlechts  v.  Winterfeldt  (1863)  und  Meinar- 
dus  in  der  Allg.  Deutschen  Biographie  (1898).  (Auch  Opel 
hat  in  seinem  Niedersächsisch-Dänischen  Kriege  (1872 — 94) 
vielfach  dieselben  Akten  benutzt.)  Dazu  kommt  noch  eine 
Reihe  von  Stücken,  die  besonders  seine  diplomatische  Tätig- 
keit betreffen,  zum  Teil  noch  nicht  benutzt,  zum  Teil  wenig- 
stens nicht  in  diesem  Zusammenhang  verwendet.  Ausserdem 
ist  es  mir  gelungen  in  verstreuten  Aktenstücken  so  manches 
Material  zu  finden,  das  eine  wertvolle  Ergänzung  des  Ge- 
nannten bildet.  Bedeutend  schlechter  ist  es  mit  den  eigent- 
lichen Prozessakten  bestellt.  Die  Grundlage  bildet  ein  Akten- 
faszikel: Acta  betr.  die  dem  Kanzler  (er  war  es  übrigens  zur 
Zeit  des  Prozesses  noch  nicht)  v.  Götzen  und  dem  Geh.  Rat 
v.  Winterfeldt  gemachten  Beschuldigungen^) ,  welches  Cosmar 
und  Klaproth  allein  ihrer  Darstellung  des  Prozesses  zugrunde 
gelegt  haben.  Leider  bezieht  sich  alles,  was  in  ihm  enthalten 
ist,  nur  auf  den  äusseren  Gang  des  Verfahrens:  Die  Anklage- 
schrift und  das  ganze  Beweismaterial  fehlen  bis  auf  einige 
wenig  bedeutende  Notizen  und  Schreiben.  Als  der  Prozess 
Ende  des  Jahres  1629  niedergeschlagen  wurde,  erhielt  Konrad 
V.  Burgsdorf  den  Auftrag,  alle  ,,Akta,  Zettel,  Briefe"  und  Ur- 
kunden mit  alleiniger  Ausnahme  der  Privatkorrespondenz 
Winterfeldts  in  Empfang  zu  nehmen  und  A^on  Berlin  nach 
Königsberg  zu  schaffen.  Als  im  Jahre  1643  die  auf  die  Mark 
Brandenburg  bezüglichen  Akten  der  Königsberger  Registra- 
tur wieder  nach  Berlin  überführt  wurden,  wurde  das  vorer- 
wähnte Stück  in  seiner  noch  heute  bestehenden  Form  zu- 
sammengestellt. Alles  Übrige  scheint  schon  damals  vernichtet 
gewesen  zu  sein.  In  Königsberg  befindet  sich  nach  einer  Mit- 
teilung der  dortigen  Archiwerwaltung  nichts,  was  sich  auf 


i)  Geheimes  Staatsarchiv,  Rep.  9.  J.  3.  Lit.  G. 
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den  Winterfeldtschen  Prozess  bezieht.  Wertvolle  Aufschlüsse 
könnten  wohl  noch  die  leider  nicht  zugänglichen  Protokolle 
und  Relationen  des  Geh.  Rats^)  aus  den  Jahren  1627 — 30 
geben.  Ausser  den  Akten  des  Geh.  Staatsarchives  sind  noch 
für  einzelne  Teile  der  Arbeit  die  Akten  des  ständischen 
Archivs  der  Provinz  Brandenburg  zu  Berlin  herangezogen 
worden.  Von  dem  umfangreichen  Briefwechsel  Samuel 
v.  Winterfeldts  ist  ausser  den  im  Berliner  Staatsarchiv  vor- 
handenen zerstreuten  Briefen  und  einigen  unwesentlichen 
Schreiben,  die  das  Stockholmer  Reichsarchiv  verwahrt,  nichts 
vorhanden.  Er  starb  als  Junggeselle  und  so  ist  es  erklärlich, 
dass  auch  die  Familie  v.  Winterfeldt^)  nichts  mehr  in  ihrem 
Besitze  hat.  Ebenso  war  auch  die  Nachforschung  in  dem  mir 
in  liebenswürdigster  Weise  zugänglich  gemachten  Knesebeck- 
schen  Familienarchiv  in  Tylsen  nach  der  Korrespondenz  mit 
Levin  und  besonders  Thomas  v.  dem  Knesebeck,  mit  welch 
letzterem  ihn  besonders  freundschaftliche  Beziehungen  ver- 
banden, ergebnislos. 

Eine  äusserst  wertvolle  Ergänzung  zu  dem  erwähnten 
Aktenmaterial  bilden  eine  Reihe  von  Publikationen,  besonders 
die  der  äusserst  rührigen  schwedischen  Archivverwaltung,  be- 
sonders der  Briefwechsel  Oxenstiernas  und  Gustav  Adolfs,  der 
hauptsächlich  für  die  Zeitabschnitte,  wo  beide  getrennt  sind, 
zur  Hilfe  herangezogen  werden  konnte.  Auch  der  von  Schy- 
bergson  veröffentlichte  Briefwechsel  des  Ludwig  Camerarius 
bietet  so  manches.  So  weit  das  Quellenmaterial.  Von  zeit- 
genössischen Druckschriften  kommt  nur  die,  wie  alle  Leichen- 
predigten mit  Vorsicht  zu  benutzende,  von  dem  reformierten 
Hofprediger  Bergius  auf  Samuel  v.  Winterfeldt  verfasste  in 
Betracht.  Die  Darstellung  der  allgemeinen  politischen  Lage 
bewegt  sich,  soweit  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  vermerkt 


i)  Dieser  Umstand  hat  den  Verfasser  veranlasst,  die  von  ihm 
geplante  Biographie  Winterfeldts  bis  zn  deren  Erscheinen  ir.  den 
I'uhlikationen  aus  den  preussischen  Staatsarchiven  zurückzustellen,  da 
ohne  sie  eine  Darstellung  der  Tätigkeit  Winterfeldts  in  der  inneren 
Verwaltung,  die  nach  den  bereits  gesammelten  Notizen  einen  weiten 
Umfang  einzunehmen  scheint,  undenkbar  ist. 

2)  Mitteilung  des  Herrn  Landesdirektors  v.  Winterfeldt-Menkin. 


ist,  nach  dem  schon  genannten  Werke  von  Opel  unter  Zuhilfe- 
nahme der  betreffenden  Abschnitte  von  Prutz'   Preussischer 
Geschichte  und  Ritters  Deutscher  Geschichte  im  Zeitalter  der' 
Gegenreformation  und  des  Dreissigj ährigen  Krieges,  Band  3. 


IL  Winterfeldts  Leben  bis|zum  Jahre  1624. 

Samuel  v.  Winterfeldt  wurde  als  ein  Spross  der  branden- 
burgischen Linie  des  weitverzweigten  in  Brandenburg,  Pom- 
mern und  Mecklenburg  ansässigen  uradligen  Geschlechts  zu 
Neustadt  an  der  Dosse  am  11.  November^)  1581  geboren. 
vSein  Vater  Peimar  hatte  ein  bewegtes  Leben  hinter  sich,  ehe 
er  sich  dauernd  in  der  Heimat  niederliess  und  in  Anna 
V.  Hacke  eine  Lebensgefährtin  fand.  Er  war  als  junger  Mann 
mit  seinem  Landesherrn  1542  gegen  die  Türken  gezogen  und 
hatte  sodann  im  Schmalkaldischen  Kriege  auf  evangelischer 
Seite  gefochten.  1557  war  er  im  Verein  mit  seinem  Bruder 
Detlof  mit  300  Pferden  nach  Frankreich  gezogen,  war  dort 
von  Heinrich  IL  ausgezeichnet  worden,  aber  schon  1558 
wieder  zurückgekehrt.  Ende  der  sechsziger  Jahre  finden  wir 
ihn  an  der  Spitze  von  800  Reitern  im  Kampfe  gegen  die 
Türken  in  Ungarn.  Aus  der  für  die  damalige  Zeit  ziemlich 
beträchtlichen  Zahl  seiner  Truppen,  die  er  doch  selbst  ge- 
worben hatte,  darf  man  den  Schluss  ziehen,  dass  er  über  be- 
deutende Mittel  verfügte  und  sich  eines  guten  Rufes  als 
Soldat  erfreute.  Die  zweite  Hälfte  seines  Lebens  wird  aus- 
gefüllt durch  die  Sorge  um  die  Vermehrung  seines  Gutes;  zu 
Kehrberg,  das  er  ererbt  hatte,  gewann  er  noch  Neustadt,  wo 
er  sich  meistens  aufhielt,  hinzu,  und  durch  seine  amtliche 
Tätigkeit,  erst  in  mecklenburgischen,  später  als  „Landrat-' 
und  Diplomat  in  kurfürstlichen  Diensten.  So  vertrat  er  1590 
Johann  Georg  auf  dem  Deputationstage  zu  Frankfurt  a.  M. 


1)  Wenn  nichts  besonderes  bemerkt  ist,  liegt  der  alte  (Julia- 
nische) Kalender  zugrunde,  dem  Gebrauch  der  brandenburgischen 
Kanzlei  entsprechend;  die  preussische  verwendet  nach  polnischem 
Muster  den  neuen  (Gregorianischen). 
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und  versah  1596  bei  dem  Besuche  Christian  IV.  von  Däne- 
mark in  Berlin  das  Amt  eines  Marschalls.  Diese  Festlich- 
keiten mit  ihren  grossen  Ansprüchen  an  die  Leistungsfähig- 
keit im  Tafeln  und  Pokulieren,  wie  sie  damals  gang  und  gäbe 
waren,  scheinen  ihm  verhängnisvoll  geworden  zu  sein;  krank 
kehrte  er  in  die  Heimat  zurück  und  starb  noch  in  demselben 
Jahre.  Seine  Gattin  scheint  ihn  noch  lange  überlebt  zu 
haben!) 

Samuel  war  der  dritte  Sohn  Reimars;  von  seinen  sechs 
Geschwistern  hat  ihn  ein  Bruder,  Christoph  Ludwig,  und  seine 
Schwester  Margarete,  die  Gemahlin  des  Kanzlers  Johann 
v.  Loben,  überlebt.  Zwei  Brüder  waren  jung  gestorben,  ein 
dritter,  Hans  Georg  starb  1619  als  Oberst  in  Diensten  des 
Markgrafen  Johann  Georg  v.  Jägerndorf.  Samuels  Jugend 
fällt  in  jene  lange  Friedensperiode,  in  der  die  deutschen  Land- 
schaften einen  grossen  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Auf- 
schwung nahmen,  in  der  auch  das  Interesse  des  märkischen 
Adels  immer  mehr  sich  von  Krieg  und  Kriegsdienst  abwandte. 
Aus  den  früher  so  unruhigen  Herren  waren  bequeme  Land- 
junker geworden;  ein  stiller  frommer  Sinn  hatte  Platz  ge- 
griffen, der  sich  auch  in  den  damals  beliebten  biblischen  Vor- 
namen, Adam,  Abraham,  David,  Samuel  usw.  äusserte^). 
Dementsprechend  gestaltete  sich  auch  die  Erziehung.  Die 
Söhne  des  märkischen  Adels  wurden  auf  höhere  Schulen  ge- 
schickt oder  durch  Privatunterricht  für  die  Universität  vor- 
bereitet. In  den  Matrikeln  der  Hochschulen  finden  wir  die 
Namen  der  märkischen  Adelsgeschlechter  zahlreich  vertreten. 
Den  Abschluss  der  Erziehung  bildete  die  sogenannte  Kava- 
lierstour, die  die  jungen  Leute  unter  Aufsicht  eines  älteren 
akademisch  gebildeten  Leiters  in  fremde  Länder  führte. 

So  wurde  auch  der  junge  Samuel  v.  Winterfeldt  bis  zu 
seinem  zwölften  Lebensjahre  von  einem  Hauslehrer  erzogen. 
Da  frühzeitig  ,,ein  herrlich  und  fähig  Ingenium  bei  ihm  ver- 
spüret worden"  3),  sandte  ihn  sein  Vater  auf  die  damals  hoch- 
angesehene Schule  in  Freystadt,  die  er  nach  einiger  Zeit  mit 

i)  V.  Winterfeldt,  Gesch.   d.  Geschlechts  v.  Winterfeldt. 

2)  V.  Petersdorff,  Beiträge. 

3)  Bergius,  Leichenpredigt. 


dem  ältesten  Gymnasium  Schlesiens,  dem  städtischen  zu  Lieg- 
nitz,  vertauschte.  Im  Jahre  1596  rief  ihn  der  Tod  seines 
Vaters  in  die  Heimat  zurück,  wo  er  bis  zum  Sommer  des 
nächsten  Jahres  verblieb.  Im  August  1597  bezog  er  unter 
Aufsicht  seines  Präzeptors,  eines  Dr.  jur.,  die  Landesuniver- 
sität Frankfurt').  Nach  anderthalb  Jahren  wechselte  er  die 
Universität:  am  20.  Januar  1599  wurde  er  unter  dem  Rek- 
torat des  Johannes  Ferinarius,  der  früher  in  Freystadt  ge- 
wirkt hatte-),  auf  der  Hochschule  zu  Marburg^)  immatriku- 
liert. Von  Brandenburgern  finden  wir  in  dieser  Zeit  in  Mar- 
burg nur  wenige;  bald  nach  seinem  Abgang  bezog  sein  spä- 
terer Kollege  und  Gesinnungsgenosse  Christian  v.  Beilin  die- 
selbe im  November  1601.  Winterfeldt  war  unterdessen  nach 
Tübingen  gegangen,  um  seine  Studien  auf  dem  dortigen  fürst- 
lichen Kollegium  abzuschliessen.  Darauf  trat  er  1602  oder 
1603  seine  Kavalierstour  an,  um  nach  der  wissenschaftlichen 
die  weltmännisch-politische  Ausbildung  zu  erlangen.  In 
Frankreich  hielt  er  sich  über  vier  Jahre  auf,  in  dem  Paris 
Heinrichs  IV.  gewann  er  manch  wertvollen  Einblick  in  das 
Getriebe  der  europäischen  Politik;  in  Orleans,  wo  damals  die 
deutsche  Nation  stark  vertreten  war,  scheint  er  sich  nochmals 
ernsten  wissenschaftlichen  Studien  gewidmet  zu  haben.  In 
Frankreich  scheint  er  durch  seine  Kenntnisse  und  Fähigkeiten 
mit  einflussreichen  Persönlichkeiten  nähere  Fühlung  ge- 
wonnen zu  haben;  denn  als  er  sich  1607  auf  der  Rückreise  be- 
fand, trug  ihm  der  mit  den  französischen  Verhältnissen  in- 
folge seiner  Abstammung*)  gut  vertraute  Herzog  Friedrich  I. 
von  Württemberg  eine  Ratsbestallung  an^),  die  er  jedoch  aus- 
schlug. Ob,  wie  sein  Leichenprediger  sagt,  der  Grund  hier- 
für in  dem  Wunsche  zu  suchen  ist,  dass  er  sich  zuvörderst 
dem  Dienste  seines  geliebten  Vaterlandes  widmen  wollte,  oder 
ob  der  kurz  darauf,  am  29.  Januar  1608,  erfolgte  Tod  Fried- 


i)  Friedländer,   Matrikeln   d.  Universität  Frankfurt   =   Publika- 
tionen aus  den  Preuss.   Staatsarchiven,  Bd.  32. 

2)  Jöcher,  Gelehrtenlexikon. 

3)  Caesar,    Catalogus    studiosorum    scholae    Marpurgensis,    P.    3. 

4)  Er  war  aus  der  Mömpelgarder  Linie. 

5)  Bergius,  Leichenpredigt. 


richs  und  der  damit  verknüpfte  Umschwung  der  politischen 
Richtung  in  Württemberg  den  Ausschlag  gab,  lässt  sich  nicht 
mehr  feststellen.  Jedenfalls  finden  wir  ihn  1608  in  der 
Heimat. 

Hier  schien  sich  ihm  sogleich  die  Beamtenlaufbahn  zu 
öffnen:  sein  Landesherr,  Kurfürst  Joachim  Friedrich,  er- 
nannte ihn  zum  Hof-  und  Kammergerichtsrat.  Der  am 
18.  Juli  1608  erfolgte  plötzliche  Tod  des  Kurfürsten  vereitelte 
jedoch  seine  Hoffnungen;  er  teilte  das  Los  vieler  Beamten, 
wie  es  die  Rechtsauf fassung  der  Zeit  mit  sich  brachte^),  er 
Avurde  von  dem  Nachfolger  nicht  übernommen.  Dass  er  die 
Empfehlungen  seines  von  Johann  Siegismund  ungnädig  bei 
Seite  geschobenen  Schwagers  Loben  zweifellos  für  sich  gehabt 
hatte,  mag  ihm  beim  Kurfürsten  hinderlich  gewesen  sein.  Er 
benutzte  die  unfreiwillige  Müsse  zu  einem  Aufenthalt  in 
Italien,  von  welchem  er  erst  16 12  zurückkehrte.  Dass  er  im 
September  dieses  Jahres  eine  Domherrnstelle  im  Stifte  Havel- 
berg erwarb,  lässt  auf  Grund  der  damit  verbundenen  Residenz- 
pflicht^)  darauf  schliessen,  dass  er  in  absehbarer  Zeit  auf  eine 
Verwendung  im  kurfürstlichen  Dienste  nicht  rechnete.  Als 
er  diese  Präbende  antrat,  hat  er  sich  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  noch  zur  lutherischen  Konfession  bekannt;  denn  bei 
seiner  Wahl  am  8.  September  verlautet  nichts  von  einem  re- 
formierten Bekenntnisse,  während  er,  als  er  1626  an  Stelle 
des  verstorbenen  Johann  v.  Jagow  zum  Dekan  des  Stiftes  ge- 
wählt wird,  beruhigende  Erklärungen  in  dieser  Beziehung 
abgeben  muss^).  Da  er,  wie  aus  einem  von  Cosmar  und  Klap- 
roth  angeführten,  jetzt  nicht  mehr  aufzufindenden  Schreiben 
hervorgeht,  im  Jahre  1614  reformiert  war,  so  ist  anzunehmen, 
dass  sein  Übertritt  in  der  Zwischenzeit,  d.  h.  wohl  gleichzeitig 
mit   dem   des   Kurfürsten   erfolgt   ist.      Seine   wahrscheinlich 


i)  Stölzel,  Brandenburg-Preussens  Rechtsverwaltung  und  Rechts- 
verfassung.   Bd.  I,  S.  278. 

2)  Sein  Vorgänger  Georg  v.  Loben  verzichtet  deswegen  auf  sein 
Kanonikat  zu  Winterfeldts  Gunsten  (Geh.  St.  A.  Prov.  Br.  Rep.  10. 
Fach  II). 

3)  Geh.  St.  A.  Prov.  Br.  Reg.  10.  Domstift  Havelberg  I.  Fach 
113,  Nr.  14. 


schon  vorher  bekundete  Geneigtheit  zu  diesem  Schritte  wird 
Johann  Siegismund  für  ihn  eingenommen  haben,  denn  noch 
1613  greift  er  auf  Winterfeldts  Dienste  zurück  und  bestätigt 
diesen  in  dem  ihm  schon  von  Joachim  Friedrich  übertragenen 
Amt  als  Hof-  und  Kammergerichtsrat. 

Obwohl  Winterfeldt  also  eigentlich  der  Justizverwaltung 
angehörte,  wurde  er  doch  sehr  bald,  wie  damals  vielfach  üblich 
war,  zu  diplomatischen  Sendungen  herangezogen.  Als  im 
Herbst  1614  infolge  der  engen  Verbindung  des  Pfalzgrafen 
Wolfgang  Wilhelm  mit  Spanien  die  Aussichten  des  Kur- 
fürsten auf  die  Jülich-klevische  Erbschaft  trotz  der  hollän- 
dischen Hilfe  sich  prekär  gestalteten,  sah  sich  dieser  in  seiner 
militärischen  und  finanziellen  Bedrängnis  nach  weiterer  aus- 
ländischer Hilfe  um.  Damals  wurde  Winterfeldt  der  Auftrag 
zuteil.  Englands  Unterstützung  zu  erbitten  und  zugleich  im 
Auftrage  seines  Herrn  wie  des  Königs  von  Polen  für  eine 
englische  Vermittelung  zwischen  Polen  und  Schweden  zu 
wirken^).  Freilich  brachte  er  von  dem  geizigen  Jakob  I.  nur 
die  zu  dessen  Charakter  passende  gehässige  Antwort  zurück: 
,,Euer  Herr  sähe  gern,  wenn  sich  die  ganze  Welt  für  ihn  in 
Krieg  und  Verlegenheit  setzte,  tut  aber  für  seine  Person 
weniger  denn  nichts  dazu"^).  Ein  Wort,  das  allerdings  eine 
traurige  Wahrheit  in  sich  birgt,  welche  später  auch  bei  den 
Verhandlungen  mit  Schweden  1624  und  in  den  folgenden 
Jahren  ihre  Bestätigung  finden  sollte.  Im  Jahre  16 15  ging 
Winterfeldt  nach  Prag,  um  dort  für  seinen  Kurfürsten  vom 
Kaiser  Matthias  die  Belehnung  mit  den  Reichslehen  zu  er- 
halten. Im  Hochsommer^)  1619  nahm  er  zusammen  mit  dem 
Kanzler  Pruckmann,  den  Geh.  Räten  Adam  Gans  v.  Putlitz, 
Christian  v.  Bellin*)  und  anderen  an  dem  Wahltage  in  Frank- 
furt teil  und  ward  so  Zeuge  der  am  28.  August  erfolgten  Wahl 
Ferdinands  IL,  die  auf  Jahrzehnte  hinaus  die  Geschicke  des 


i)  Antonio  Foscarini  an  Doge  und  Senat,  London,  d.  7.  Nov. 
St.  n.  1614;  Calender  of  State  Papers  .  .  .  existing  in  the  Archives  .  .  . 
of  Venice,  Vol.  XIII.  ed.  by  Hinds.  London  1907. 

2)  Meinardus   in   der  Allg.   Deutschen  Biographie. 

3)  Meinardus  sagt  irrtümlich:   ,,Im  Winter." 

4)  Theatrum  Europaeum  I,   S.    167. 
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Heiligen  Römischen  Reiches  und  mit  ihm  seines  Kurfürsten- 
tums Brandenburg  in  so  verhängnisvoller  Weise  bestimmen 
sollte. 

So  hatte  Winterfeldt  Gelegenheit  gehabt,  sich  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  der  Reichspolitik  wie  der  europäischen 
Beziehungen  des  Hauses  Hohenzollern  zu  erproben,  als  der 
neue  Kurfürst  Georg  Wilhelm  eine  Ergänzung  des  1604  ge- 
gründeten Geh.  Rates  in  reformiertem  Sinne  vornahm,  die 
einer  Neukonstituierung  dieser  unter  Johann  Siegismund 
ihrem  Verfall  entgegengegangenen  Behörde  gleichkam^).  Von 
den  vier  kalvinistischen  Kandidaten,  die  der  Kanzler  Pruck- 
mann  dem  Kurfürsten  präsentierte,  wurden  drei  in  den  Geh, 
Rat  berufen,  Hempo  Levin  v.  dem  Knesebeck,  Matthias  Pole- 
nius  und  Samuel  v.  Winterfeldt.  Am  3.  Juli  162 1  leistete 
dieser  den  Geheimratseid^) .  In  seiner  neuen  Stellung  war 
Winterfeldt  hauptsächlich  nach  zwei  Richtungen  hin  tätig, 
einmal  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung^) ,  zum  andern 
auf  dem  der  auswärtigen  Politik,  welch  letzteres  für  den 
Zweck  meiner  Untersuchung  allein  in  Frage  kommt,  da  in 
den  mir  bekannten  Akten  über  seinen  Prozess  von  Anschul- 
digungen über  seine  Tätigkeit  auf  ersterem  Gebiete  nichts 
verlautet. 

Im  Jahre  1622  wurde  Winterfeldt  nach  Bamberg  ge- 
sandt, in  einer  auch  Brandenburg  berührenden  Lehnsange- 
legenheit der  fränkischen  Markgrafen^).  Anfang  Oktober 
desselben  Jahres  finden  wir  ihn  zusammen  mit  Pruckmann  in 
Leipzig  als  Vertreter  Georg  Wilhelms  auf  der  Tagsatzung 
des  Gesamthauses  Hohenzollern,  die  sich  auf  Antreiben  des 
Administrators  Christian  Wilhelm  von  Magdeburg  mit  der 
Wahrung  der  Rechte  der  Agnaten  des  vertriebenen  Johann 
Georg  von  Jägerndorf  dem  Kaiser  gegenüber  befasste.  Die 
Haltung  der  beiden  Räte  war  im  Hinblick  auf  die  militärische 


i)  Stölzel,  Rechtsverwaltung,  Bd.  i,  S.  331. 

2)  Meinardus,  Protokolle  und  Relationen,  Bd.   i,  S.  610. 

3)  Waddington,  Histoire  de  Prusse,  T.   i.  nennt  ihn  direkt  „con- 
seiller  des  finances". 

4)  Geh.    St.   A.    Rep.   24   SS.    Winterfeldt    an   Pruckmann,    un- 
datiert  (November   1624). 
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Ohnmacht  des  Kurfürsten  sehr  vorsichtig  und  zurückhaltend. 
Georg  Wilhelm  hatte  sie  nur  dazu  ermächtigt,  für  die  Ab- 
sendung eines  „beweglichen  Schreibens"  zu  stimmen,  um 
überhaupt  etwas  zu  tun,  und  der  Nachwelt  gegenüber  ent- 
schuldigt zu  sein.  Dass  diesen  Brief  das  Los  ad  acta  gelegt 
zu  werden,  treffen  würde,  darüber  konnte  man  sich  keinem 
Zweifel  hingeben^). 

War  es  ihm  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  vergönnt 
gewesen,  seiner  wahren  Anschauung  einen  klaren  Ausdruck 
zu  geben,  so  bot  sich  ihm  doch  bald  die  Gelegenheit,  von  seiner 
gut  reformierten  antikaiserlichen  Gesinnung  offenes  Bekennt- 
nis abzulegen.  Als  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter 
Brandenburgs  auf  dem  Kollegialtage  zu  Regensburg  am 
II.  Februar  1623  Zeuge  der  Ächtung  des  Pfalzgrafen  Fried- 
rich V.  wurde,  kam  sein  feuriges  Temperament  zum  Durch- 
bruch. Mit  den  Worten,  „es  würde  auf  diese  Weise  ein  Kur- 
fürst und  andere  Stände  des  Reichs  weit  deterioris  conditionis 
als  ein  Edelmann  in  Polen  sein,  denn  derselbe  nit  als  auf 
offenem  Reichstag  proskribieret  werden  könne,"  protestierte 
er  gegen  die  Verletzung  des  Reichsrechtes  2) ,  die  nach  Ansicht 
Sachsens  und  Brandenburgs  darin  lag,  dass  der  Kaiser  nicht 
zuvor  den  Rat  sämtlicher  Kurfürsten  eingeholt  hatte,  wozu 
er  nach  seiner  Wahlkapitulation  verpflichtet  war^). 

Als  sehr  bald  darauf  auch  der  Obersächsische  Kreis, 
welcher  bisher,  von  einigen  unbedeutenden  Durchzügen  abge- 
sehen, von  den  Kriegsnöten  verschont  geblieben  war,  sich 
durch  die  Pläne  Christians  von  Halberstadt  bedroht  sah,  ging 
Winterfeldt  im  Auftrage  Georg  Wilhelms  auf  den  zum 
Zwecke  eines  gemeinsamen  Defensionswerkes  auf  den  30.  April 
nach  Jüterbog  berufenen  Kreistag.     Hier  kam  auch  wirklich 


i)  Schulz,  Hans:  Markgraf  Johann  Georg  von  Brandenburg. 
In:  Zeitschr.  f.  Gesch.  und  Altert.  Schlesiens.  Bd.  32.  Er  wurde 
29.  April  n.  St.  1624  nach  1^/2  Jahren  beantwortet:  Joh.  Georg  sei 
in  Jägerndorf  toleramusweise  geduldet  worden,  habe  er  Rechte  be- 
sessen, so  seien  sie  durch  die  Acht  verwirkt.     Koser  I,  393. 

2)  Opel,  Niedersächsisch-Dänischer  Krieg,  Bd.  i,  S.  378  und 
Londorp,  Acta  publica  II,  703. 

3)  Ritter,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  3,  S.  186. 
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eine  Einigung  über  die  zum  Schutze  des  Kreises  gegen  wider- 
rechtliche Durchmärsche  aufzustellende  Truppenzahl  zustande. 
Brandenburg  stellte  von  den  geforderten  lo  ooo  Mann  1386 
Mann  zu  Fuss  und  452  Reiter,  die  aber  im  Dezember  1623 
wieder  abgedankt  wurden^). 

Am  Schluss  des  Jahres  1623  ging  Winterfeldt  nach  Hol- 
land, um  dort  zur  Entwirrung  der  verwickelten  Beziehungen 
mit  den  Generalstaaten  beizutragen.  Ein  Erfolg  war  dieser 
Mission,  über  die  ausser  einem  Empfehlungsschreiben  des 
Kurfürsten  an  Franz  van  Aerssen  leider  nichts  mehr  bekannt 
ist,  nicht  beschieden.  Die  Verhandlungen  über  die  Jülich- 
klevische  Angelegenheit  hatten  seit  Georg  Wilhelms  Re- 
gierungsantritt bisher  fast  ausschliesslich  in  Schwarzenbergs 
Hand  gelegen:  er  hatte  am  20.  März  1622  den  Bündnistraktat 
mit  den  Vereinigten  Niederlanden  geschlossen,  er  ist  es  auch, 
der  am  23.  Oktober  1624  eine  neue  Allianz  mit  diesen  zu 
Wege  bringt,  Verträge,  deren  praktischer  Wert  sich  allerdings 
recht  illusorisch  erwies.  Winterfeldts  Sendung  erscheint  wie 
eine  Episode  in  der  grossen  Menge  dieser  Verhandlungen. 
Vielleicht  handelte  es  sich  um  Vorbesprechungen  im  Ein- 
klänge mit  Schwarzenberg,  vielleicht  aber  auch  um  eine 
Gegenmine  der  Geh.  Räte  gegen  die  Tätigkeit  des  Grafen,  die 
ja  noch  kein  rechtes  Resultat  gezeitigt  hatte.  Schaumburg 
behauptet  2)  in  seiner  ,, Begründung  der  brandenburgischen 
Herrschaft  am  Niederrhein"  allerdings,  dass  Schwarzenberg 
den  bisherigen  Gesandten  im  Haag,  den  Geh.  Rat  Samuel 
v.  Winterfeldt  von  dort  zu  entfernen  gewusst  hätte,  doch 
bleibt  er  den  Beweis  schuldig.  Schaumburg  ist  übrigens  über 
die  leitenden  Persönlichkeiten  am  Berliner  Hofe  oft  recht 
schlecht  unterrichtet,  so  stellt  er  für  das  Jahr  1623  den 
„Obersten"  (er  war  in  Wirklichkeit  erst  Rittmeister)  Konrad 
v.  Burgsdorf,  der  politisch  noch  gar  nicht  hervorgetreten  war, 
als  den  einflussreichsten  Gegner  Schwarzenbergs  hin^).  Bei 
Gelegenheit  dieser   Gesandtschaftsreise    hat  Winterfeldt    die 


i)  Jany,   Anfänge  der   alten  Armee,   T.    i,   S.   47 — 49.     In:   Ur- 
kundliche Beitr.  und  Forsch,  z.  Gesch.  d.  Preuss.  Heeres,  Bd.  i. 

2)  S.  183. 

3)  S.  180. 
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Bekanntschaft  mit  dem  pfälzischen  Rat  Ludwig  Camerarius, 
dem  eifrigsten  diplomatischen  Vertreter  der  Sache  seines 
Herrn,  gemacht,  welcher  gerade  von  einer  geheimen  Sendung 
zu  Gustav  Adolf  zurückgekehrt  war^).  Mit  ihm  hat  er  von 
dieser  Zeit  an  einen  lebhaften  Briefwechsel  unterhalten,  auf 
den  noch  später  zurückzukommen  sein  wird  ^3- 


III.  Winterfeldts  diplomatische  Tätigkeit  in  den 
Jahren  1624—27. 

Ehe  wir  auf  die  diplomatische  Tätigkeit  Winterfeldts  in 
den  folgenden  Jahren  näher  eingehen,  müssen  wir  uns  zum 
Verständnis  derselben  in  kurzen  Zügen  die  allgemeine  poli- 
tische und  militärische  Lage  in  Europa  und  besonders  im 
Reiche  im  Zusammenhang  mit  der  Parteigruppierung  am  Ber- 
liner Hofe  und  dessen  Zielen,  wenn  man  dies  Wort  einmal  an- 
wenden darf,  vor  Augen  führen. 

Allgemeine  Lage  im  Herbst  1624. 

Seit  mehreren  Jahren  bereits  kämpften  die  Parteigänger 
des  unglücklichen  und  unfähigen  Winterkönigs  vergeblich 
gegen  die  habsburgisch-ligistische  Übermacht.  Brandenburg 
war  bis  zur  Stunde  von  dem  Kriegsgetümmel,  das  sich  seit 
mehr  als  Jahresfrist  von  Süddeutschland  auch  nach  dem 
Norden  des  Reiches  verpflanzt  hatte,  glücklich  verschont  ge- 
blieben. Und  doch  war  die  diplomatische  Lage  für  Branden- 
burg immer  prekärer  geworden,  ohne  dass  man  sich  in  Berlin 
zu  viel  anderem  als  papierenen  Protesten  aufgeschwungen 
hätte.  Sahen  sich  durch  die  Nichtachtung  des  herkömmlichen 
Reichsrechts  von  selten  des  immer  rücksichtsloser  um  sich 
greifenden  Kaisers  und  seiner  Verbündeten  alle  protestan- 
tischen Stände  in  gleicher  Weise  bedroht,  so  besonders  der 
hohenzollernsche  Staat,  dessen  gewaltige  territoriale  Ent- 
wicklung in  den  letzten  fünfzehn  Jahren,  eine  Entwicklung, 

i)  Söltl,  Religionskrieg,  Bd.  3,  S.  184. 
2)  S.  89. 
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die  in  absehbarer  Zeit  einen  noch  weiteren  Umfang  zu  ge- 
wärtigen hatte,  einen  künftigen  Nebenbuhler  des  Hauses 
Habsburg  ahnen  Hess.  Dessen  war  man  sich  in  Wien  voll 
bewusst;  hatte  man  sich  doch  alle  Mühe  gegeben,  den  Kur- 
staat vom  Rhein  fern  zu  halten,  war  es  diesem  doch  nur  mit 
ausländischer  Unterstützung  möglich  gewesen,  dort  Fuss  zu 
fassen.  Jetzt  bedrohten  die  Fortschritte  der  dem  Kaiser  eng 
verbundenen  Spanier  zugleich  mit  den  Generalstaaten  auch 
die  brandenburgische  Herrschaft  am  Niederrhein.  Ähnlich 
stand  es  mit  Preussen:  nur  die  Siege  Gustav  Adolfs  hatten 
im  Grunde  genommen  Georg  Wilhelm  im  Jahre  162 1  zur  Be- 
lehnung mit  dem  Herzogtum  verholfen.  Ein  siegreicher 
Kaiser,  auf  den  Polen  sich  stützen  konnte,  musste  auch  dort 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr  bedeuten.  Der  Besitz 
des  Hauses  Hohenzollern  in  Oberschlesien  war  und  blieb  ver- 
loren. Magdeburg,  das  seit  hundert  Jahren  in  den  Händen 
brandenburgischer  Prinzen  war,  stand  auf  dem  Spiele.  Und 
selbst  im  Kernlande  des  Staates  war  man  seines  Besitzes  nicht 
sicher.  Zu  der  Gefährdung  der  Staatsinteressen  kam  die  per- 
sönliche Kränkung,  welche  Georg  Wilhelm  durch  die  Behand- 
lung seiner  nächsten  Verwandten  widerfuhr  und  die  er  aufs 
lebhafteste  empfand.  Der  vertriebene  Pfalzgraf  war  sein 
Schwager,  dessen  durch  spanische  Willkür  ohne  jedes  Ver- 
schulden^) gleichfalls  seines  Landes  beraubter  jüngerer 
Bruder,  Pfalzgraf  Ludwig  Philipp  von  Simmern,  war  mit  der 
jüngsten  Tochter  Joachim  Friedrichs,  also  einer  Tante  des 
Kurfürsten,  vermählt,  der  verjagte  Johann  Georg  von  Jägern- 
dorf war  sein  Oheim. 

Schon  längst  gab  es  am  Berliner  Hofe  eine  reformierte 
Aktionspartei;  zu  ihr  gehörten  der  alte  Kanzler  Friedrich 
Pruckmann,  die  Geh.  Räte  Siegismund  v.  Götze,  Samuel 
V.  Winterfeldt,  Levin  v.  d.  Knesebeck,  Christian  v.  Bellin,  der 
rührigste  und  fähigste  Vertreter  dieser  Richtung,  in  dessen 
Hand  bis  zu  seinem  im  Frühjahr  1626  erfolgten  Tode  die 
Fäden  der  antikaiserlichen  Politik  Brandenburgs  zusammen- 
liefen,   dessen   politische    Erbschaft   dann    Winterfeldt   über- 

1)  Wird  in  Winterfeldts  Instruktion  vom  17.  November  1624 
besonders  betont  (Geh.  St.  A.  Rep.  24.  SS.). 
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nahm.  Einen  starken  Rückhalt  fand  diese  Partei  an  den 
Damen  des  kurfürstlichen  Hofes,  an  der  Gemahlin  Georg 
Wilhelms,  Elisabeth  Charlotte,  der  Schwester  Friedrich  V., 
und  seiner  Mutter  Luise  Juliane,  der  Tochter  des  grossen 
Oraniers,  die  in  Berlin  eine  Zuflucht  gefunden  hatte.  Dem 
Verlangen  der  reformierten  Ratspartei  nach  tatkräftigem 
Widerstände  gegen  die  kaiserlichen  Pläne,  oder  falls  dies  im 
Augenblick  nicht  tunlich,  zum  mindesten  nach  bewaffneter 
Neutralität  widerstrebte  im  Einvernehmen  mit  den  luthe- 
rischen Ständen  der  katholische  Graf  Adam  v.  Schwarzen- 
berg.  Den  Ständen  stand,  ganz  im  Einklang  mit  Luthers 
Lehre  von  der  Obrigkeit,  das  rechtmässige,  wenn  auch  katho- 
lische Reichshaupt  näher  als  der  kalvinistische  Rebell,  der 
Kurfürst  von  der  Pfalz;  aber  auch  nur  für  eine  bewaffnete 
Neutralität  waren  sie  nicht  zu  haben,  weil  diese  dem  Landes- 
herren den  von  dem  ständischen  Wesen  stets  gefürchteten 
Miles  perpetuus  gebracht  hätte.  Wenn  Schwarzenberg  auch 
zeitweise  antikaiserliche  Regungen  zeigte,  so  hatten  diese  doch 
weniger  ihren  Ursprung  in  seiner  politischen  Überzeugung; 
sie  gingen  eben  aus  der  augenblicklichen  Lage  hervor,  die 
diesem  gewandten  und  rücksichtslosen  Diplomaten  ein 
Schwimmen  gegen  den  Strom  verbot,  wenn  er  ihn  nicht 
meistern  zu  können  glaubte.  Die  Tendenz  seiner  Staatskunst 
ging  in  diesen  Jahren  im  Einklang  mit  den  Ständen  auf  einen 
möglichst  engen  Zusammenschluss  mit  Kursachsen  hinaus. 
Zwischen,  nicht  über  den  Parteien  stand  der  Kurfürst  Georg 
Wilhelm.  Obwohl  er  sich  in  seinen  jüngeren  Jahren  zu  einer 
grossen  Rolle  berufen  hielt,  machte  ihn  doch  ein  körperliches 
Leiden  fremden  Einflüssen  vollkommen  zugänglich.  Am 
besten  verstand  es  Schwarzenberg,  mit  dem  ihn  langjährige 
nahe  Beziehungen  verbanden,  aus  seiner  Bequemlichkeit 
Nutzen  zu  ziehen,  zumal  er  auch  für  die  finanziellen  Nöte 
seines  vergnügungssüchtigen  Herren  die  besten  Auswege 
fand.  Es  ist  daher  immer  von  höchster  Bedeutung,  wer  in 
entscheidenden  Momenten  sich  in  der  Umgebung  Georg  Wil- 
helms befand. 

Jetzt,  im  Sommer  1624,  hatte  Kursachsen  auf  Betreiben 
des  Erzbischofs  von  Mainz  in  der  Frage  der  bayerischen  Kur 


—     19     — 

dem  Kaiser  und  Maximilian  v.  Bayern,  der  mit  seinem  Ein- 
fliiss  diePolitik  in  kriegerischem  Sinne  beherrscht,  ein  so  weit- 
gehendes Entgegenkommen  gezeigt,  dass  Brandenburg  im 
Reiche  völlig  isoliert  dastand;  Schwarzenberg  befand  sich 
am  Rhein.  Da  hielt  die  reformierte  Aktionspartei  den  Augen- 
blick für  gekommen,  den  Kurfürsten  zu  einer  Initiative  fort- 
zureissen,  die  Brandenburg  zu  einer  allerdings  schnell  wieder 
vorübergehenden  Stellung  im  Rate  der  Völker  emporhob.  Die 
allgemeine  politische  Konstellation  in  Europa  war  für  ein  der- 
artiges Unternehmen  ausnehmend  günstig^). 

In  England  war  endlich  Jakob  I.  von  seinem  abenteuer- 
lichen Plan,  den  Prinzen  von  Wales  mit  einer  Infantin  zu  ver- 
heiraten und  dann  im  Bunde  mit  Spanien  das  Arbitrium 
mundi  auszuüben,  abgekommen  und  hatte  sich  Frankreich  ge- 
nähert, wo  der  soeben  ans  Ruder  gekommene  Richelieu  sofort 
seinen  grossen  Kampf  gegen  die  spanische  Umklammerung 
einleitete.  Beide  Königreiche  suchten  im  Verein  mit  Holland 
Verbindungen  mit  den  nordischen  Herrschern  wie  den  pro- 
testantischen deutschen  Reichsständen.  Mit  der  Aufgabe, 
diese  letzteren  zu  sondieren,  beauftragte  der  Kardinal  den 
Herrn  v.  Marescot.  Zwar  erhielt  in  Berlin  der  Franzose  eine 
ausweichende  Antwort.  Und  doch  hat  gerade  diese  Mission 
Marescots^)  den  Anstoss  gegeben,  dass  der  Kurfürst,  schon 
lange  durch  die  Bittgesuche  des  Pfalzgrafen  bestürmt,  auch 
von  anderer  Seite  in  demselben  Sinne  bearbeitet  —  so  war 
kurz  vorher  der  ehemalige  Oberst  Fuchs  v.  Bimbach'^)  im 
Auftrage  des  Administrators  Christian  Wilhelm  von  Magde- 
burg in  Berlin  gewesen  —  dem  Drängen  seiner  Räte  nach- 
gab und  den  Anschluss  an  das  Ausland  suchte. 


i)  Die  folgende  Darstellung  fusst  ausser  auf  Opel  besonders  auf 
Schybergson,  Unterhandlingarna  omen  evangelisk  allians  ären 
1624 — 25. 

2)  Ich  schliesse  mich  der  Ansicht  Opels  an,  zumal  in  Winter- 
feldts  Instruktion  (Geh.  St.  A.  Rep.  24  SS.)  dieser  Grund  besonders 
betont  wird.  Schybergson  will  den  Anlass  des  Eintritts  nur  in  den 
pfälzischen  Hilfegesuchen  sehen. 

3)  ,,Gemelter  Obrister  Fuchs  hat  im  verwichenen  Sommer,  als 
er  bei  uns  war,  fast  den  Anfang  dieses  ganzen  Werkes  gemacht" 
(Winterfeldts  Instruktion,  Geh.  St.  A.  Rep.  24  SS.). 
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Benins  Sendung  nach  Dänemark  und  Schweden  1624. 

In   tiefstem   Geheimnis    wurde   also    zunächst  Christian 
V.   Beilin  an   die  beiden^)    nordischen  Könige  abgesandt,   die 
beide  mit  Georg  Wilhelm  verwandt  waren  und  soeben  durch 
den   Vertrag  von   Knäröd^)    ihre   Streitigkeiten   ausgeglichen 
hatten.      Bei    Christian   IV.,   der   sich   gerade  damals    in   der 
Rolle  eines  dem  Kaiser  wohlgesinnten  Vermittlers  gefiel,  fand 
Bellin  kein  Entgegenkommen.     Eine  desto  bereitwilligere  Auf- 
nahme fand  er  in  Schweden,    wo  er  Gustav  Adolf,    welcher 
gerade  den  am    i.  Juni   1624    abgelaufenen  Waffenstillstand 
mit  Polen  auf  ein  Jahr  verlängert  hatte,  in  Unterhandlungen 
mit  dem  englischen  Gesandten  Jakob  Spens  traf.    Dieser 
machte  dem  Könige  neben  unbestimmt  gehaltenen  Vorschlägen 
Jakobs  I.  im  Auftrage  des  Prinzen  von  Wales  den  streng  ver- 
traulichen Antrag,  mit  englischer  Geldhilfe  (20  000  L  monat- 
lich)   den  Krieg  auf  sich  zu  nehmen  und  nach  Schlesien  zu 
verpflanzen.     In  diesem  günstigen  Augenblick  kam  Bellin,  um 
die  seit   1620  unterbrochenen  freundschaftlichen  Beziehungen 
mit    Gustav   Adolf   wieder    aufzunehmen    und    ihm   ähnliche 
Vorschläge   zu   unterbreiten   mit   der   freilich   etwas    zu   opti- 
mistischen Versicherung,  dass  die  protestantischen  Stände  des 
Reichs   sich  anschliessen  würden.     Allerdings  den  Lieblings- 
plan Gustav  Adolfs,   den  Krieg  durch  Polen  nach  Schlesien 
zu  tragen,  verwarf  Brandenburg.  Der  Kampf  sollte  im  Herzen 
Deutschlands  entschieden  werden,   und  zwar  vornehmlich   in 
den  Landstrichen,   um   deren  Wiedergewinnung  es  sich  han- 
delte, das  heisst,  der  Krieg  sollte  an  der  Weserlinie  beginnen 
und  in  der  Pfalz  enden.     Doch  auch  hierzu  erklärte  sich  der 
König  bereit,  obwohl  es  sich  für  ihn  nicht  nur  darum  drehte, 
einen  neuen  Feldzugsplan  zu  entwerfen,  sondern,  wie  er  klar 
erkannte,  unter  Aufgabe  einer  seit   1617  folgerichtig  durch- 
geführten Politik,  eine  neue  Lebensbahn  einzuschlagen.     Nur 
sollten  die  deutschen  Stände  ihn  darum  ersuchen,  einen  Teil 
der  Kosten  tragen,  ihm  je  einen  Hafen  an  der  Nordsee  und 
an  der  Ostsee  einräumen  und  ihm  den  unumschränkten  unge- 

1)  Seine    Instruktion   vom   30.   Juli    weist    ihn   an    beide    zu- 
gleich (Geh.  St.  A.  Rep.  24a  i  Fase.  21). 

2)  9.  Juli  n.  St. 
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teilten  Oberbefehl  übertragen.  Gerade  in  diesem  letzten 
Punkte  blieb  er  unerschütterlich.  Da  Bellins  Vollmachten 
nur  zu  einer  Vorbesprechung  reichten,  gab  ihm  Gustav  Adolf 
eine  genaue  Darlegung  seines  Planes  mit  und  empfahl  ihm, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  von  ihm  gestellten  Vorbe- 
dingungen, das  heisst  ein  Einvernehmen  mit  den  übrigen  pro- 
testantischen Mächten^)  und  den  deutschen  Ständen,  zu 
Wege  gebracht  würden. 

In  Berlin  billigte  man  diesen  schwedischen  Plan  mit 
einigen  Erleichterungen  für  die  deutschen  Stände.  Für  das 
Reich  plante  man  eine  Erneuerung  der  162 1  so  ruhmlos  aus- 
einandergegangenen Union^)  auf  breiterer  Grundlage  mit 
stärkerem  Hervortreten  des  norddeutschen  Elements,  als  Mit- 
glieder sah  man  vor:  Kurbrandenburg,  Kurpfalz,  Ansbach, 
Kulmbach,  Erzstift  Magdeburg,  Stift  Halberstadt,  Württem- 
berg, beide  Pommern,  beide  Mecklenburg  und  von  den  Reichs- 
städten Lübeck,  Hamburg,  Magdeburg,  Nürnberg,  Strass- 
burg  und  Ulm^).  Die  Sonderzwecke  Brandenburgs  bei  diesem 
Bunde  waren  die  endgültige  Erledigung  des  Jülich-kleveschen 
Erbfolgestreites  in  einem  für  den  Kurfürsten  günstigen  Sinne 
und  die  Herausgabe  Jägerndorf s^) .  Alsbald  traf  man  am 
Berliner  Hofe  \^orkehrungen  zur  Ausführung:  Christian 
v.  Beilin  sollte  nach  Hamburg,  Holland,  England  und  Frank- 
reich gehen,  Siegismund  v.  Götze  die  mecklenburgischen 
Fürsten  aufsuchen  und  Samuel  v.  Winterfeldt  die  süddeut- 
schen Höfe  und  Reichsstädte  bereisen. 

Winterfeldts  erste  Sendung  nach  Süddeutschland 

im  Winter  1624/25. 
Für   Winterfeldt  beginnt  mit   dieser  Mission   ein   neuer 
Lebensabschnitt.     War  er  auch  schon  längst  ein  eifriger  Ver- 
fechter der   Sache  des  Evangeliums  gewesen,    hatte  er  auch 

i)  Frankreichs,  einer  katholischen  Macht,  direkter  Beitritt  zu 
der  Koalition  wird  von  Gustav  Adolf  rundweg  abgelehnt;  doch  sollte 
es  aufgefordert  werden,  seine  Unterstützung  zu  leihen. 

2)  Bellin  benutzt  direkt  den  Ausdruck  ,,Unierte"  (Geh.  St.  A. 
Rep.  24  SS.). 

3)  Geh.  St.  A.  Rep.  24  SS. 

4)  Geh.  St.  A.  Rep.  XI  Nr.  89a. 


längst  erkannt,  dass  eine  schwächliche  Neutralitätspolitik  zu 
keinem  erspriessli'chen  Ende  führen  könnte,  so  hatte  er  doch 
im  wesentlichen  seine  diplomatische  Tätigkeit  als  Geheimer 
Rat  aufgehen  sehen  müssen  in  schwächlichen,  von  vornherein 
zwecklosen  Abwehrmassregeln.  Jetzt  bietet  sich  ihm  die  Aus- 
sicht, an  hervorragender  Stelle  an  einem  Unternehmen  mit- 
zuwirken, das  nicht  mehr  den  Aufschub  einer  unliebsamen 
Entscheidung  bedeuten  sollte,  das  vielmehr  ein  Versuch  war, 
endlich  einen  Ausweg  aus  der  verworrenen  Lage  zu  schaffen, 
selbst  unter  Daransetzung  der  Existenz  des  brandenbur- 
gischen Kurstaates.  Als  guter  brandenburgischer  Patriot  hat 
Winterfeldt  mit  aller  Konsequenz  an  der  einmal  gewonnenen 
Überzeugung  festgehalten,  dass  die  Hilfe  nur  vom  Ausland 
kommen  könne,  dass  der  einzige,  der  dazu  wirklich  imstande, 
der  grosse  Schwedenkönig  Gustav  Adolf  sei.  Er  ist,  als  die 
politische  Lage  sich  dann  in  der  Folgezeit  in  ungewünschter 
Weise  entwickelte,  durch  seine  Überzeugungstreue  in  Not  und 
Verfolgung  geraten.  Wenn  auch  gleich  dieser  erste  Versuch 
einer  grossen  Koalition  zum  Schutze  des  bedrängten  Pro- 
testantismus in  Deutschland  scheiterte,  an  den  brandenbur- 
gischen Staatsmännern  der  Winterfeldtschen  Richtung  hat  es 
nicht  gelegen. 

Winterfeldt  erhält  also  Ende  November  1624  den  Auf- 
tragt), die  Höfe  zu  Stuttgart,  Kulmbach  und  Ansbach,  sowie 
die  Reichsstadt  Nürnberg,  alles  frühere  Unionsglieder,  in  der 
vorsichtigsten  Weise  zu  sondieren.  Überall  hatte  bereits  der 
französische  Agent  Marescot  vorgearbeitet;  ebenso  hatte  sich 
der  Oberst  Fuchs  2)  im  Sommer  erboten,  mit  den  Genanten  in 


i)  Das  Folgende  nach  den  Akten  des  Geh.  St.  A.  Rep.  24  SS. 
und  Rep.  XI  Nr.  89a. 

2)  Fuchs  war  ein  militärischer  Abenteuier,  der  früher  in  kaiser- 
lichen Diensten  gestanden  und  sich  1624  an  Christian  Wilhelm  von 
Magdeburg  herangemacht  hatte.  Auch  Winterfeldt  hat  keine  hohe 
Meinung  von  ihm;  er  schreibt  am  9.  Dezember  1624  aus  Kulmbach: 
jj'ai  peur  que  l'on  ne  me  fera  attendre  plusieurs  jours  pour  l'absence 
de  Fouchs  lequel  est  de  ja  mande;  je  voudrois  qu'il  ne  vinst  point  et 
croy  y  avoir  grandes  raysons,  mais  il  ne  manquera  pas  de  venir." 
Diese  ungünstige  Auffassung  teilt  Ritter,  während  Opel  aus  ihm  trotz 
seines  Parteiwechsels  eine  Art  Glaubensheld  machen  will. 
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vertrauliche  Verbindung  zu  treten.  Dies  hatte  er  zwar  ge 
tan,  ohne  indessen  etwas  von  sich  hören  zu  lassen.  Winter- 
feldt  soll  eine  Zusammenkunft  mit  ihm  herbeiführen,  doch  soll 
er  gerade  ihm  gegenüber  besondere  Zurückhaltung  über  die 
Einzelheiten  des  Planes  üben,  da  man  befürchtete,  Fuchs 
könnte  sich  in  seiner  Eitelkeit  auf  das  Generalat  Hoffnung 
machen  und,  wenn  er  sich  hierin  getäuscht  sähe,  wieder,  wie 
es  schon  einmal  geschehen,  kaiserliche  Dienste  nehmen.  Eine 
unumgängliche  Vorbedingung  für  den  Erfolg  war  die  grösste 
Heimlichkeit  der  ganzen  Verhandlungen.  Bei  der  unbestrit- 
tenen militärischen  Herrschaft  des  Kaisers  über  den  deutschen 
Süden  riskierten  die  in  Frage  kommenden  Stände  Kopf  und 
Kragen,  wenn  irgend  etwas  vorzeitig  ans  Tageslicht  kam,  oder 
nur  ein  allenfalls  begründeter  Verdacht  auftauchte.  Daher  er- 
hält Winterfeldt  ebensowenig  wie  Bellin  seine  offizielle  In- 
struktion mit  auf  die  Reise.  An  Stelle  dieser,  die  zu  den 
.^kten  gegeben  wird,  bekommt  er  eine  unverfängliche  Schein- 
instruktion mit,  in  welcher  angegeben  wird,  dass  er,  ohnehin 
nach  Speier  zum  Reichskammergericht  in  Rechtssachen  unter- 
wegs, in  Kulmbach  und  Ansbach  Vorbesprechungen  über  die 
auf  einem  in  Leipzig  geplanten  hohenzollernschen  Familien- 
tage gemeinsam  zu  behandelnde  Jägerndorfer  Angelegenheit 
pflegen  sollte.  In  Stuttgart  sollte  die  Versorgung  der  Witwe 
des  Markgrafen  von  Jägerndorf,  Eva  Christine,  einer 
Schwester  des  Herzogs,  zum  Vorwand  dienen,  während  in 
Nürnberg  der  Syndikus  Dr.  Ölhafen  um  seinen  Rechtsrat  in 
der  Jägerndorfer  Sache  angegangen  werden  sollte.  Es  war 
eine  wirkliche  Scheininstruktion;  denn  gerade  die  in  ihr  auf- 
geführten Punkte  sollte  er  nach  Möglichkeit  ausser  Frage 
lassen.  Er  hatte  im  Gegenteil  den  Nebenauftrag,  das  Zu- 
standekommen eines  solchen  Familientages  zu  verhindern,  da 
auf  demselben  die  fränkischen  Hohenzollern  eine  Revision  des 
Geraischen  Vergleiches  zugunsten  der  jüngeren  Agnaten 
planten.  Winterfeldt  äussert  dem  Kanzler  Pruckmann  gegen- 
über gewisse  vollständig  gerechtfertigte  Bedenken  gegen  die 
Scheininstruktion.  Einmal  lägen  die  Orte,  die  er  quasi  ge- 
legentlich berühren  sollte,  nicht  auf  dem  Wege  nach  Speier, 
andererseits  könne  er,  falls  er  angehalten  werden  sollte,  über 
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Rechtssachen  keinen  Bescheid  geben.  Es  wäre  nach  seiner 
Ansicht  besser,  eine  Reise  nach  Bamberg  in  Lehnssachen,  wie 
er  sie  1622  schon  einmal  unternommen,  vorzuschützen.  Doch 
ist  es  bei  der  Scheininstruktion  vom  17.  November  1624  ge- 
blieben. Auch  sollte  er  überhaupt  nicht  als  Gesandter  auf- 
treten, sondern  eine  unverfängliche  Gelegenheit  zur  Unter- 
redung suchen  und  seine  Kreditive  nur  unter  vier  Augen  vor- 
zeigen. War  ihm  dies  geglückt,  so  hatte  er  seine  Eröffnungen 
ganz  allmählich  zu  machen,  wie  ein  Schachspieler  nach  jedem 
wohlberechneten  Zuge  den  Zug  des  Gegenspielers  abzuwarten 
und  dem  seine  weiteren  Mitteilungen  und  Fragen  anzupassen. 
Erst  wenn  sie  sich  allgemein  gehaltenen  Hinweisen  auf  die 
Gefährdung  der  Religion  und  der  reichsständischen  Libertät 
zugänglich  und  dem  Gedanken  einer  Gegenwehr  nicht  abge- 
neigt zeigten,  durfte  er  die  Bemerkung  machen,  dass  bei  der 
Unmöglichkeit  offener  Werbungen  im  Reiche  nur  ein  aus- 
wärtiger Herrscher  imstande  sei,  die  ersehnte  Hilfe  zu 
bringen.  Ein  fremder  Regent  muss  die  Armee  stellen,  an  den 
protestantischen  Reichsständen  sei  es,  einen  Kriegsschatz  zu 
sammeln,  und  zwar  nach  Massgabe  des  Reichsanschlages  für 
die  Römermonate.  Haben  sie  im  Prinzip  hiergegen  nichts 
einzuwenden,  dann  darf  Winterfeldt  den  Namen  Gustav 
Adolfs  im  strengsten  Vertrauen  bekannt  geben.  Erst  wenn 
er  sie  von  der  Notwendigkeit  überzeugt  hat,  dass  nur  dieser 
der  Retter  sein  könne  und  dürfe,  darf  er  von  den  vorausge- 
gangenen Vorverhandlungen  mit  Schweden,  England  und 
Frankreich  Mitteilung  machen,  sie  zu  einer  für  den  17.  Januar 
1625  in  Magedeburg  vorgesehenen  Konferenz,  wohin  sie  ihre 
Gesandten  mit  Vollmacht  zum  Abschluss  zu  schicken  hätten, 
einladen  und  die  schwedischen  Bedingungen  in  allen  Einzel- 
heiten darlegen.  Doch  immer  hat  er  mit  grösster  Sorgfalt 
darauf  zu  achten,  dass  er  nicht  etwa  nur  ausgehorcht  würde, 
auf  keinen  Fall  etwas  Schriftliches  zu  geben  oder  zu  nehmen, 
sondern  alles  mündlich  zu  erledigen.  Ob  er  Bellins  Sendung 
Erwähnung  tun  kann,  bleibt  seinem  Taktgefühl  überlassen. 
Auch  sind  die  Fürsten  nicht  gleichmässig  zu  behandeln. 
Hauptsächlich  fiel  die  Ansicht  Joachim  Ernsts  von  Ansbach 
ins  Gewicht;  früher  eines  der  eifrigsten  Mitglieder  der  Union, 
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hatte  er  in  letzter  Zeit  eine  bedenkliche  Hinneigung  zum 
Kaiser  gezeigt,  ja  er  hatte  sogar  in  dessen  Auftrage  Georg 
Wilhelm  für  die  bayerische  Kur  zu  gewinnen  gesucht^).  Von 
Ansbach  aus  sollte  Winterfeldt  daher  nach  Berlin  berichten, 
von  Ansbach  und  dann  später  auch  von  Stuttgart  nach  Paris 
an  Christian  v.  Bellin  unter  Marescots  Adresse  schreiben,  da 
ersterer  grossen  Wert  darauf  legt:  „Denn  soll  ich  in  Frank- 
reich etwas  Gutes  negoziieren,  so  muss  ich  ein  wenig  Nach- 
richt haben,  was  die  Stände  droben  sich  erklären"  0-  Sollte 
sich  Joachim  Ernst  dem  Plane  gänzlich  versagen,  so  braucht 
Winterfeldt  überhaupt  nicht  erst  nach  Stuttgart  zu  ziehen. 
Eine  Absage  Christians  von  Kulmbach  dagegen  hatte  nicht 
die  gleiche  schwerwiegende  Bedeutung;  dieser  würde  schliess- 
lich doch  dem  Beispiel  seines  ihm  geistig  weit  überlegenen 
Bruders  folgen.  Die  Fürsten  sind  zu  ersuchen,  ihren  Einfluss 
bei  den  Reichsstädten  geltend  zu  machen:  Württemberg  bei 
Ulm  und  Strassburg,  die  fränkischen  Brüder  bei  Nürnberg, 
wo  Winterfeldt  an  den  Syndikus  Johann  Christoph  v.  ölhaften 
gewiesen  wird,  welcher  seine  Vaterstadt  oftmals  auf  Unions- 
tagen vertreten  hatte'). 

Gustav  Adolf  hatte  sich  bereit  erklärt,  auf  seine  Kosten 
für  die  ganze  Dauer  des  Feldzuges  zwölf  Regimenter  zu  Fuss 
und  2000  Mann  Kavallerie  zu  stellen,  für  die  nötige  Artil- 
lerie*) und  reichliche  Munition  Sorge  zu  tragen,  mit  dieser 
in  Schweden  aufgestellten  Armee  in  runder  Stärke  von  16000 
Mann  in  Bremen  oder  Wismar  zu  landen  und  persönlich  ins 

i)  Es  gingen  sogar  eigenartige  Gerüchte  über  ihn  um;  Came- 
rarius  schreibt  am  22.  Januar  1625  a.  St.  an  Oxenstierna:  „Regis 
Galliae  agens  in  rebus  apud  Caesarem  huc  perscripsit,  Anspacensem 
offerre  Caesari  se  Papae  religionem  amplexurum,  si,  electore  Brandenb. 
remoto  se  in  eius  locum  substituat."  Wenn  Camerarius  hinzufügt: 
„Suspicor  talia  fingi,"  so  trifft  er  damit  wohl  das  einzig  Richtige. 
Solche  Verleumdungen  gehörten  zu  den  politischen  Kampfmitteln  der 
damaligen  Zeit,  man  braucht  nur  an  das  berüchtigte  „Strahlendorfsche 
Gutachten"  zu  denken. 

2)  Bellin  an  Götze,  22.  Oktober  1624  (Geh.  St.  A.  Rep.  XI 
Nr.  89a). 

3)  F.  L.  V.  Soden,  Kriegs-  und  Sittengeschichte  Nürnbergs. 

4)  18  Zwölfpfünder,  18  Vierundzwanzigpfünder  und  30  vierund- 
zwanzigpfündige  Sturmstückc. 
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Feld  zu  ziehen,  während  seine  Flotte,  verstärkt  durch  nieder- 
ländische und  englische  Schiffe,  ständig  die  See  halten  sollte, 
um  sowohl  Christian  IV.,  dem  man  doch  nicht  so  recht  traute, 
in  Schach  zu  halten,  wie  auch  gegen  etwaige  spanische  Diver- 
sionen zur  See  gedeckt  zu  sein.  Von  den  deutschen  Ständen 
verlangte  er  als  Äquivalent,  dass  sie  ihm  im  Verein  mit  den 
übrigen  Verbündeten  durch  diplomatische  Intervention  den 
Rücken  gegen  Dänemark  sicherten,  dass  sie  sich  verpflich- 
teten, im  Falle  des  Friedensschlusses  keine  Sonderverhand- 
lungen anzuknüpfen  und  für  den  Fall  des  Misslingens  seinem 
Abzüge  keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  stellen.  Mit 
Ausnahme  der  ersten,  die  aber  für  die  Süddeutschen  wenig  in 
Frage  kam,  boten  die  übrigen  Bedingungen  keine  grossen 
Schwierigkeiten,  da  ihr  Eintreffen  vorläufig  noch  in  weiter 
Ferne  lag.  Eine  schwerere  Aufgabe  aber  bedeutete  es  für 
Winterfeldt,  die  positiven  Leistungen,  die  Gustav  Adolf  er- 
wartete, schmackhaft  zu  machen,  zumal  es  sich  um  die  Geld- 
frage handelte,  ein  Punkt,  in  welchem  die  deutschen  Fürsten 
meistens  wenig  guten  Willen  gepaart  allerdings  oft  mit  Un- 
vermögen zeigten.  Gustav  Adolf  hat  vollkommen  Recht,  wenn 
er  schon  1623  bei  Gelegenheit  ähnlicher  Verhandlungen  dem 
Herzog  Adolf  Friedrich  von  Mecklenburg  sagt:  ,,Ein  Schiff 
kann  des  Jahres  nicht  viel  mehr  kosten,  als  manch  Banket 
einem  von  Ew.  Liebden  unterweilen  kostet,  und  wäre  doch 
Ew.  Liebden  mit  einem  mehr  als  dem  anderen  gedient"^). 
Gustav  Adolf  verlangte,  dass  die  übrigen  Verbündeten 
gemeinschaftlich  16  Regimenter  zu  Fuss  deutscher  Truppen, 
8  Regimenter  Franzosen  und  Schotten,  die  schon  in  Schweden 
zu  ihm  stossen  sollten,  6000  Kürassiere,  31 14  Artillerie-  und 
Munitionswagenpferde  und  626  Wagen  stellten.  Die  Kosten 
hierfür  waren  auf  267  561  Reichstaler  für  Werbegelder  ver- 
anschlagt. Ausserdem  sollte  der  Sold  für  drei  Monate  im 
voraus  erlegt  werden  im  Betrage  von  i  052  278  Talern,  zu- 
sammen I  292  839  Taler,  die  auf  des  Königs  von  Schweden 
Namen  in  einer  der  grossen  norddeutschen  Handelsstädte  de- 
poniert werden  sollten;  später  wurde  die  Bank  von  Amster- 


i)  Opel,  Bd.  2,  S.  73. 
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dam  hierfür  in  Aussicht  genommen^).  Da  die  Hälfte  dieser 
.Summe  von  England  zu  tragen  wäre,  mussten  von  den  deut- 
schen Bundesgenossen  noch  646  429  Reichstaler  beschafft 
werden,  ehe  an  die  Ausführung  der  kriegerischen  Operationen 
gedacht  werden  konnte.  In  vier  Monatsraten  gedachte  man 
das  Geld  zu  sammeln;  einen  nach  dem  brandenburgischen  Ent- 
würfe noch  verbleibenden  Restbetrag  von  103  046,  oder  wenn 
der  Pfalzgraf  nicht  imstande  wäre,  den  auf  ihn  kommenden 
Beitrag  zu  leisten,  von  170267  Talern  sollte  Frankreich  auf 
sich  nehmen-).  Da  man  in  Berlin  schon  ahnte,  welche 
Schwierigkeiten  die  Beschaffung  der  vollen  Summe  machen 
würde,  so  Hess  Winterfeldt  durchblicken,  dass  man  sich  stark 
mit  der  Hoffnung  trüge,  Frankreich  würde  sich  wohl  auch 
zu  einer  grösseren  Leistung  verstehen^).  Es  war  selbstver- 
ständlich, dass  diese  Leistungen  so  lange  fortdauerten,  bis  es 
gelang,  den  Krieg  in  Feindesland  zu  tragen  und  dann  diese 
Armee  von  ungefähr  44  000  Mann  durch  Kontributionen  zu 
unterhalten. 

Freilich  handelte  es  sich  bei  diesem  brandenburgisch- 
schwedischen  Plan  um  Summen,  die  für  die  Finanzverwaltung 
der  deutschen  Fürsten,  die  noch  dazu  zum  grossen  Teil  in  den 
Händen  ihrer  Landsstände  lag,  eine  bedeutende  Kraftentfal- 
tung darstellen  musste.  Und  doch,  vergleicht  man  einmal  da- 
mit die  Beträge,  die  in  diesen  Jahren  schon  von  den  Kaiser- 
lichen erpresst  wurden,  so  verschwinden  sie  förmlich  daneben. 
So  kostete  die  Einlagerung  von  zehn  Tillischen  Regimentern 
dem  Landgrafen  Moritz  von  Hessen-Kassel  und  seinem  Lande 


i)  Oxenstierna  an  Bellin,  13.  März  1625. 

2)  Im  einzelnen  sollten   die  monatlichen  Beträge  sein: 
Kurbrandenburg     (aus     der    Höhe     des    Beitrages    geht     hervor, 

dass  man  nur  mit  dem  eigentlichen  Kurlande  rechnete)  15  000  Taler, 
Kurpfalz  16805  Taler,  beide  Markgrafen  in  Franken  8468  Taler, 
Erzstift  Magdeburg  10667  Taler,  Stift  Halberstadt  3501  Taler. 
Württemberg  15000  Taler,  Pommern  11  422  Taler,  Mecklenburg 
7778  Taler,  Stadt  Lübeck  7877  Taler,  Stadt  Strassburg  7385  Taler, 
Stadt  Nürnberg  12  144  Taler,  Stadt  Ulm  7385  Taler,  Stadt  Hamburg 
7385  Taler,  Stadt  Magdeburg  5000  Taler. 

3)  Vgl.  dazu  Ritter,  Bd.  3,  S.  277:  „Frankreich,  auf  dessen  reiche 
Mittel  vor  allem  auch  Brandenburg  rechnete." 
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vom  Winter  1623/24  bis  zum  Juli  1625,  ganz  ungerechnet  die 
vielen  Räubereien  und  Zerstörungen,  3318000  Reichstaler^) ; 
der  Aufwand  für  Einquartierungen,  Kontributionen  usw.  für 
die  kleine  Altmark  betrug  während  der  Jahre  1626  und  1627 
nach  heutigem  Gelde  ungefähr  22  000  000  Mark,  wobei  der 
siebenfache  Kaufwert  in  Anschlag  gebracht  ist^). 

Ein  anderer  besonders  heikler  Punkt  war  das  ,,Direc- 
torium  belli".  Gustav  Adolf  hatte  als  conditio  sine  qua  non 
die  unumschränkte  Leitung  der  militärischen  Operationen 
gefordert;  einen  Kriegsrat  wollte  er  zwar  neben  sich  dulden, 
ihm  aber  nur  eine  beratende  Stimme  zugestehen.  Ebenso 
hatte  er  sich  das  Ernennungsrecht  der  Befehlshaber  vorbe- 
halten. In  Berlin  war  man  aus  voller  Überzeugung  darauf 
eingegangen.  Winterfeldts  Sache  war  es  nun,  die  etwaigen 
Bedenken  gegen  diese  Bedingungen  zu  zerstreuen  und  nament- 
lich auch  den  Einwurf  zu  entkräften,  dass  Christian  IV.  viel 
eher  in  Betracht  für  das  Generalat  käme:  Ein  Haupt  braucht 
der  Bund,  nur  ein  fürstliches  Haupt  wird  die  genügende  Auto- 
rität besitzen  und  nur  ein  auswärtiger  Fürst  hat  nicht  zu  be- 
sorgen, dass  man  mit  „Acht  und  Oberacht  hinter  ihm  her- 
wischen" werde.  Nun  vereinigt  nur  Gustav  Adolf  die  viel- 
seitigen Vorzüge  in  seiner  Person,  die  die  militärische  Leitung 
einer  so  vielköpfigen  Allianz  erfordert.  Zwar  kann  es  das 
Selbstgefühl  der  deutschen  Fürsten  verletzen,  dass  ein  Aus- 
länder zum  Generalissimus  vorgeschlagen  wird,  aber  wenn 
selbst  die  stolzen  Spanier  sich  willig  dem  Befehle  des  Vollblut- 
italieners Spinola  unterordneten,  so  können  sich  die  Deutschen 
viel  eher  mit  dem  Gedanken  vertraut  machen,  Gustav  Adolf, 
dessen  Mutter  3)  doch  wenigstens  eine  Deutsche  ist,  zu  ge- 
horchen. Vor  Christian  IV.,  dessen  politische  Haltung  ja 
überhaupt  sehr  bedenklich  ist  und  dessen  selbstsüchtiges 
Streben  nach  den  niederdeutschen  Stiftern  offen  zutage  liegt, 
besitzt  der  Schwede  den  grossen  Vorzug  der  Uneigennützig- 
keit.    Winterfeldt  betont  ausdrücklich,  dass  Gustav  keine  Ent- 


1)  Ritter,  Bd.  3,  S.  260. 

2)  Gebauer,     Kurbrandenburg    in     der    Krisis    des    Jahres    1627, 
154- 

3)  Christine  v.  Holstein. 
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Schädigungsansprüche  stelle,  besonders  aber,  dass  er  in  der 
Allianz  keinen  Rückversicherungsvertrag  mit  einer  Spitze 
gegen  Polen')  und  Dänemark  sähe.  Mit  Christian  IV.  habe 
sich  Gustav  Adolf  erst  kürzlich  auf  einer  Zusammenkunft  im 
Oktober  verglichen 2),  und  Polen  sei,  abgesehen  von  dem  bis 
zum  I.  Juni  1625  laufenden  Waffenstillstände,  wegen  der  von 
anderer  Seite  drohenden  Gefahren  und  der  Abneigung  der 
Stände  gegen  den  schwedischen  Krieg  aus  den  Berechnungen 
vorläufig  auszuschalten.  Dass  Winterfeldt  die  politische  Si- 
tuation in  allzu  rosiger  Beleuchtung  darzustellen  hat,  tut 
seiner  und  seiner  Kollegen  im  Geh.  Rat  Einsicht  keinen  Ab- 
bruch, das  lag  in  der  Natur  seiner  Aufgabe,  wofern  er  nicht 
von  vornherein  jede  Chance  aus  der  Hand  geben  wollte. 

Gustav  Adolfs  Interessen  deckten  sich  mit  denen  der 
evangelischen  Reichsstände.  Er  durfte  nicht  dulden,  dass  die 
Seestädte  in  die  Hand  des  Kaisers  gerieten,  der  ihn  von  da 
aus  zusammen  mit  den  polnischen  Wasas  in  seinem  eigenen 
Königreiche  bedrohen  konnte,  wenn  auch  vielleicht  erst  in  10 
oder  20  Jahren.  Gelang  es  ihm  also,  einer  derartigen  Gefahr 
vorzubeugen,  so  stellte  dieser  Gewinn  für  seinen  weitaus- 
schauenden Geist  schon  eine  genügende  Entschädigung  dar  3). 
Den  Umstand,  dass  Gustav  Adolf  zugleich  die  Isolierung 
Dänemarks  als  politischen  Gewinn  aus  dem  Koalitionskriege 
erwartete,  konnte  Winterfeldt  mit  Stillschweigen  übergehen. 
Sollte  aber  dennoch  das  Misstrauen  gegen  die  Ziele  und  Pläne 
des  Schweden  zu  gross  sein,  so  kann  Winterfeldt  es  durch 
den  Hinweis  beschwichtigen,  dass  es  sich  ja  vorläufig  nur  um 
eine  prinzipielle  Zustimmung  handele;  bei  den  für  später  vor- 
gesehenen Einzelabmachungen  könne  man  ja  Vorsorge  tragen, 
dass  die  gewaltige  Armee  in  der  Hand  des  Ausländers  nicht 
zu  einer  Gefahr  für  das  Reich  auswüchse.  Etwaige  reichs- 
rechtliche Bedenken  kommen  nicht  in   Betracht   in   Hinblick 


1)  Nach  der  Schlacht  auf  dem  Weissen  Berge  hatte  Gustav 
Adolf  in  der  Tat  einen  dahingehenden  Antrag  gemacht  (Ritter,  Bd.  3, 
S.  123). 

2)  Dies  beruht  auf  einem  Irrtum!  Oxenstierna  an  Götze,  20.  Ja- 
nuar 1625. 

3)  Schybergson,  Unterhandlingarna. 
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auf  das  Verhalten  der  Gegenpartei,  die  ja  immer  den  Grund- 
satz im  Munde  führt:  Inter  arma  silent  leges.  Überhaupt 
beabsichtige  man  ja  gar  nicht,  die  Reichsverfassung  zu 
ändern,  im  Gegenteil,  man  trete  für  ihre  Aufrechterhaltung 
in  die  Schranken. 

Nun  konnte  man  von  Seiten  der  Süddeutschen  die  Frage 
auf  werf  en,  wie  Brandenburg  bei  dem  Lehnsverhältnis  Preussens 
zu  Polen  sich  den  Eintritt  in  eine  Allianz  dächte,  die  jeden- 
falls von  dem  Lehnsherrn  peinlich  empfunden  werden 
musste.  Für  die  Beantwortung  dieser  Frage  hat  man  sich 
keinen  rechten  Rat  gewusst.  Obwohl  zuerst  eine  ganze  Reihe 
von  Erklärungsgründen  zusammengestellt  worden  war,  die 
nur  den  Fehler  aufwiesen,  dass  immer  eine  Lücke  in  der  Be- 
weisführung blieb,  erhält  Winterfeldt  den  Rat,  die  Berührung 
dieses  heiklen  Punktes  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden.  Zum 
Schluss  war  noch  eine  sehr  bedeutsame  Personalfrage  zu 
klären:  man  konnte  an  dem  Grafen  Schwarzenberg  Anstoss 
nehmen.  Hierzu  hat  Winterfeldt  zu  erklären:  man  setzt  in 
Berlin  in  die  Aufrichtigkeit  und  Verschwiegenheit  dieses  Mi- 
nisters unbedingtes  Vertrauen  trotz  seines  katholischen  Be- 
kenntnisses, da  er  ja,  wie  andere  Katholiken  seiner  Richtung 
auch,  es  ablehne,  bei  einem  Jesuiten  zur  Beichte  zu  gehen.  Ob 
Winterfeldt  selbst  von  diesem  Argument  überzeugt  gewesen 
ist?  Wie  stand  Schwarzenberg  in  Wahrheit  zu  dem  ganzen 
Unternehmen?  Er  hat  zuerst  vom  Rhein  aus  dringend  abge- 
raten^), dann  aber,  als  er  sah,  dass  die  Gegenpartei  das  Ober- 
wasser habe,  lenkte  er  ein^),  wenn  auch  vielleicht  nur  zum 
Schein,  und  wartete  ab,  bis  seine  Zeit  wieder  kommen  würde. 
Geschwiegen  hat  er  über  die  Verhandlungen;  nicht  durch  ihn, 
sondern  durch  den  schon  mehrfach  genannten  französischen 
Agenten  Marescot  ist  dem  Wiener  Hofe  die  Nachricht  von 
solchen  Plänen  zugesteckt  worden. 

Einige  Punkte  von  untergeordneter  Bedeutung,  wie  die 
Eröffnung  von  Werbeplätzen  und  das  Recht  des  Durchzuges 


i)    An  Levin  v.  dem  Knesebeck,  9.  Sept.  1624. 

2)  ,,Der  Herr  Graf  zu  Schwarzenberg  hat  ja  sancte  beteuert, 
dass  er  ein  Beförderer  des  Werkes  sein  wolle."  Bellin  an  Knesebeck, 
18.  Januar  1625  (Geh.  St.  A.  Rep.  XI.  Nr.  89a). 


sind  mit  dem  Hinweis  auf  die  vorzügliche  Disziplin  der 
Truppen  Gustav  Adolfs,  der  einen  Mansfeld  mit  seinen  zügel- 
losen Scharen  nicht  in  seinem  Heere  zu  sehen  wünschte,  an- 
nehmbar zu  gestalten. 

Winterfeldts  Instruktion  und  Scheininstruktion  sind 
beide  vom  17.  November  von  Tangermünde  aus,  wo  Georg 
Wilhelm  sich  aufhielt,  datiert.  Es  scheinen  noch  einige  Tage 
mit  den  Ausstellungen,  die  Winterfeldt  an  der  Scheininstruk- 
tion zu  machen  hatte,  verflossen  zu  sein,  ehe  er  die  von  Bellin 
eifrigi)  betriebene  Reise  antrat.  Nach  einer  beschwerlichen 
Fahrt,  die  durch  Erkrankung  eines  Pferdes  noch  eine  unlieb- 
same Verzögerung  erlitt,  kam  er  endlich  am  8.  Dezember  in 
Kulmbach  an,  wo  er  den  Markgrafen  Christian  jedoch  nicht 
vorfand.  Dessen  Kanzler  eröffnet  ihm,  dass  Kulmbach,  Ans- 
bach und  Württemberg  auf  Fuchs'  Veranlassung  in  nähere 
Verbindung  untereinander  getreten  und  zu  dem  prinzipiellen 
Beschluss  gekommen  sind,  Schritte  zur  Gegenwehr  anzu- 
bahnen, obwohl  Joachim  Ernst  über  die  Person  des  Unter- 
händlers wenig  erbaut  w^ar  und  aus  seiner  Abneigung  kein 
Hehl  gemacht  hatte.  Jetzt  liege  die  Absicht  vor,  Kurbranden- 
burg um  nähere  Angabe  der  von  Fuchs  angedeuteten  Mittel 
zu  ersuchen.  Der  Kulmbacher  Kanzler  machte  Winterfeldt 
noch  einige  Mitteilungen  über  die  Pläne  des  Kaisers,  von 
denen  man  Wind  bekommen  hätte:  Ferdinand  H.  will  Frank- 
reich durch  Aufgabe  des  Veltlins,  zu  der  er  Spanien  bewegen 
will,  befriedigen,  England  jede  mögliche  Genugtuung  geben, 


i)  Bellin  beschwert  sich  am  22.  Oktober  von  Ruppin  aus  über 
die  Verschleppung  der  Angelegenheit.  , .Derselbe  (d.  i.  Götze)  wolle 
die  guten  Gesellschaften  auf  ein  paar  Morgen  hintansetzen  et  hoc  agat, 
dass  ich  und  Winterfeldt  depeschiert  werden  .  .  .  Ich  sehe  auch  nichts, 
was  Winterfeldts  schleunige  Abfertigung  hindern  kann,  als  dass  etwa 
Serenissimus  des  Reisekostens  halber  an  sich  halten  möchte.  Solches 
aber  wolle  der  Bruder  abwenden.  Ich  will  zu  meiner  Zurückkunft 
gern  helfen  miteinraten,  wie  er  Serenissimo  erstattet  werden  möge" 
(Geh.  St.  A.  Rep.  XI.  Nr.  89a).  Wenn  schon  die  paar  hundert  Taler, 
die  die  Reise  kosten  konnte,  Schwierigkeiten  bereiteten,  wie  sollte 
es  dann  mit  den  Beiträgen  zu  dem  Bundeskriegsschatz  werden?  Man 
war  also  ganz  von  der  Gnade  der  Stände  abhängig,  und  wie  diese 
über  ein  solches  Unternehmen  denken  würden,  das  haben  wir  gesehen. 
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ebenso  Bethlen  Gabor  und  selbst  der  Pforte,  alle  seine  Truppen 
unter  den  Befehl  der  Liga  stellen,  und  sich  dann  mit  aller 
Macht  auf  die  isolierten  protestantischen  Reichsstände  zu 
werfen.  Am  13.  Dezember  kehrte  der  Markgraf  in  seine  Re- 
sidenz zurück,  und  Winterfeldt  trat  sofort  in  persönliche 
Unterhandlungen  mit  ihm  ein.  Christian  zeigte  sich  den 
brandenburgischen  Vorschlägen  zwar  nicht  abgeneigt,  wie 
nach  den  Eröffnungen  seines  Kanzlers  auch  nicht  anders  zu 
erwarten  stand,  hatte  auch  gegen  die  Person  Gustav  Adolfs 
nichts  einzuwenden,  wenn  auch  nur  deshalb,  weil  man  zurzeit 
keinen  Besseren  wüsste,  vermied  jedoch  nach  Kenntnisnahme 
der  Einzelheiten  eine  glatte  bindende  Erklärung.  Wie  man 
in  Berlin  richtig  vermutet  hatte,  machte  er  alles  von  dem  Ver- 
halten seines  älteren  Bruders  Joachim  Ernst  abhängig.  Nur 
zu  der  Beschickung  des  geplanten  Magdeburger  Konvents  er- 
klärte er  sich  bereit. 

Winterfeldt  gewinnt  schon  jetzt  die  Überzeugung,  dass 
der  geplante  Weg  kaum  gangbar  sein  würde.  Ansbach,  Kulm- 
bach und  Württemberg  würden  sich  aus  Furcht  vor  unmittel- 
baren Repressalien  von  Seiten  des  Kaisers  zu  einer  Allianz, 
in  weicher  Form  sie  auch  geschlossen  werden  könnte,  auf 
keinen  Fall  verstehen;  höchstens  würden  sie  sich  herbeilassen, 
unter  der  Hand  zu  kontribuieren,  was  aber  im  Grunde  nicht 
viel  bedeuten  würde.  Die  Reichsstädte  würden  sich,  wie  ihm 
Fuchs  mitteilt,  nicht  einmal  hierzu  verstehen.  Aus  diesem 
Grunde  unterlässt  er  auch  bei  seiner  Durchreise  durch  Nürn- 
berg am  18.  Dezember  jeden  Versuch  im  Sinne  seiner  Sen- 
dung, um  vielleicht  auf  der  Rückreise  unter  Hinweis  auf 
etwaige  Erfolge  in  Ansbach  und  Stuttgart  unter  günstigeren 
Aussichten  die  Sache  in  Angriff  zu  nehmen.  Er  hat  dann 
aber  nach  den  wenig  ermutigenden  Bescheiden  an  den  ge- 
nannten Stellen  in  Nürnberg  gar  nicht  erst  angepocht^).  Am 
19.  Dezember  kommt  er  in  Ansbach  an,  muss  aber  dem  Mark- 
grafen Joachim  Ernst  fünf  Meilen  weit  nachreisen,  um  auch 


i)  Es  wird  dies  zwar  nirgends  gesagt,  geht  aber  aus  dem  Um- 
stände hervor,  dass  er  von  den  ihm  für  Nürnberg  mitgegebenen  Kre- 
ditiven  keinen  Gebrauch  gemacht  hat;  diese  befinden  sich  bei  den 
Akten  im  Geh.  St.  A. 
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hier keine  runde  Absage,  aber  auch  nicht  viel  Positives  zu  er- 
halten. Leider  versagen  die  Akten  gerade  über  diese  Ver- 
handlungen, von  denen  man  in  Berlin  die  Hauptentscheidung 
erwartete.  Doch  scheint  Winterfeldt  nicht  alle  Hoffnung  auf- 
gegeben zu  haben,  denn  er  setzte  seine  Reise  nach  Württem- 
berg fort.  Hier  fand  er  einen  im  Augenblick  sehr  ungünstigen 
Boden  für  seine  Werbung:  Die  Mutter  Gustav  Adolfs  hatte 
der  Herzogin  v.  Württemberg  vertrauliche  Mitteilungen  von 
den  Absichten  ihres  Sohnes  gemacht;  hiervon  hatte  der  Her- 
zog Julius  V.  Württemberg  Kenntnis  erhalten  und  war  nur 
mit  vieler  Mühe  von  dem  regierenden  Herzog  Johann  Fried- 
rich dazu  vermocht  worden,  von  seinem  Vorhaben,  dem  Kaiser 
davon  Nachricht  zu  geben,  abzustehen^).  Dass  der  überaus 
ängstliche,  Ferdinand  H.  spricht  einmal  von  seinem  diskreten 
Naturel,  Johann  Friedrich,  wo  obendrein  in  seinem  Lande 
ligistische  Truppen  im  Winterquartier  lagen,  in  diesem 
Augenblick  von  Winterfeldts  Eröffnungen  nichts  wissen 
wollte,  nimmt  nicht  weiter  wunder.  Ein  Zusammentreffen  un- 
günstiger Momente,  mit  dem  man  in  Berlin  nicht  hatte  rechnen 
können;  denn  gerade  in  Württemberg  hatte  man  es,  da  man 
stark  auf  den  französischen  Einfluss  hoffte,  anders  erwartet. 

Beilin,  der  diese  Nachricht  von  Winterfeldt  in  Paris  am 
I.  Februar  erhält,  ist  äusserst  bestürzt  darüber.  Auf  keinen 
Fall  dürfe  in  Frankreich  etwas  davon  bekannt  werden,  bis 
er  selbst  eine  günstige  Erklärung  von  Richelieu  erhalten  hätte; 
später  erhofft  er  von  einem  französischen  Drucke  doch  noch 
eine  Sinnesänderung  des  Stuttgarter  Hofes. 

Ein  gänzlicher  Misserfolg  in  Stuttgart  und  Nürnberg, 
ein  nicht  allzuviel  besagender  Teilerfolg  in  Ansbach  und 
Kulmbach,  das  war  das  Resultat,  welches  Winterfeldt  von 
seiner  Sendung  zu  den  oberdeutschen  Reichsständen  mit 
heimbrachte.  Das  einzige  positive  Zugeständnis,  zu  welchem 
die  Fürsten  sich  herbeiliessen,  war  das  Versprechen,  einen 
Gesandten  nach  Berlin  zu  schicken,  nachdem  sie  untereinander 
Absprache  genommen  hätten.     Doch  auch  bei  diesem  Schritt 


i)  Geh.  St.  A.  Rep.  XI.  Nr.  250  Fase.  i.    Götze  an  Oxenstierna, 
Januar  1625. 
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tritt  weniger  der  Gedanke  an  das  grosse  Bündnis,  wie  das 
persönliche  Sonderinteresse  der  Fürsten  in  den  Vordergrund, 
denen  die  Regelung  der  Jägerndorfer  Angelegenheit  und  da- 
mit der  Frage  der  Versorgung  der  Witwe  und  des  Sohnes 
Johann  Georgs  die  Hauptsache  war.  Dass  sie  im  Augenblick 
durch  die  militärischen  Massnahmen  des  Kaisers  wirklich 
schwer  bedroht  waren^),  lässt  von  ihrem  Standpunkte  die 
dilatorische  Behandlung  der  Kernfragen,  über  welche  Winter- 
feldt  mit  ihnen  verhandelt  hatte,  erklärlich  scheinen.  Frei- 
lich verschlechterten  sich  dadurch  die  Aussichten  Branden- 
burgs immer  mehr;  denn  nur  durch  einen  raschen  Ansturm 
hätten  sie  sich  wohl  zur  Bewilligung  der  verlangten  grossen 
Summen  bewegen  lassen.  Für  die  Sachlage,  wie  sie  sich  im 
Laufe  der  letzten  Monate  des  Jahres  1624  und  des  Anfanges 
des  folgenden  entwickelt  hatte,  trifft  das  Urteil  des  pfäl- 
zischen Rates  Ludwig  Camerarius  zu,  dass,  ehe  nicht  Gustav 
Adolf  mit  seiner  Armee  in  Deutschland  stände,  auch  von  den 
Reichständen  nichts  zu  erwarten  sei^). 

Winterfeldts  zweite  Sendung  nach  Süddeutschland 
April — Mai  1625. 

Was  hatte  es  da  zu  bedeuten,  wenn  Winterfeldt  noch  ein- 
mal den  abgebrochenen  Faden  wieder  aufnehrhen  sollte,  nach- 
dem Beilin  von  Paris  aus  trotz  des  versprochenen  Schweigens 
Württemberg,  Ansbach  und  Kulmbach  von  den  Geldver- 
sprechungen Richelieus  Nachricht  gegeben^)  und  dadurch  für 
die  Erledigung  der  Hauptschwierigkeit  einen  günstigen  Boden 
geschaffen  zu  haben  glaubte.  Ein  unerwartetes  Ereignis  bot 
den  Anlass;  nachdem  man  in  Berlin  vergeblich  auf  den  ange- 
kündigten Gesandten  gewartet  hatte,  erhielt  man  die  Nach- 
richt von  dem  am  25.  Februar  plötzlich  erfolgten  Tode  des 
Markgrafen   Joachim   Ernst.      Als    offizieller   Vertreter    des 


i)  De   La   Haye   an   den   Kurfürsten   Georg  Wilhelm,    Bayreuth, 
d.  14.  März  1625.     Geh.  St.  A.  Rep.  24  SS. 

2)  Camerarius  an  Oxenstierna,  7.  Febr.  n.  St.    In:   Schybergson : - 
Sveriges  och  Hollands  Förbindelser. 

3)  Rusdoif,   Memoires  et  negociations  secretes,  T.   i. 
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Kurfürsten  wurde  Winterfeldt  zu  der  für  den  Sonntag  nach 
Ostern  in  Heilsbronn  vorgesehenen  Beisetzung  des  Ans- 
bachers gesandt.  Man  sah  in  BerHn  ein,  dass  man,  wenn 
überhaupt  weitere  Unterhandlungen  mit  dem  Markgrafen 
Christian,  der  in  Ansbach  die  vormundschaftliche  Regierung 
übernahm,  und  mit  Johann  Friedrich  von  Württemberg  Aus- 
sicht haben  sollten,  ihnen  in  ihren  Wünschen  in  betreff  Jägern- 
dorfs etwas  mehr  Entgegenkommen  zeigen  müsse  und  zum 
wenigsten  den  eigenen  Standpunkt  jetzt  klar  darzulegen  hätte. 
Für  das  Haus  Hohenzollern  sei  Jägerndorf  nur  auf  Grund 
des  vom  Kaiser  bestrittenen  Instituts  der  gesamten  Hand  zu 
retten.  Der  Vorschlag  des  Stuttgarter  Hofes,  für  die  Witwe 
und  den  Sohn  des  Ächters  ,,ex  gratia  Caesarea  einen  Unter- 
halt aus  dem  Fürstentume  Jägerndorf  zu  Wege  zu  bringen", 
würde  aber  notgedrungen  zu  einem  Anerkenntnis  der  kaiser- 
lichen Rechtsauffassung  führen.  Für  das  Gesamthaus  Hohen- 
zollern sei  es  dah^r  das  Beste,  wenn  alle  Ansprüche  von  dem 
Oberhaupt  des  Hauses  allein  wahrgenommen  würden,  wenn 
auch  die  übrigen  Agnaten,  die  Teilansprüche  erhöben,  diese 
vorläufig  fallen  Hessen.  Wenn  der  Kurfürst  erst  einmal  (doch 
wohl  mit  fremder  Hilfe)  durchgedrungen  sei,  so  liesse  sich  über 
alles  weitere  reden.  Freilich  war  immer  noch  nicht  die  Frage 
der  Versorgung  der  äusserst  anspruchsvollen  und  exzen- 
trischen Eva  Christine  damit  erledigt,  wenn  sich  auch  der 
Kurfürst  erbot,  die  vSorge  für  die  Erziehung  ihres  Sohnes 
Ernst  zu  übernehmen. 

Wie  schon  bemerkt,  bestand  Winterfeldts  Hauptauftrag 
jedoch  darin,  noch  einmal  für  den  Anschluss  an  das  geplante 
Bündnis  Stimmung  zu  machen.  Doch  gerade  hierfür  hatten 
sich  die  Vorbedingungen  wesentlich  verschlechtert.  Gustav 
Adolf  wäre  auch  trotz  der  Verzögerungen  bereit  gewesen,  in 
sein  grosses  Unternehmen  einzutreten.  Er  hatte  den  Termin 
für  dieAntwort,  der  ursprünglich  auf  dem. Januar  festgesetzt 
war,  verschoben,  wenn  er  auch  eifrig  zum  Abschlüsse  drängte. 
Doch  jetzt  verdarb  die  Rivalität  Christian  IV.  alles;  dieser 
hatte  um  die  Jahreswende  seinen  abwartenden  Standpunkt 
aufgegeben  und  sich  zur  aktiven  Teilnahme  unter  pekuniär 
viel  günstigeren  Bedingungen,  allerdings  auch  bedeutend  ge- 


ringeren  Streitmitteln  wie  Gustav  Adolf  bereit  erklärt.  Mit 
Freuden  ging  der  geizige  Jakob  L,  der  auch  von  den  persön- 
lichen Fähigkeiten  seines  Schwagers  Christian  eine  bedeutend 
höhere  Meinung  als  von  denen  des  Schwedenkönigs  besass, 
auf  diesen  dem  Dänen  von  dem  französischen  Geschäftsträger 
Des  Hayes  insinuierten  Vorschlag  ein.  Wir  kennen  die  Be- 
dingungen Gustav  Adolfs:  ohne  das  Directorium  belli  war  er 
für  den  deutschen  Krieg  nicht  zu  haben.  Zwar  versuchte  man 
durch  Des  Hayes'  Vermittlung  eine  Einigung  zwischen  den 
beiden  nordischen  Königen  herbeizuführen:  getrennte  Armeen, 
getrennte  Kriegsschauplätze,  Verleihung  der  Subsidien  schlug 
man  vor.  Doch  war  der  Schlusserfolg  aller  Bemühungen 
schliesslich  der,  dass  Gustav  Adolf,  da  auch  aus  Polen  un- 
günstige Nachrichten  einliefen,  von  seinem  Plan  zurücktrat 
und  in  Deutschland   seinem  Nebenbuhler  das   Feld  überliess. 

Für  Brandenburg  ergab  sich  daraus  eine  äusserst  heikle 
Lage;  es  hielt  sich  durch  sein  Anerbieten  an  Gustav  Adolf 
für  gebunden,  traute  übrigens  auch  den  den  Dänen  nicht  die 
nötige  Macht  zur  glücklichen  Durchführung  eines  Krieges 
gegen  Kaiser  und  Liga  zu.  Auch  die  persönliche  Zusammen- 
kunft Georg  Wilhelms  mit  Christian  in  Zechlin  am  9./19.  April 
änderte  hieran  nicht  viel,  trotz  der  weitgehenden  Ver- 
sprechungen, die  dieser  machte.  Das  einzige  Resultat  war, 
dass  Brandenburg  noch  einen,  dann  auch  vergeblichen  Ver- 
such machen  wollte,  ein  Einvernehmen  zwischen  den  beiden 
Königen  herbeizuführen  und  Siegismund  von  Götze  zu 
diesem  Zwecke  nach  Dänemark  und  Schweden  ging. 

Unter  dem  frischen  Eindruck  dieser  Zechliner  Zu- 
sammenkunft^)  hatte  Winterfeldt  seine  zweite  Reise  nach: 
Franken  anzutreten.  Er  selbst  äusserte  sich  vollkommen 
hoffnungslos:  „Ich  halte  es  vor  eine  Reise,  die  keinen 
Nutzen  haben  wird  und  bin  unglückselig,  dass  ich  alle  Zeit 
solche  Verrichtung  bekomme,  deren  nichts  zu  gewarten  ist"^) ; 
und  weiter  schreibt  er:  „So  lasset  uns  ja  Suecum  an  der  Hand 
behalten,    denn  wir   noch  nicht  wissen,    wie  wir  mit  Dane 


i)   Seine  Instruktion  ist  vom  10.  April  aus  Zechlin  datiert. 
2)  An  Levin  v.  d.  Knesebeck,  Berlin,  d.  12.  April. 
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fahren  werden."  Auch  diesmal  wieder  hatte  die  Beschaffung 
des  Reisegeldes  Schwierigkeiten  gemacht^,  und  erst  als  auch 
der  Reisewagen  glücklich  fertig  gestellt  war,  konnte  er  sich 
am  13.  April  aufmachen.  Über  das  Ergebnis  der  Sendung 
Winterfeldts  geht  aus  den  Akten  des  Geh.  Staatsarchivs  so 
gut  wie  nichts  hervor,  da  seine  Relation,  ebenso  wie  die  über 
die  erste  fränkische  Fahrt  nicht  mehr  vorhanden  ist^).  Aus 
einem  Schreiben  des  Herzogs  von  Württemberg  geht  nur  her- 
vor, dass  er  diesen  bei  den  Beisetzungsfeierlichkeiten  ange- 
troffen und  ihm  seine  Aufträge  übermittelt  hat.  Nur  das 
eine  ist  sicher,  dass  Johann  Friedrich  und  Christian  v.  Kulm- 
bach jetzt  durchaus  kein  grösseres  Entgegenkommen  zeigten 
wie  im  Winter.  Am  17.  Mai  finden  wir  Winterfeldt  wieder 
in  Berlin 

So  war  der  brandenburgische  Plan  einer  Wiederaufrich- 
tung der  Union  gescheitert,  denn  auch  Bellin  hatte  von  Ham- 
burg ebenso  wenig  Entgegenkommens  sich  zu  verstehen  ge- 
habt, wie  auch  Götze  in  Mecklenburg. 


Exkurs  zu  Meinardus'  Aufsatz  in  der  Allgemeinen 
Deutschen  Biographie. 

Ehe  wir  in  die  weitere  Betrachtung  der  TätigkeitWinter- 
feldts  eintreten,  möge  kurz  ein  Versehen  richtig  gestellt 
werden,  welches  Meinardus  in  seinem  Aufsatz  über  Winter- 
feldt in  der  Allg.  Deutschen  Biographie  (Bd.  43,  1898)  unter- 
laufen ist.  Meinardus  sagt:  ,,Als  im  März  1625  Gustav  Adolf 
zurücktrat  und  darauf  die  feindlichen  Heere  sich  auf  deut- 
schem Boden  nach  dem  Norden  fortbewegten,  sahen  sich  die 
brandenburgischen  Räte  ....  der  rauhen  Wirklichkeit  gegen- 
übergestellt .  .  .  Was  hatte  es  noch  zu  bedeuten,  wenn  Winter- 
feldt sich  jetzt  nach  Schweden,  der  Kanzler  (das  wurde  er 
erst  1630!)  Götzen  nach  Dänemark  begab,  um  die  schwedisch- 


i)  Da  es  sich  jetzt  um  eine  offizielle  mit  Repräsentationspflichten 
verbundene  Mission  handelte,  sind  auch  die  Kosten  dementsprechend 
höher  gewesen. 

2)  Alte  Kanzleinotitz  von   1643:  Relatio  deest. 
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dänischen  Gegensätze  auszugleichen.  Gustav  Adolf  .... 
hatte  selbst  schon  andere  Pläne  im  Auge  ....  Selbst  nach 
der  verhängnisvollen  Niederlage  Mansfelds  bei  Rosslau  Hess 
sich  der  Kurfürst  noch  einmal  bewegen,  Winterfeldt  an 
Gustai'  Adolf  zu  senden.  „Meinardus  nimmt  also  zwei  Reisen 
Winterfeldts  nach  Schweden  an;  die  erste  müsste  nach  dem 
Wortlaut  seiner  Darstellung  in  das  zweite  Vierteljahr  des 
Jahres  1625  f.'dlen,  während  die  zweite,  in  Wirklichkeit  die 
einzige,  richtig  angesetzt  ist.  Offenbar  handelt  es  sich  um 
eine  Verwechslung  mit  der  Sendung  Götzes  nach  Dänemark 
und  Schweden  auf  Grund  der  Zechliner  Besprechungen. 
Zurückzuführen  ist  der  Irrtum  wohl  auf  Meinardus'  Ge- 
währsmann Droysen,  der  in  seiner  die  Ereignisse  zusammen- 
fassenden und  zeitlich  getrenntes  vereinigenden  Darstellung 
den  Antritt  dreier  Sendungen,  die  über  ein  Jahr  ausein- 
anderliegen, in  einem  kurzen  Satze  berichtet:  „Winterfeldt 
eilte  nach  Schweden,  Götze  zum  Dänenkönig,  mit  dem  Auf- 
trage, die  Prinzessin  Katharina  nach  Siebenbürgen  zu  ge- 
leiten, übernahm  Schwarzenberg  die  Verhandlungen  mit 
Bethlen  Gabor,  der  Kurfürst  selbst  ging  einstweilen  nach 
Preussen."  Droysen  greift  mit  der  Erwähnung  der  Reise 
Winterfeldts  in  diesem  Augenblick,  d.  h.  im  Januar  1626, 
für  den  wir  Winterfeldts  Aufenthalt  genau  kennen,  einfach 
den  Ereignissen  um  einige  Monate  vor;  denn  bei  der  Be- 
sprechung der  Ereignisse  im  Frühsommer  1626  setzt  er  den 
Antritt  der  Fahrt  Winterfeldts  nach  Schweden  als  bekannt 
voraus.  vSelbst  wenn  wir  wirklich  einmal  annehmen,  Winter- 
feldt wäre  bereits  1625  in  Schweden,  oder  vielmehr  in  Lief- 
land, wo  sich  Gustav  Adolf  und  Oxenstierna  seit  dem  Juli 
befanden,  gewesen,  wie  Hesse  sich  dies  mit  dem  Umstände 
vereinigen,  dass  in  den  Briefen  des  schwedischen  Reichskanz- 
lers an  Götze  und  Bellin,  die  bis  zum  6.  lanuar  1626  reichen 
und  div»  Antwort  auf  Schreiben  der  brandenburgischen  Räte 
bilden,  deren  letztes  vom  20.  Oktober  datiert  ist,  sich  keine 
Spur  davon  findet,  obwohl  in  ihnen  alle  Vorgänge,  mit  denen 
Brandenburg  verknüpft  war,  ausführlich  behandelt  werden? 
Ebensowenig  ist  in  dem  Briefwechsel  Oxenstiernas  mit  Gustav 
Adolf,   Camerarjus,   Rusdorf   und   anderen   etwas   zu   finden. 
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Von  Wijiterfeldt  selbst  ist  uns  aus  dieser  Zeit  nicht  viel 
bekannt,  er  scheint  sich  mehr  als  in  den  früheren  Jahren  auf 
seiner  Pfründe  in  Havelberg  aufgehalten  zu  haben.  Seine 
Anwesenheit  an  diesem  Orte  bezeugen  die  Havelberger  Dom- 
stiftsprotokolle für  folgende  Tage:  4.  und  6.  August,  3.  bis 
18.  Oktober,  6.  November.  In  der  Zwischenzeit  hatte  er  dort 
eine  schwere  Erkrankung  zu  überstehen  gehabt,  die,  wie  aus 
einem  Schreiben  seines  Vetters  David  v.  Winterfeldt  hervor- 
geht, einen  epidemischen  Charakter  trug^).  Erst  von  Mitte 
Dezember  1625  an  ist  wieder  eine  intensivere  Teilnahme 
Samuel  v.  Winterfeldts  an  der  Leitung  der  Politik  des  Kur- 
staatos  bezeugt.  Ehe  wir  aber  diese  Tätigkeit  weiter  ver- 
folgen, müsstm  wir  in  kurzen  Zügen  uns  die  inzwischen  er- 
folgte Änderung  der  Situation  vor  Augen  führen, 


Zuspitzung    der   politischen    Lage    Brandenburgs    in    der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1625. 

Brandenburgs  Lage  hatte  sich  äusserst  peinlich  gestaltet. 
Durch  aufgefangene  Briefe  und  durch  Indiskretionen^)  war 
man  am  Wiener  Hofe  von  den  Verhandlungen,  in  die  Georg 
Wilhelm  sich  eingelassen  hatte,  wenn  auch  in  manchen  Einzel- 
heiten ungenau,  so  doch  im  grossen  und  ganzen  richtig  in- 
formiert. Ende  Juli  war  im  Auftrage  des  Kaisers  der  Graf 
Hannibal  v.  Dohna  in  Brandenburg  eingetroffen,  um  unter 
ziemlich  unverhüllten  Drohungen  Erklärungen  von  dem 
Kurfürsten  zu  verlangen  und  ihn  zum  Besuche  eines  in  Ulm 
geplanten  Depuiationstages  zu  bestimmen.  Dohna  erhielt 
dann  auch  unter  dem  Drucke  der  Lage  eine  ziemlich  be- 
friedigende Antwort,  und  als  gar  An  fang  August  Christian  IV. 
seinen  Rückzug  weserabwärts  angetreten  hatte,  gab  der  Ge- 
heime Rat  in  Abwesenheit  der  beiden  Hauptvertreter  einer 
offensivei!  Politik,  Bellins  und  Winterfeldts,  sein  Votum  da- 
hin ab,  da  SS  es  geraten  sei,  die  bis  dahin  noch  fortgeführten 


i)   Heiligengrabe,  d.  8.   Nov.    1625. 
2)  Vgl.  S.  33. 


—    40    — 

Unterhandlungen  mit  Dänemark  abzubrechen  und  sich  für 
vollkommen  neutral  zu  erklären.  Brandenburg  trat  also  nicht 
dem  Haager  Bündnis  bei  und  auch  die  Beziehungen  zu  Däne- 
mark haben  dann  wirklicTi  bis  zum  Oktober  eine  Unter- 
brechung erfahren.  Wenn  der  Kaiser  dem  Kurfürsten  den 
Rückzug  immerhin  nicht  unnötig  erschwerte,  so  liegt  dies 
hauptsächlich  darin  begründet,  dass  man  in  Wien  die  engen 
Beziehungen  zwischen  dem  Kurfürsten  und  seinem  schwe- 
dischen Schwager  kannte  und  befürchten  musste,  durch  eine 
allzu  schroffe  Behandlung  Georg  Wilhelm  schliesslich  doch 
Gustav  Adolf  zu  einer  Annäherung  an  Christian  IV.  zum 
Schutze  Brandenburgs  zu  veranlassen. 

Sehr  bald  sollte  es  sich  zeigen,  was  es  auf  sich  hatte,  ohne 
Rückhalt  an  einer  starken  kriegstüchtigen  Armee  die  Neu- 
tralität aufrecht  zu  erhalten.  Ende  Oktober  war  Wallenstein 
mit  seinem  im  Sommer  dieses  Jahres  aufgestellten  Heere  in 
die  Stifter  Halberstadt  und  Magdeburg  eingerückt  und  hatte 
die  Elbe  zu  seiner  Verpflegungslinie  gemacht.  Schon  waren 
kleinere  Grenzverletzungen  an  der  Tagesordnung.  Doch  eine 
noch  schlimmere  Gefahr  drohte  von  Nordwesten  her.  Auf 
Grund  der  dem  Abschlüsse  des  grossen  Haager  Bündnisses 
(9.  Dezember  1625)  vorangehenden  Besprechungen  war 
Mansfeld  mit  seiner  gänzlich  zerrütteten  Armee  dem  König 
von  Dänemark  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Er  kam  von 
Holland  aus  Anfang  Dezember  in  Lüneburg  an,  von  wo  er 
später  sein  Hauptquartier  nach  Lauenburg^)  verlegte,  um  so- 
fort Vorkehrungen  zu  der  später  wirklich  vollzogenen  Ver- 
bindung mit  dem  in  der  Zwischenzeit  gleichfalls  in  dänische 
Dienste  getretenen  von  Wallenstein  arg  bedrängten  Admini- 
strator Christian  Wilhelm  von  Magdeburg  zu  treffen.  Auch 
dem  Plane  einer  Diversion  nach  Schlesien  war  Mansfeld  be- 
reits näher  getreten;  er  hoffte  durch  sein  Erscheinen  im  Süd- 
osten den  noch  schwankenden  unruhigen  Bethlen  Gabor  zum 
Anschluss  zu  gewinnen.  Auf  jeden  Fall  mussten  seine  Opera- 
tionen eine  Verletzung  des  neutralen  brandenburgischen  Ge- 
bietes nach  sich  ziehen.     In  Berlin  hatte  man  von  diesen  Ab- 


i)   Beide  Her?öge  waren  kaisertreu. 
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sichten  gewisse  Kenntnis  erhalten,  vielleicht  durch  den  im 
Herbst  dort  durchgekommenen  französischen  Gesandten  de  la 
Picardiere.  Es  ging  im  Brandenburgischen  das  Gerücht,  dass 
der  gefürchtete  Söldnerführer  in  die  Altmark  einrücken  und 
hier  sogar  zwischen  Salzwedel  und  Gardelegen  seine  Muster- 
plätze aufschlagen  wolle.  Dagegen  glaubte  man  nicht,  dass 
er,  wie  Wallenstein  an  den  Kurfürsten  hatte  kommen  lassen, 
nach  Schlesien  durchzubrechen  gedächte:  ,,Denn  das  käme 
uns  vor,  gleich  als  ob  einer  mit  dem  Kopfe  eine  alte  feste 
Mauer  umlaufen,  oder  in  einen  Brunnen,  oder  aber  ins  Feuer 
springen  wollte" ^).  Ausser  dieser  Sorge  um  die  Zukunft 
fühlte  sich  aber  Brandenburg  besonders  durch  die  Sperrung 
der  Eibschiffahrt,  die  Mansfeld  in  Lauenburg  ausübte  und 
die  den  Verkehr  mit  Hamburg  unterbrach,  bedrückt.  Für  allzu 
grosses  Verständnis  der  Lage  spricht  es  nicht  gerade,  wenn 
man  sich  in  Berlin  mit  der  Hoffnung  trug,  Mansfeld  durch 
gütliche  Vorhaltungen  von  seinem  Vorhaben  abbringen  zu 
können. 


Winterfeldts  Sendung  zu  Mansfeld  und  Christian  IV., 
Dezember  1625 — Januar  1626. 

Winterfeldt^)  wurde  dazu  ausersehen,  sich  in  das  Lager 
des  gefürchteten  Condottiere  zu  begeben.  Am  19.  Dezember 
erhielt  er  seine  Instruktion,  welche  am  folgenden  Tage  dahin 
erweitert  wurde,  dass,  im  Falle  Mansfeld  sich  dem  Ersuchen 
des  Kurfürsten  versage,  auch  Christian  IV.  anzugehen  sei. 
Bei  dem  unklaren  Verhältnisse,  in  dem  Mansfeld  zu  dem 
Könige  stand,  sollte  Winterfeldt,  je  nachdem  es  sich  ergeben 
würde,  entweder  von  diesem  einen  direkten  Befehl  zu  er- 
wirken suchen,  oder  ihn  \tenigstens  um  seine  Intervention 
zugunsten  des  bedrohten  Kurfürsten  bitten.  In  beiden  Fällen, 
bei  Mansfeld  wie  bei  Christian,  hat  Winterfeld  nicht  als  offi- 
zieller  Gesandter   aufzutreten,   sondern   als   ,, vertrauter   Rat, 


1)  Die  Geh.  Räte  an  den  Kurfürsten  v.   Sachsen,  30.  Dez.   1625 
(Geh.  St.  A.  Rep.  24a.  Nr.  3). 

j)   Das  Folgende  nach  G.  St.  A.  Rep.  24a.     Nr.  3  Fasz.  21. 
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der  etliche  Gewerbe  abzulegen,  in  solchen  Sachen,  die  wir  vor 
niemand  scheuen  zu  brauchen,  die  ausser  uns  niemand  be- 
rühren oder  angehen".  Besonders  aber  sollte  Winterfeldt, 
wenn  es  auch  in  seiner  Instruktion  nicht  ausdrücklich  gesagt 
ist,  sondieren,  wo  hinaus  in  Wirklichkeit  die  Absichten  beider 
Heerführer  gingen^). 

Am  26.  Dezember  kam  der  brandenburgische  Gesandte 
in  Lauenburg  an  und  hatte  am  folgenden  Tage  Audienz.  Er 
erinnert  Mansfeld  an  die  vielfachen  Ergebenheitserklärungen, 
welche  er  im  Laufe  der  letzten  Jahre  dem  Kurfürsten  gemacht 
hätte,  mit  denen  sein  jetziges  Vorhaben  gar  nicht  in  Einklang 
zu  bringen  sei  und  versucht  ihn  durch  den  Hinweis  umzu- 
stimmen, dass  durch  sein  Verfahren  Georg  Wilhelm  nur  die 
Mittel  genommen  würden,  die  er  ,,mit  der  Zeit  dem  gemeinen 
Wesen  zum  Besten  anwenden  könne".  Es  wurden  nämlich 
durch  die  Eibsperre  dem  Kurfürsten  die  Einnahmen  aus  den 
Eibzöllen  arg  geschmälert,  eine  der  wenigen,  bei  denen  er  von 
seinen  Ständen  unabhängig  war,  die  er  in  eigener  Verwal- 
tung hatte.  Mansfeld  ist  in  diesem  Punkt  nicht  zu  erweichen. 
Mit  Recht  führt  er  die  zwingende  Notwendigkeit  für  sich 
ins  Treffen,  Wallenstein  Proviant  und  Munition  von  Ham- 
burg her  abzuschneiden.  Die  Versicherung  Winterfeldts, 
dass  man  in  Brandenburg  schon  dafür  Sorge  tragen  werde, 
dass  nichts,  was  von  Hamburg  käme,  wieder  ausser  Landes 
ginge,  kann  er  nicht  für  ernst  nehmen.  Das  einzige  Zuge- 
ständnis, welches  er  nach  langem  Hin  und  Her  macht,  besteht 
in  der  Bereitwilligkeit,  alle  Waren,  die  für  den  Kurfürsten 
persönlich  bestimmt  sind,  passieren  zu  lassen.  Im  übrigen 
beruft  er  sich  darauf,  dass  er  in  dieser  Angelegenheit  ge- 
messenen Befehl  habe,  und  zwar  von  allen  seinen  ,, Herren", 
und  gibt  Winterfeldt  den  merkwürdigen  Trost  mit  auf  den 
Weg,  dass  er  schon  in  Monatsfrist  stromaufwärts  zu  ziehen 
gedächte  und  damit  die  von  Brandenburg  so  lästig  empfun- 
dene Massregel  sich  von  selbst  erübrigen  würde.     Allerdings 


i)  „Wie  auch  die  Antwort  ausfällt,  wird  sie  doch  eine  Anleitung 
geben,  weiter  in  die  consilia  zu  penetiieren.  Geh.  Räte  an  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen,  30.  Dez.  1625  (Geh.  St.  A.  24a.     Nr.  3). 


—     43     — 

müsse  er  hierbei  brandenburgisches  Gebiet  berühren,  doch 
hoffe  er  es  so  einzurichten,  „dass  von  dem,  was  er  aus  des 
Kurfürsten  Lande  bekommen  werde,  diesem  die  Zähne  nicht 
sollen  wehe  tun^)".  Nur  ein  Versprechen  vermag  er  dem 
Kurfürsten  zu  geben,  und  dies  aus  rein  militärischen  Grün- 
den: Musterplätze  gedenkt  er  in  der  Mark  nicht  zu  errichten, 
wegen  der  bedrohlichen  Nähe  Wallensteins,  der  eine  solche 
Massregel  doch  stören  würde*).  Wegen  des  Durchzugs 
machte  sich  Winterfeldt  keine  grossen  Gedanken;  nach  dem 
Eindruck,  den  er  von  dem  Zustande  der  Mansfeldschen 
Truppen  gewonnen  hatte,  war  er  zu  der  Ansicht  gekommen, 
dass  der  Graf  vor  dem  Sommer  die  Operationen  nicht  werde 
aufnehmen  können.  Es  sollte  sich  freilich  bald  zeigen,  dass 
Winterfeld  sich  in  der  Beurteilung  von  Mansfelds  Unter- 
nehmunggeist schwer  geirrt  hatte.  Die  schriftliche  Antwort 
des  Grafen  für  den  Kurfürsten  ist  kurz  und  kühl  gehalten; 
ihre  unverbindlichen  leeren  Phrasen  entsprachen  ganz  dem 
Äquivalent,  das  Winterfeldt  für  die  Erfüllung  der  Wünsche 
seines  Landesherren  zu  bieten  hatte,  der  Versicherung,  ein 
Entgegenkommen  Mansfelds  in  dankbarer  Erinnerung  zu 
halten. 

Nach  diesem  Misserfolg  begab  sich  Winterfeldt  seinem 
Auftrag  gemäss  von  Lauenburg  über  Lüneburg  in  das  Haupt- 
quartier König  Christians  nach  Rotenburg  im  Stifte  Verden. 
Hier  kam  er  am  31.  Dezember  1625  an.  Entgegen  seiner 
Instruktion  sah  er  sich  gezwungen,  die  Gastfreiheit  des 
Königs  anzunehmen,  da  er  in  dem  von  Truppen  und  Stäben 
überfüllten  Städtchen  kein  Unterkommen  finden  konnte  ^). 
Am   Neujahrstage  wurde    er  zur   Audienz  befohlen;     dieser 


1)  Mansfeld  hat  also  durchaus  nicht,  wie  Droysen,  Bd.  3,  Abt.  1 
S.  27  (2.  Aufl.  1870)  behauptet,  die  Neutralität  zugesagt  und  an- 
scheinend Koser  aufnimmt  S.  402. 

2)  Später  stellt  Christian  IV.  doch  an  Georg  Wilhelm  das  An- 
sinnen, Mansfeld,  als  er  sich  bereits  in  der  Mark  befand,  die  Wer- 
bung zu  gestatten  (Geh.  Räte  an  Ulfeid,  19.  Febr.  1626,  Geh.  St.  A. 
Rep.  24a.     Nr.  2.     Fasz.  41). 

3)  Er  entschuldigt  dies  Verhjilten  sehr  weitschweifig  in  seiner 
Relation, 
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wohnte  auch  der  dänische  Reichskanzler  Jakob'  v.  Ulfeid  bei, 
welcher  später  die  weiteren  Besprechungen  mit  Winterfeldt 
pflog. 

Merkwürdigerweise  drehten  sich  diese  Verhandlungen 
zunächst  viel  weniger  um  den  Kernpunkt  der  Winterfeldt- 
schen  Sendung,  als  um  die  Frage,  wie  Brandenburg,  ohne  sich 
selbst  zu  gefährden,  die  Pläne  und  Ziele  Christians  fördern 
könnte*).  Eine  gute  Handhabe  hierfür  boten  die  engen  Be- 
ziehungen, die  der  Kurfürst  durch  die  bevorstehende  Heirat 
seiner  Schwester  Katharina  mit  dem  Fürsten  von  Sieben- 
bürgen eingegangen  Avar,  und  zwar  ist  es  der  brandenbur- 
gische Gesandte,  der  diese  Frage  anschneidet,  und  nicht  der 
König.  Georg  Wilhelm  wünschte  ein  Gutachten  Christians 
darüber,  in  welcher  Richtung  er  die  weiteren  Absprechungen 
mit  Bethlen  Gabor  führen  lassen  könnte,  um  den  Wünschen 
Dänemarks  entgegenzukommen.  So  hoffe  der  Kurfürst  fürs 
erste  sein  Scherflein  für  die  gemeinsame  Sache  beizusteuern. 
Man  hatte  sich  in  Berlin  der  Hoffnung  hingegeben,  dass 
Bethlen  Gabor  durch  eine  Diversion  den  König  von  Dänemark 
von  der  lästigen  Nähe  Wallensteins  befreien  könnte,  und  auf 
diese  Weise  die  Mark  vor  dem  Lose,  Kriegsschauplatz  oder 
auch  nur  Durchzugsgebiet  zu  werden,  bcAvahrt  bliebe.  Nun 
muss  Winterfeldt  hören,  dass  die  Verhandlungen  mit  Bethlen 
noch  vollkommen  in  der  Luft  schwebten,  dass  man  vor  März 
auf  einen  Abschluss  überhaupt  nicht  rechne,  dass  man  aber 
die  guten  Dienste  Brandenburgs  zur  Beschleunigung  der  An- 
gelegenheit gern  annähme.  Bethlen  verlange  nicht  nur  eine 
Geld-,  sondern  auch  eine  Truppenhilfe;  falls  man  ihm  diese 
nicht  auf  andere  Weise,  etwa  durch  Gustav  Adolf,  zukommen 
lassen  könne,  habe  man  die  Absicht,  im  äussersten  No-tfall 
Mansfeld  zu  ihm  stossen  zu  lassen^),  um  ihn  dadurch  zum 
Losschlagen  zu  bewegen.  Man  unterbreitet  sogar  Winter- 
feldt den  in  Anbetracht  der  Lage  des  Kurfürstentums  etwas 


i)  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Verhandlungen,  die 
Götze  Anfang  April   1626  mit  Christian  pflog 

2)  Von  dem  in  diesem  Falle  nötigen  Durchzug  durch  Kur- 
brandenburg ist  gar  nicht  die  Rede.     Vgl,  Droysen  III,  i.  S.  37. 
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eigenartigen  Vorschlag,  Georg  "Wilhelm  möge  als  der  räum- 
lich nächste  dieses  von  Bethlen  geforderte  Hilfskorps,  etwa 
6  bis  8000  Mann,  stellen.  Überhaupt  benutzt  Christian  die 
Gelegenheit,  den  offenen  Anschluss  Brandenburgs  an  die 
Allianz  zu  verlangen.  Man  möge  sich  in  Berlin  durch  augen- 
blickliches Entgegenkommen  des  Kaisers  ja  nicht  in  Sicher- 
heit wiegen  lassen.  Christian  sei  durch  aufgefangene  Schrei- 
ben über  die  wahren  Endziele  des  Feindes,  Unterdrückung 
des  evangelischen  Glaubens  und  Knebelung  des  Reichsfürstenr 
Standes,  genau  unterrichtet.  Der  Kurfürst  hätte  durch  offenes 
Eintreten  für  die  gemeinsame  Sache  auch  nicht  mehr  zu 
wagen,  als  durch  seine  schwächliche  Neutralitätspolitik,  denn 
er  „stände  auf  dem  schwarzen  Register  obenan".  Winterfeldt 
hebt  demgegenüber  mit  Bedauern  die  vollkommene  mili- 
tärische Ohnmacht  Wallenstein  gegenüber  hervor;  ausserdem 
habe  dieser  erst  vor  wenigen  Tagen  eine  in  den  drohendsten 
Ausdrücken  gehaltene  Abmahnung  durch  einen  Trompeter 
dem  Kurfürsten  überbringen  lassen.  Bei  dem  geringsten 
Versuch  von  Rüstungen  würde  Wallenstein  also  in  die  Mark 
einfallen.  Dass  Christian  IV.  vor  der,  Hand  nicht  imstande 
sei,  in  diesem  Falle  dem  Kurfürsten  beizuspringen,  wisse  man 
in  Berlin  ganz  genau.  Mit  Christian,  selbst  hat  Winterfeldt 
über  den  in  seiner  Instruktion  angegebenen  Zweck,  gar  nicht 
unterhandelt.  Diese  Fragen  bespricht  er  mit  dem  Reichs- 
kanzler Ulfeid.  Auf  den  von  Mansfeld  beabsichtigten  Durch- 
zug durch  Brandenburg  kommt  er  überhaupt  nicht;  wir  haben 
oben^)  gesehen,  wie  gering  er  diese  nach  seiner  Meinung  in 
absehbare  Zeit  nicht  zu  befürchtende  Gefahr  einschätzt.  In 
betreff  der  Eibsperre  wurde  ihm  im  grossen  und  ganzen. der- 
selbe Bescheid  wie  bei  Mansfeld,  nur  etwas  schmackhafter 
gemacht  durch  die  leere  Vertröstung,  dass  sich  weiter  dar- 
über reden  Hesse,  wenn  der  Kurfürst  annehmbare  Sicherheiten 
dafür  bieten  könne,  dass  nichts  an  Wallensteins  Armee  weiter 
gegeben  würde. 

Winterfeldt  nahm  unter  Berufung  auf  den  Mangel  einer 
weitergehenden   Vollmacht    die    dänischen    Eröffnungen    ad 

0   S.  43.  .....,:    ..;;;;.  ..   ..;:..:  ..:.:.,.   :..„   v- 
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referendum.  Aus  gelegentlichen  halb  scherzhaften,  halb  un- 
willigen Äusserungen  Christians  kam  er  zu  der  Überzeugung, 
dass  seine  Mission  gänzlich  zwecklos  gewesen  sei,  dass  auch 
weitere  Bemühungen  zu  keinem  Ziele  führen  würden,  dass  es 
heissen  werde:  ,,aut  pro  me,  aut  contra  me."  Christian  ent- 
liess  ihn  mit  der  Bitte,  der  Kurfürst  möge  ihn  so  weit  wie 
möglich  auf  dem  Laufenden  erhalten  über  die  Vorgänge  im 
Reiche  und  besonders  über  die  Verhandlungen  des  polnischen 
Reichstages,  die  ihn  besonders  wegen  der  damit  verbundenen 
Frage,  ob  Gustav  Adolf  freie  Hand  bekäme  oder  nicht,  inter- 
essierten. 

Winterfeldt  beschleunigte  seinen  Aufbruch  nach  Mög- 
lichkeit^), traf  aber  doch  zu  spät  in  Berlin  ein,  um,  wie  der 
König  gern  gesehen  hätte,  dem  Kurfürsten  Bericht  erstatten 
zu  jcönnen,  ehe  der  schon  vor  Winterfeldts  Ankunft  in  Roten- 
burg nach  Berlin  gesandte  Christian  Thomas  von  Tammerup 
dort  verabschiedet  würde.  Dieser  hatte  noch  einmal  die  Kur- 
fürsten von  Brandenburg  und  Sachsen  zum  Eintritt  in 
die  Koalition  auffordern  sollen,  hatte  aber  bei  beiden 
einen  abschlägigen  Bescheid  erhalten^).  Diese  Sendung 
zu  Mansfeld  und  Christian  IV.  ist  Winterfeldt  später 
verhängnisvoll  geworden;  auf  ihr  baute  sich,  wie  wir 
weiterhin  sehen  werden,  ein  Teil  der  gegen  ihn  gerich- 
teten Anklagen  auf.  Nun  hatte  er  zwar  mit  dem  dänischen 
Könige  über  Angelegenheiten  Rücksprache  genommen,  die 
weit  über  den  Rahmen  seiner  schriftlichen  Instruktion 
hinausgingen,  doch  dass  er  sich  eigenmächtig  in  der- 
artige Verhandlungen  eingelassen  haben  sollte,  erscheint 
ganz  ausgeschlossen.  Wie  hätte  er  sonst  in  seiner  Relation 
vom  13.  Januar,  die  doch  für  den  Kurfürsten  bestimmt  war, 
davon  reden  können,  dass  dieser  ihm  solches  „aufgegeben" 
habe.  Anders  steht  es  mit  der  Frage,  wie  weit  es  der  Berliner 
Regierung  mit  solchen  Eröffnungen  Ernst  war.  Für  die  Er- 
reichung  der   brandenburgischen   W^ünsche  konnte   ja   nichts 


i)  Am    2.    Januar    1626   wurde   er    von    Christian    IV.    entlassen 
(Relation  vom  13.  Januar). 

2)  In  Berlin  am  8.  Januar  1626. 
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vorteilhafter  sein,  als  wenn  man  dem  Könige  mit  einer  Aus- 
sicht auf  Förderung  seiner  Pläne  und  Ziele,  wenn  auch  auf 
indirektem  Wege  kam,  und  ihn  durch  diese  Aussicht  sich  ge- 
fügiger zu  machen  suchte.  Es  ist  in  der  Tat  doch  etwas  mehr 
als  eine  blosse  Captatio  benevolentiae,  die  selbstverständlich 
auch  darin  lag,  gewesen.  Denn  bei  den  in  den  nächsten  Mo- 
naten sich  abspielenden  Verhandlungen  der  brandenburgischen 
Gesandten  am  Hofe  Bethlen  Gabors  wird  der  Unterstützung 
Christians  durch  eine  Diversion  Bethlens  ausdrücklich  ge- 
dacht^). Opel,  der  der  Sendung  Winterfeldts  zu  dem  Könige 
überhaupt  nicht  Erwähnung  tut,  geht  also  entschieden  zu 
weit,  wenn  er  behauptet^),  dass  die  brandenburgische  Politik 
in  jenen  Wintermonaten  der  dänischen  Sache  auch  im  ge- 
heimen keinerlei  Vorschub  geleistet  habe. 

Einmarsch  Mansfelds  in  das  Brandenburgische, 
Februar  1626. 

Die  Ereignisse  rollten  sich  bedeutend  schneller  ab,  als 
Winterfeldt  gedacht  hatte.  Die  Notwendigkeit,  Wallenstein 
in  der  Besetzung  der  allerdings  nur  in  mittelalterlicher 
Manier  befestigten  Städte  der  Mark  zuvorkommen  und  sich 
in  diesen  sicherere  Quartiere,  als  in  den  offenen  Städten 
Lauenburgs  zu  schaffen,  zugleich  aber  auch  durch  Besetzung 
der  Elb-  und  Havelpässe  die  Verbindung  mit  dem  arg  be- 
drängten Administrator  von  Magdeburg  herzustellen,  zwang 
Mansfeld  schon  sehr  bald  trotz  des  unfertigen  Zustandes 
seiner  Armee  zu  einem  Offensivstoss  nach  Südosten.  Durch 
Mecklenburg  ging  er  auf  dem  rechten  Eibufer  vor,  während 
der  uns  schon  von  den  Unterhandlungen  in  Franken  her  be- 
kannte, jetzt  dänische  General,  Fuchs  von  Bimbach  parallel 
dazu  auf  dem  linken  Eibufer  in  die  Altmark  rückte.  Am 
8.  Februar  überschritt  Mansfelds  Generaladjudant,  der 
Oberst  Dodo  von  Inn-  und  Knyphausen  mit  der  Vorhut  die 
Grenze  der  Priegnitz  bei  Gorlosen,  rückte  in  einem  Eilmarsche 
nach  Perleberg  und  von  dort  nach  Havelberg,  um  sich  dieses 


i)  Droysen  III,   i,  S.  38. 
2)  Bd.  2,  S.  427. 
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wichtigen  Passes  zu  bemächtigen.  Hier  nahm  er  für  den 
Februar  seinen  Hauptaufenthalt;  auch  Mansfeld  kam  am 
25.  Februar  an  und  schlug  sein  Hauptquartier  hier  auf,  bis 
er  am  6.  März  weiter  rückte.  Eine  offizielle  Meldung  von 
seinem  Vorgehen  sandte  er  von  Lauenburg  aus  am  5.  Februar 
und  knüpfte  die  Bitte  daran,  ihn,  wenn  auch  nicht  öffentlich, 
so  doch  im  geheimen  der  besseren  Disziplin  halber  mit  Pro- 
viant zu  versehen.  Als  diese  Meldung  am  13.  in  Berlin  ein- 
traf, hatte  man  dort  bereits  seit  drei  Tagen  Kenntnis  von  dem 
Einfalle.  Christian  IV.  teilte  den  Einmarsch  Fuchsens  in  die 
Altmark  überhaupt  erst  am  10.  Februar  mit.  Man  sah  sich  in 
Berlin  also  plötzlich  vor  die  vollendete  Tatsache  gestellt.  Der 
Kurfürst  war  Ende  Januar  dem  Vorgeben  nach  nach  Preussen, 
in  Wirklichkeit  aber  zunächst  nur  bis  Küstrin  gereist,  ohne 
für  einen  solchen  unvorhergesehenen^)  Fall  besondere  Befehle 
zu  hinterlassen.  Um  so  bestürzter  und  ratloser  waren  nun 
die  Geheimen  Räte,  als  die  Hiobspost  am  10.  Februar  in 
Berlin  eintraf  und  zugleich  gemeldet  wurde,  dass  die  Mans- 
feldschen  Söldner  in  der  Priegnitz  in  schonungslosester  Weise 
requirierten.  Der  Gewalt  mit  Gewalt  zu  begegnen  war  man 
ausserstande.  Gelang  es  nicht,  die  unliebsamen  Gäste  auf 
gütlichem  Wege  zur  Räumung  des  Landes  zu  veranlassen,  so 
gab  es  nur  eine  Möglichkeit,  das  Übel  zu  mildern:  man  musste 
die  Verproviantierung  in  geregelte  Bahnen  lenken  und  sich 
zu  dem  Ende  entschliessen,  feste  Lieferungsverträge,  zu  denen 
die  ganze  Mark  heranzuziehen  wäre,  mit  Mansfeld  oder 
seinem  Vertreter  abzuschliessen.  Die  unmittelbar  betroffenen 
Kreise  richteten  selbst  diese  Forderung  an  den  Geheimen 
Rat2). 

Winterfeldts  Verhandlungen  noiit  Mansfeld, 
Februar  und  März  1626. 

Sofort  auf  die  offizielle  Benachrichtigung  von  dem  Ein- 
märsche hin  war  Samuel  v.  Winterfeldt  mit  dem  Auftrag,  wo- 


i)  Vgl.  S.  41  und  S.  43. 

2)  Burchard  v.   Saldern,   d.    12.   Februar.    Stände  der   Priegnitz, 
24.  Februar  (Geh.  St.  A.  Rep.  24a.  Nr.  2  Fasz.  40). 
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möglich  Mansfeld  zur  Räumung  zu  bewegen  und,  falls  dies 
sich  als  vergeblich  herausstellte,  wenigstens  strenge  Manns- 
zucht zu  fordern*),  nach  dem  bedrohten  Landesteil  abge- 
gangen. Dieselbe  Aufforderung  hatte  er  auch  an  den  General 
Fuchs  zu  richten.  Sehr  bald  überzeugte  er  sich  durch  Augen- 
schein, dass  die  Einlagerung  von  längerer  Dauer  sein  werde. 
Als  er  am  16.  Februar  abends  in  Havelberg  mit  Knyphausen 
zusammenkam,  fand  er  diese  Anschauung  bestätigt.  Der 
Vorschlag  des  Obersten,  einen  festen  Lieferungsvertrag  zu 
schliessen,  erscheint  auch  ihm  die  einzige  Möglichkeit,  das 
Land  vor  weiteren  Ausschweifungen  der  Soldateska  zu 
schützen.  Er  ersucht  daher  seine  Kollegen  im  Geheimen  Rat, 
in  diesem  Sinne  an  den  Kurfürsten  zu  berichten  und  auf  mög- 
lichste Beschleunigung  zu  dringen.  Nur  eine  schwache  Hoff- 
nung auf  baldige  Weiterführung  der  Armee  hatte  ihm  Knyp- 
hausen eröffnet,  und  zwar  für  den  Fall,  dass  ihm  Garantien 
dafür  gegeben  würden,  dass  die  Mark  -auch  weiterhin  Mans- 
felds  Verpflegungsbasis  bliebe;  denn  das  gänzlich  ausge- 
sogene Erzstift  Magdeburg,  sein  nächstes  Operationsziel, 
käme  hierfür  nicht  in  Frage.  Nachdem  Winterfeldt  noch  den 
General  Fuchs  aufgesucht  hatte-),  kehrte  er  nach  Berlin  zu- 
rück, wo  man  auf  Grund  seiner  Mitteilungen  zu  der  Über- 
zeugung kam,  dass  man  „in  den  sauren  Apfel  werde  beissen 
müssen,  ob  man  wolle  oder  nicht".  Winterfeldt  erhielt  daher 
den  Auftrag,  sofort  wieder  nach  dem  Hauptquartier  zu 
ziehen,  und  in  Gemeinschaft  mit  Christian  v.  Beilin  weitere 
Besprechungen  über  die  Höhe  der  zu  leistenden  Proviant- 
lieferungen zu  führen.  Vollmachten  zum  Abschluss  gab  man 
ihnen  freilich  trotz  der  dringenden  Eile  nicht  mit.  Man 
wollte  die  Entscheidung  dem  täglich  zurückerwarteten  Kur- 
fürsten anheimstellen  •^) . 

Mansfeld  sagt  den  landesherrlichen  Abgesandten,  die  ihn 
am  25.  Februar  aufsuchten,  im  Grunde  nicht  viel  Neues;  er 


i)  Räte  an   die   Stadt  Perleberg,  22.  Februar   (Geh.   St.  A.  Rep. 
24a  Nr.  5  Fasz.  5). 

3)  Das  Resultat  ist  unbekannt. 
3)  Er  kam  am  28.  Februar. 
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bestätigt  die  Erklärungen,  die  sein  Generaladjutant  schon 
vor  einer  Woche  Samuel  v.  Winterfeldt  gegeben  hatte.  Nur 
steckt  er  den  Termin  für  einen  eventuellen  Abzug  noch 
kürzer :  in  drei  Tagen  könnte  dieser  erfolgen,  von  dem  Augen- 
blicke an,  wo  ihm  der  nötige  Verpflegungsnachschub  sicher 
gewährleistet  sei.  Er  konnte  unbedenklich  eine  so  kurze  Frist 
ansetzen,  da  es  ja  klar  auf  der  Hand  lag,  dass  die  geforderten 
Vorbedingungen  nicht  eintreffen  würden.  Obwohl  Winter- 
feldt und  Beilin  selbst  auch  nicht  an  eine  solche  Möglichkeit 
glaubten,  so  möchten  sie  doch  nichts  unterlassen,  was  zur  Be- 
schleunigung dienen  könnte.  Daher  Hessen  sie  sich  bewegen, 
am  26.  mit  Mansfelds  Generalkommissar  Pöblis  zu  einer  Kon- 
ferenz zusammenzutreten  und  über  die  Einzelheiten  eines 
solchen  Lieferungsvertrages  einen  Entwurf  aufzusetzen.  Es 
handelt  sich  hierbei  nicht  um  die  laufenden  Lieferungen,  son- 
dern um  den  Preis,  um  welchen  sich  Brandenburg  von  der 
Einquartierung  loskaufen  sollte;  denn  die  Priegnitz  und  die 
Altmark,  die  am  unmittelbarsten  betroffenen  Landesteile, 
werden  gar  nicht  erwähnt.  Zu  den  Leistungen  sollten  viel- 
mehr die  sämtlichen  anderen  Kreise  der  Mittelmark  herange- 
zogen werden^) ;  die  Abnahme  der  Vorräte  sollte  vorzüglich 
in  Brandenburg  und  Rathenow  erfolgen.  Die  Truppenstärke 
der  Mansfeldschen  Armee  wird  hierbei  entschieden  zu  hoch 
angesetzt,  für  die  ersten  drei  Wochen  auf  12000  Mann  mit 
4000  Pferden,  für  die  folgenden  auf  13  bis  15  000.  Es  han- 
delte sich,  wie  schon  erwähnt,  nicht  um  einen  förmlichen  Ver- 
trag, zu  dem  Winterfeldt  und  Beilin  ja  keine  Vollmacht  be- 
sassen,  sondern  nur  um  unverbindliche  Vorbesprechungen, 
die  die  Grundlage  für  spätere  feste  Abmachungen  bilden 
sollten.  Das  betonen  sie  beide  ausdrücklich:  Beilin  schreibt 
am  28.  Februar  an  Pruckmann:  „Zu  Havelberg  haben  Winter- 
feldt und  ich  mit  dem  Generalkommissario  tamquam  privati 
ausgearbeitet,  was  der  Mansfeldtschen  Armee  von  den  sämt- 
lichen Kreisen  der  Mittelmarken  an  Proviant  sollte  aufge- 
bracht werden,"  und  Winterfeld  sagt,  dass  er  zu  der  Kon-     • 


i)  So  auch  der  Ständerezess  vom  23.  März  1626  (Stand.  Arcb. 
Bd.  I,  Nr.  32). 
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ferenz  nur  ginge,  „damit  man  sich  in  Berlin  dergestalt  ent- 
schliessen  könnte,  dass  solche  quovis  momento  erfolge"^). 

Bellin  ging  krank  nach  Alt-Ruppin,  Winterfeldt  kehrte 
nach  Berlin  zurück,  wo  man  weitere  Beratungen  über  die 
Höhe  der  Mansfeldschen  Forderungen  pflog.  Im  Prinzip 
war  man  mit  den  Vorschlägen,  die  Winterfeldt  überbrachte, 
einverstanden.  Besondere  Schwierigkeiten  ergaben  sich  aus 
dem  Verhalten  der  Stände,  die  nach  Berlin  einberufen  waren; 
sie  verlangten,  dass  die  fremden  Armeen  aus  dem  Lande 
schleunigst  entfernt  würden,  dass  der  Kaiser  als  das  höchste 
Haupt  in  Respekt  gehalten  würde,  ohne  doch  zu  diesem 
Zwecke  hinreichende  Mittel  bewilligen  zu  wollen.  Der  Kur- 
fürst selbst  setzte  als  Höchstbetrag  für  den  Proviant  233 
Wispel  Roggen,  800  Wispel  Gerste,  5040  Tonnen  Bier,  500 
Ochsen  und  3000  Hammel  an,  d.  h.  mit  Ausnahme  der  be- 
deutend niedriger  gegriffenen  Gerstelieferung  ungefähr  das, 
was  in  dem  mit  Pöblis  aufgesetzten  Entwurf  stand.  Mit  diesen 
Vorschlägen  wurden  Winterfeldt  und  Götze  Anfang  März 
zu  Mansfeld  geschickt.  Sie  trafen  in  Brandenburg,  wohin 
er  sein  Hauptquartier  verlegt  hatte,  am  6.  März  ein.  Da 
Mansfeld  schon  damals  mit  dem  Leiden^),  dem  er  im  folgen- 
den Winter  erlegen  ist,  heftig  zu  kämpfen  hatte,  verzögerte 
sich  der  Empfang  bis  zum  8.  Er  eröffnet  ihnen,  dass  er 
leider  noch  acht  Tage  in  Brandenburg  und  Umgegend  stehen 
bleiben  müsse,  ehe  er  auf  sein  nächstes  Ziel,  die  Dessauer 
Brücke,  vorgehen  könnte,  falls  ihm  nicht  überhaupt  der  Feind 
durch  einen  Offensivstoss  die  Operationen  vorschreiben 
würde.  Als  Grund  gibt  er  die  traurige  Verfassung,  in  der 
Artillerie  und  Kavallerie  sich  befänden,  an.  Dieser  Umstand 
zwänge  ihn  auch,  eine  Mehrforderung,  besonders  an  Futter- 
material an  den  Kurfürsten  zu  stellen,  wenn  anders  er  sich 
auch  nach  seinem  Abzüge  noch  nicht  genötigt  sehen  sollte, 
seine  Reiterei  im  Brandenburgischen  requirieren  zu  lassen. 
Die  märkischen  Stände  bewilligten  schliesslich  nur  die  vom 
Kurfürsten   schon    vor   diesen   Unterhandlungen    vorgeschla- 

i)  An  Pruckmann,  d.  26.  Februar  (Geh.  St  A.  Rep.  24a  Nr.  2. 
Fase.  40). 

2)  Schwindsucht. 


-     5^     - 

genen  Lebensmittel,  zugleich  aber  auch  die  Mittel  zur  Auf- 
stellung einer  kleinen  Armee^),  die  sich  jedoch,  als  sie  endlich 
beisammen  war,  zu  schwach  erwies,  als  die  Einlagerungen 
fremder  Truppen  sich  im  Laufe  des  Jahres  wiederholten. 
Mansfeld  selbst  begnügte  sich  vorläufig  mit  dem,  was  ihm 
geboten  war,  um  den  Kurfürsten  nicht  in  das  J-ager  des 
Feindes  zu  treiben  und  beehrte  das  wehrlose  kleine  Anhalt 
mit  seinem  zweifelhaften  Besuch.  Nur  einige  wichtige  Pässe, 
wie  Havelberg  und  Brandenburg  hielt  er  auch  fernerhin  mit 
kleinen  Detachements  besetzt. 

Schlacht  bei  Rosslau  und  ihre  Folgen. 

Doch  sollte  die  Freude  in  Berlin  nicht  lange  dauern.  An- 
fang April  war  Mansfeld  abgezogen,  schon  am  15.  wurde  er 
vor  der  Dessauer  Brücke  von  Wallenstein  aufs  Haupt  ge- 
schlagen. Er  ging  auf  seine  in  Brandenburg  vorbereitete  Auf- 
nahmestellung zurück,  um  dort  seine  gänzlich  zerrüttete 
Armee  neu  zu  ordnen.  Bis  zu  seinem  Abmarsch  nach  Schle- 
sien im  Juli  dieses  Jahres  hat  er  dann  in  der  unglücklichen 
Mark  seine  Quartiere  innegehabt.  Machten  sich  schon  die 
materiellen  Einbussen,  die  dem  Kurfürstentum  hieraus  er- 
wuchsen, recht  unliebsam  geltend,  so  hatten  sie  doch  immer 
noch  weniger  zu  bedeuten  gegenüber  der  dadurch  herbeige- 
führten Verschlimmerung  der  schon  vordem  nicht  gerade  be- 
neidenswerten politischen  Lage  des  Landes.  In  Wien  war 
man  der  festen  Überzeugung,  dass  alles  mit  Wissen  und 
Willen  des  Kurfürsten  vorbereitet  und  ins  Werk  gesetzt  sei; 
Wallenstein  nährte  diese  Anschauung  durch  seine  Berichte''), 
der  König  von  Polen  fordert  von  Georg  Wilhelm  in  ener- 
gischer Form,  Mansfeld  den  Durchzug  nach  Schlesien  zu 
sperren  3).  Im  eigenen  Lande  fanden  solche  Meinungen  einen 
günstigen  Boden,  nur  lässt  man  hier  die  Person  des  Landes- 
herrn aus  dem  Spiele  und  sucht  alle  Schuld  auf  die  verwitwete 

i)  Ständerezess  vom  23.  März  1626  (Ständisches  Archiv  Bd.  i, 
Nr.   32). 

2)  Wallenstein  an  Harrach,  d.  8.  März  1626:  „Kurbrandenburg 
tut  ihnen  alle  Assistenz." 

3)  Geh.  St.  A.  Rep.  24a.     Nr.  4  Fasz.  4. 
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Pfalzgräfin  und  auf  „etliche"  Geheime  Räte  zu  wälzen'). 
Schon  im  Frühjahr  gehen  Gerüchte  um,  ziemlich  unverhüllte 
Beschuldigungen  werden  besonders  gegen  Winterfeldt  er- 
hoben, dessen  Name  nun  einmal  mit  der  Angelegenheit  ver- 
knüpft war  2).  Und  doch  hat  gerade  damals  Christian  IV. 
selbst  für  die  Schuldlosigkeit  des  Kurfürsten  und  seiner  Re- 
gierung Zeugnis  abgelegt^). 

Da  war  es  wenigstens  für  den  Augenblick  als  ein  Glück 
zu  bezeichnen,  dass  Wallenstein  sich  hauptsächlich  aus  mili- 
tärischen Gründen  ausserstande  sah,  eine  Verfolgung  Mans- 
felds  durchzuführen,  und  deswegen  dem  Kurfürsten  auf  seine 
dahingehende  Bitte  die  Zusage  erteilte,  sein  Gebiet  zu  ver- 
schonen*). Gerade  in  dieser  kritischen  Zeit  befand  sich  wieder 
der  Burggraf  Hannibal  v.  Dohna  bei  Georg  Wilhelm.  Dohna 
erhält  jetzt  die  weitgehendsten  Ergebenheitserklärungen;  man 
versteigt  sich  sogar  zu  der  Anfrage,  ob  die  kaiserliche  Armee 
im  Notfalle  dem  Kurfürsten  ihre  Unterstützung  zur  Ver- 
treibung des  dänischen  Heeres  leihen  würde,  wenn  friedliche 
Verhandlungen  nicht  zu  diesem  Ziele  führen  würden.  Und 
doch  geschah  alles  dies  nur  mit  halbem  Herzen;  denn  trotz- 
dem Hess  sich  der  brandenburgische  Herrscher  von  seinen 
Räten  bewegen,  einen  schon  vor  der  Schlacht  gefassten  Be- 
schluss  auszuführen,  der  gerade  das  Gegenteil  bezweckte,  eine 
Handlung,  die  nur  ermöglicht  wurde  durch  die  Abwesenheit 
des  Antagonisten,  des  Grafen  Schwarzenberg. 

Siegismund  v.  Götze  war  Anfang  April  bei  Christian  IV. 
gewesen.  Wie  einst  Winterfeldt,  so  war  der  König  auch 
Götze  gegenüber  auf  den  eigentlichen  Zweck  der  Sendung, 
die  Zurückziehung  der  dänischen  Truppen  vom  Boden  des 
Kurfürstentums,  so  wenig  wie  möglich  eingegangen,  hatte 
vielmehr  noch  einmal  alle  Übungskünste  angewandt,  um 
den  Kurfürsten  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  besonders  aber,  um 
durch  dessen  Vermittlung  doch  noch  ein  Eingreifen  Gustav 


i)  Dies  hatte  der  Oberstleutnant  Heyden  behauptet.     Vgl.  S.  70. 

2)  Geh.  St.  A.  Rep.  24a.     Nr.  5  Fasz.  10. 

3)  Siegismund  v.  Götze  gegenüber.     Opel,  Bd.  2,  S.  434. 

4)  Wallenstein  an  den  Kaiser,  d.  7.  Mai  1626  (Förster:  Wallen- 
stein S.  424). 
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Adolfs  auf  dem  deutschen  Kriegsschauplatz  zu  erwirken. 
Götze  war  am  11./21.  April  zurückgekehrt.  Die  Bitte 
Christian  IV.  fiel  auf  einen  günstigen  Boden;  noch  einmal 
griff  man  am  Hofe  Georg  Wilhelms  auf  den  grossen  Bündnis- 
plan zurück.  Dafür,  dass  man  trotz  der  Schlacht  vor  der 
Dessauer  Brücke  bei  diesem  Entschlüsse  blieb,  fiel  noch  ein 
besonderer  Grund  ins  Gewicht.  Schon  im  Herbst  1625  hatte 
Gustav  Adolf  seinem  Schwager  die  vertrauliche^)  Mitteilung 
gemacht,  dass  er  sich  für  den  Sommer  1626  mit  dem  Plane 
einer  Landung  in  Memel  trüge^).  Die  Sorge,  durch  einen 
Einbruch  des  Königs  von  Schweden  in  das  herzogliche 
Preussen  auch  seinem  polnischenLehnsherrn  gegenüber  in  eine 
äusserst  schiefe  Lage  zu  geraten,  die  sich  anscheinend  nur 
durch  eine  Ablenkung  Gustav  Adolfs  von  dem  -östlichen 
Kriegsschauplatz  beseitigen  Hess,  mag  wohl  in  erster  Linie 
Georg  Wilhelm  dazu  vermocht  haben,  noch  einmal  mit  seinem 
Schwager  in  Verhandlungen  über  den  deutschen  Krieg  zu 
treten.  Jedenfalls  erhielt  Winterfeldt  den  Auftrag,  nach 
Schweden  zu  reisen,  wieder  natürlich  in  der  grössten  Heim- 
lichkeit. 

Winterfeldts  Sendung  nach  Schweden, 
April — Juni  1626. 

Winterfeldt^) ,  der  sich  das  Incognito  eines  Grafen 
V.  Erbach  beilegte,  machte  sich  sofort  auf  den  Weg;  doch 
widrige  Winde  und  ein  heftiges  Wechselfieber,  das  ihn  eine 
Tagereise  von  Stockholm  befiel,  verzögerten  seine  Ankunft 
In  Gripsholm,  wo  er  krank  im  Wirtshause  lag,  traf  ihn  am 
22.  Mai  der  Statthalter  von  Aland,  v.  Mörner,  dem  er  das 
Handschreiben  seines  Kurfürsten  zur  Übermittelung  an  den 
König  übergab.  Am  folgenden  Tage  suchte  ihn  der  Reichs- 
kanzler Oxenstierna  in  eigener  Perf^on  auf  und  hielt  noch  in 
später  Stunde  eine  längere  Vorbesprechung  mit  ihm  ab.  Am 
25.  Mai  kam  er  in  Stockholm  an,  konnte  aber  seines  leidenden 


i)  Winterfeldts  Relation   (Geh.   St.  A.  Rep.  XI.   Nr.  247,  I,  S)- 

2)  Oxenstierna;    Skrifter   i,  3. 

3)  Das  Folgende  nach  Geh.  St.  A.  Rep.  Nr.  247,  I,  5. 
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Zustandes  halber  erst  am  29.  sich  zyr  Audienz  begeben.  Hier 
trägt  er  seine  in  Bezug  auf  Brandenburgs  eventuellen  Bei- 
stand recht  allgemein  und  unverbindlich  gehaltene  Werbung 
vor.  An  positiven  Vorschlägen  kann  er  nur  auf  das  jetzt  von 
Christian  IV.  angebotene  Entgegenkommen  hinweisen.  Für 
den  Fall  einer  Landung  Gustav  Adolfs  in  Camin  wollte 
Dänemark  ihm  den  Grafen  Mansfeld  mit  seiner  Armee  über- 
lassen, auch  sonst  ihm  jeden  Vorschub  leisten.  Wir  haben 
schon  früher  gesehen,  wie  der  Könige  von  Schweden  über  den 
Söldnerführer  dachte.  Von  einer  Landung  in  Pommern 
wollte  Brandenburg  aber  nichts  wissen:  Gustav  Adolf  möge 
Wismar  zum  Ausgangspunkt  nehmen,  wo  er  dem  Haupt- 
kriegsschauplatz an  der,  Elbe  näher  sei.  Es  zeigt  sich  auch 
hier  wieder  der  Kampf  der  sich  widerstrebenden  Sonderinter- 
essen: Dänemark  wollte  Schweden  von  seinem  Einflussgebiet 
in  Niedersachsen  möglichst  fern  halten,  Brandenburg  keinen 
Fremden  in  Pommern,  dessen  Anfall  zu  erwarten  stand,  sehen. 
Es  kam  noch  hinzu,  dass  Herzog  Bogislav  seine  Einwilligung 
zu  einer  Landung  in  seinem  Gebiet  verweigert  hatte,  man  ihm 
also  Gewalt  antun  musste.  Gustav  Adolf  jedoch,  der  die 
schwächliche  nur  von  Furcht  eingegebene*)  Politik  seines 
Schwagers  verachtete,  die  ihn  ,,wenn  es  übel  stände,  erfor- 
derte, wenn  es  sich  ein  wenig  änderte,  ihn  nichts  mehr  wissen 
Hesse,"  der  von  der  Rückkehr  Schwarzenbergs  doch  wieder 
einen  gänzlichen  Umschwung  in  der  Gesinnung  Georg  Wil- 
helms erwartete,  zieht  die  Konsequenzen  aus  der  Niederlage 
bei  Rosslau  und  aus  Winterfeldts  Sendung  in  ganz  anderer 
unerwarteter  Weise.  Um  dem  Kurfürsten  gefällig  zu  sein, 
habe  er  bis  vor  kurzem  beabsichtigt,  auf  seinem  alten  Wege 
durch  Liefland  und  Kurland  gegen  Lithauen  vorzugehen^) ; 
die  veränderte  politische  Lage  und  besonders  das  branden- 
burgische  Hilfegesuch 3)    bestimmen    ihn   jetzt,    den   Kriegs- 


1)  Turbato  potius  quam   firmato  consilio  brandenburgicae  aulne 
(Oxenstierna  an  Camerarius). 

2)  Oxenstiernas    Resolution     vom    15.    Juni    1626     (Oxenstierna, 
Skrifter,  i.  3). 

3)  Oxenstierna  an  Camerarius,  d.  6/16.  Juni   1626. 
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Schauplatz  in  grösserer  Nähe  Deutschlands  zu  wählen,  um 
einen  Druck  auf  die  dortige  Kriegslage  auszuüben,  wenn  er 
auch  selbst  nicht  an  Ort  und  Stelle  erscheinen  könne;  zugleich 
müsse  er  der  Gefahr  überhoben  sein,  jede  Verbindung  mit 
dem  Westen  zu  verlieren.  An  die  Besetzung  Memels  habe  er 
früher  einmal  gedacht,  als  er  den  Niemen  zur  Operationslinie 
nehmen  wollte.  Jetzt  gedenke  er  an  der  Weichsel  zu  operieren, 
und  da  sei  es  für  ihn  in  Anbetracht  der  Haltung  Danzigs  zu 
einer  zwingenden  Notwendigkeit  geworden,  Pillau  zu  seiner 
Operationsbasis  zu  machen.  Gerade  aber  ein  Übergreifen 
des  Krieges  auf  Preussen  zu  verhindern,  war  Winterfeldts 
Auftrag;  denn  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  in  Preussen, 
dessen  Stände  stets  eine  bedenkliche  Hinneigung  zu  Polen  an 
den  Tag  legten,  musste  Georg  Wilhelm  in  eine  unangenehme 
Zwickmühle  geraten,  zumal  er  ausserdem  noch  durch  einen 
SpezialVertrag  mit  der  Krone  Polen  zur  Verteidigung  seiner 
Seehäfen  ausdrücklich  verpflichtet  war,  und  Polen  schon 
Mansfelds  Einfall  in  Brandenburg  mit  recht  zweifelhaften 
Gefühlen  angesehen  hatte^).  Die  Okkupation  Memels  hatte 
man  am  Berliner  Hofe  befürchtet;  jetzt  musste  Winterfeldt 
die  peinliche  Erfahrung  machen,  dass  nicht  die  äusserste 
Grenzfeste  des  Herzogtums,  sondern  Pillau,  der  Hafen  und 
Schlüssel  der  Hauptstadt  und  damit  des  ganzen  Landes  ge- 
fährdet sei.  Fast  klingt  es  wie  Hohn,  wenn  Oxenstierna 
Winterfeldt  diese  Eröffnung  mundgerechter  machen  will 
durch  den  Hinweis  darauf,  dass  Pillau  ja  nicht  eine  Festung'^) 
wie  Memel  sei,  und  daher  seine  Besetzung  auch  nicht  die  un- 
angenehmen Folgen  nach  sich  ziehen  könne,  wie  die  Memels. 
Auf  die  Einwendungen  Winterfeldts  bemerkt  Gustav  Adolf 
übrigens  ironisch,  wenn  der  Kurfürst  in  Brandenburg  einen 
Mansfeld  mit  seinen  Scharen  geduldet  habe,  so  könne  er  auch 
in  Preussen  ihm  und  seinem  vorzüglich  disziplinierten  Heere 
gegenüber  ein  Auge  zudrücken. 

Winterfeldt    ist    äusserst    betroffen   über    diese  Eröff- 
nungen.  Sein  Auftrag  bezog  sich  auf  Memel,  nicht  auf  Pillau: 

1)  Vgl.  S.  52. 

2)  Auch  dies   stimmt  nicht,   Oxenstierna   wusste  ganz  gut,   dass 
Befestigungsarbeiten  im  Gange  waren, 
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in  seiner  von  Oxenstierna  eingeforderten  schriftlichen  Reso- 
lution vermeidet  er  es,  auf  diesen  heiklen  Punkt  einzugehen, 
um  sich  in  keiner  Weise  festzulegen;  in  mündlichen  Verhand- 
lungen hingegen  versucht  er  sein  Möglichstes,  Gustav  Adolf 
sowohl  von  Memel  wie  von  Pillau,  wo  die  Sachlage  ja  nicht 
um  ein  Haar  besser  sei,  abzulenken,  natürlich  umsonst,  da  er 
kein  auch  nur  annähernd  in  Frage  kommendes  Äquivalent  in 
die  Wagschale  zu  werfen  hat. 

Am  29-  Mai  hatte  Winterfeldt  die  erste  Andeutung  in 
Bezug  auf  Pillau  gehört.  Gern  hätte  er  sofort  seinen  Landes- 
herrn von  der  ihm  drohenden  Gefahr  benachrichtigt,  doch 
war  es  ihm  nicht  möglich,  etwas  Schriftliches  durchzubringen, 
da  Gustav  Adolf  bereits  auf  alle  Schiffe  in  seinen  Häfen  Em- 
bargo gelegt  hatte,  und  die  Kapitäne  der  wenigen  noch  mit 
besonderer  Erlaubnis  in  See  gehenden  streng  angewiesen 
waren,  keine  Briefschaften  zu  befördern.  Da  ihm  also  dieser 
Weg  verschlossen  war,  drang  er  schon  am  29.  Mai  auf  seine 
schleunige  Abfertigung,  um  womöglich  noch  rechtzeitig  in 
Person  den  Kurfürsten  zu  warnen.  Doch  wurde  diese  unter 
allerhand  Vorwänden  hingezögert.  Einmal  hegte  man  Be- 
sorgnisse um  Winterfeldts  Gesundheit,  dann  wieder  forderte 
man  von  ihm  schriftliche  Darlegungen  über  seinen  Auftrag 
ein  oder  gab  dringende  anderweitige  Geschäfte  an,  die  die 
Abwesenheit  des  Königs  oder  des  Kanzlers  bedingten. 
.Schliesslich  zog  man  das  in  Stockholm  im  Original  vorhan- 
dene Testament  der  1625  verstorbenen  Kurfürstin  Anna 
heran,  Verhandlungen,  zu  denen  Winterfeldt  nicht  ermächtigt 
war,  und  die  er  demgemäss  ablehnte. 

Erst  am  21.  Juni  erhält  er  in  Stockholm  seine  ,, Expedi- 
tion", das  heisst  zu  einer  Zeit,  als  der  Zweck  des  Hinhaltens 
erreicht  war;  denn  am  25.  verliess  Gustav  Adolf  Schweden 
und  erschien  am  26.  vor  Pillau,  wo  er  die  Besatzung  zur  Ka- 
pitulation zwang  und  die  vier  preussischen  Wachtschiffe  ein- 
fach konfiszierte. 


-     58     - 

Die  Besetzung  von  Pillau  und  ihre  Folgen. 

Als  Winterfeld  am  17.  Juli  seine  Relation  über  die  Sen- 
dung nach  Schweden  im  Geheimen  Rat  abgab,  war  die  Nach- 
richt von  der  Überrumpelung  Pillaus  schon  seit  zehn  Tagen 
in  Berlin  bekannt^).  Der  Kurfürst  war  ausser  sich  über  das 
unerwartete  Ergebnis  der  Sendung  Winterfeldts.  Er  wurde 
nicht  satt^),  sein  Herz  in  Jammerausbrüchen  gegen  Schwar- 
zenberg  zu  erleichtern:  „Mit  allen  Räten  sollte  ich  billig  reden, 
aber  sie  sind  auf  Seite  derer,  die  mich  despektieren  und  aufs 
Äusserste  ruinieren."  Sonderlich  habe  man  ihm  grosse  Hoff- 
nung auf  Schweden  gemacht  und  nähme  ihm  jetzt  Pillau^). 
Aus  Polen  kamen  die  bedrohlichsten  Nachrichten:  „Sobald 
sich  die  Polen  nur  einiger  Viktorie  wider  Schweden  erfreueten, 
wollten  sie  ein  7  oder  8000  Mann  in  die  Mark  schicken  und 
sich  ihres  erlittenen  Schadens  erholen,"  meldete  der  branden- 
burgische Agent  Krohnc*).  Aus  Danzig  berichteten  andere, 
der  Kurfürst  würde  vor  den  polnischen  Reichstag  zitiert  und 
es  würde  ad  privationem  feudi  gegen  ihn  prozessiert  wer- 
den''). In  Preussen  selbst  scheute  sich  der  Hauptmann  von 
Tilsit,  der  Oberst  Wulf  v.  Kreitzen,  nicht,  ganz  öffentlich 
sogar  im  Beisein  der  Oberräte  die  Behauptung  in  die  Welt 
zu  schleudern,  Georg  Wilhelm  hätte  den  Hafen  verraten  und 
das  Land  dem  Könige  von  Schweden  um  eine  ansehnliche 
Summe  verkauft^).  Unter  den  vielen  Tatarennachrichten, 
die  im  Umlauf  waren,  befand  sich  auch  die,  dass  Winterfeldt 
als  des  Kurfürsten  Gesandter  mit  dem  schwedischen  Usur- 
pator nach  Preussen  gezogen  sei,  allen  consiliis  beigewohnt 
und  das  Werk  geschmiedet  habe^).  Bei  der  Gemütsverfassung, 
in.  der  Georg  Wilhelm  sich  befand,  wurde  es  Schwarzenberg 
leicht,  solche  Verleumdungen  gegen  Winterfeldt  aufzugreifen 

'    i)  Sie  traf  am  6.  Juli  ein  (Oeh.  St.  A.  Rep.  9  Nr.'  5  f.  Vol.  II); 

2)  Droysen,  S.  41. 

3)  Cosmar,  Beiträge,  S.  50. 

4)  Den  2.  August  (Geh.  St.  A.  Rep.  9  Nr.  5  f.  Vol.  III). 

5)  Jassky  und  Bergmann  an  Levin  v.  d.  Knesebeck  10/20.  Sept. 
(Geh.  St.  A.  Rep.  9  Nr.  5  f-  Vol.  IV). 

6)  Geh.  St.  A.  Rep.  9.     Nr.  5  f.  Vol.  II. 

7)  Droysen,  S.  42.  ,      ; 
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und  ihn  des  Verrates  zu  bezichtigen^).     Doch  stellte  sich  mit 
seiner   Zürückkunft    das    Schlimmste   dieser    Behauptung   als 
unwahr,  das  übrige  als  masslos  übertrieben  heraus.     Doch  das 
machte  dem    skrupellosen  Grafen    nicht  allzuviel;    da    er  im 
übrigen  vollkommen  das  Ohr  des  Kurfürsten  besass,  durfte 
er    es    wagen,    nach    dem    alten    Grundsatze    zu    verfahren: 
audacter     calumniare,     semper     aliquid     haeret.     Allerdings 
glaubte  Georg  Wilhelm  damals  selbst  nicht  an  eine  so  schwere 
Verfehlung  von  Seiten  Winterfeldts.     Er  schreibt  an  den  pol- 
nischen König,  an  den  polnischen  Reichstag,  an  die  preussi- 
schen  Oberräte  zur  Rechtfertigung  seines  Verhaltens  und  hebt 
in  allen  drei  Schreiben  ausdrücklich  hervor,  dass  Winterfeldt 
vollkommen   korrekt  gehandelt   habe^).      Die   Verhandlungen 
mit  Polen  zogen  sich  noch  lange  Zeit  hin;   wir  werden  sie 
etwas  später  noch  einmal  zu  streifen  haben.  Auf  schwedischer 
Seite   erklärte   man    ja    freilich,    dass    Winterfeldts    Sendung 
den  Anstoss  gegeben  habe  zu  der  plötzlichen  Änderung  des 
Feldzugsplanes,  die  so  unerw^artet  kam,  dass  selbst  Camera- 
rius,  der  doch  sonst  stets  vortrefflich  orientiert  war,  durch 
die  Besetzung  Pillaus  überrascht  wurde^).     Doch  ein  persön- 
licher Vorwurf  gegen  Winterfeldt  liegt  auch  in  dieser  schwe- 
dischen Behauptung  noch  nicht.     Freilich  war  nun  einmal  sein 
Name  mit  diesem  Ereignis  verknüpft,  und  im  Laufe  der  Zeit 
verdichtete  sich  dies  Gewebe  immer  mehr,  so  dass  schon  ein 
Jahr  später  ein  Teil  der  gegen  ihn  erhobenen  Anklagen  darauf 
fussen  konnte,    und  gar    bei    den  Friedensverhandlungen  in 
Osnabrück  der  schwedische  Diplomat   Salvius  anlässlich  der 
Besprecung  der  pommerschen   Frage   die  Behauptung  wagen 
konnte,  Winterfeldt  und  Christian  v.  Bellin  hätten  die  Schwe- 
den nach  Deutschland  gezogen"*).     Damals  gab  Winterfeldts 
eigener  Neffe  Johann  Friedrich  v.  Loben,  einer  der  branden- 
burgischen  Bevollmächtigten,    dem    braunschweigischen    Ge- 


i)  Droyen  III,   i.   S.  41   (2.  Aufl.   1870). 

2)  Geh.  St.  A.  Rep.  9.  Nt.  5  f.  Vol.  III. 

3)  Camerarius  erhielt  die  erste  Kunde  von  dem  Anschlag  am 
7./17.  Juli  durch  einen  Brief  Oxenstiernas  vom  6./16.  Juni,  in  welchem 
ihm  das  strengste  Stillschweigen  auferlegt  wird. 

4)  22.  Oktober  1645.    U.  u.  A.    Bd.  4,  S.  405. 
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sandten  v.  Langenbeck  auf  eine  diesbezügliche  Anfrage  die 
Antwort,  dass  er  nichts  davon  wisse:  „Ich  hätte  aber  wohl 
geljört,  dass  Ew.  Kurfl.  Durchl.  Widerwärtige  von  einigen 
Schreiben  geredet  haben  sollen;  allein  in  dem  Kurfl.  Geheimen 
Archiv  wäre  keine  Nachricht  davon  zu  finden,  glaubte  auch 
nicht,  dass  was  dran  wäre,  ob  etwa  einige  Leute  auf  Ew. 
Kurfl.  Durchl.  Schlag  etwas  getan  hätten,  wüsste  ich  nicht; 
erinnerte  mich  wohl,  dass  ein  vornehmer  Geh.  Rat,  einer 
v.  Winterfeldt,  einsten  ungehörtes  Dinges  nach  Schwarzen- 
bergischer  Art  wäre  nach  der  Festung  Spandau  geführet 
worden,  man  hätte  ihn  aber  doch  endlich  restituiert  und  wären 
dies  nur  ungültige  Uflagen,  die  der  Probation  zu  aller  Zeit 
ermangeln  würden')." 

Nun  war  also  glücklich  das  Gegenteil  von  dem  einge- 
treten, was  der  Kurfürst'  durch  sein  ständiges  Lavieren 
zwischen  den  kämpfenden  Parteien,  durch  das  ängstliche  Be- 
mühen, sich  nach  allen  Seiten  zu  decken,  erstrebt  hatte.  In 
allen  drei  Teilen  seines  Landgebietes  fochten  Fremde  ihre 
Fehden  aus:  am  Rhein  und  in  Westfalen  Spanier  und  Hol- 
länder, in  dem  Kernland  Kaiserliche  und  Dänen,  in  Preussen 
Polen  und  Schweden.  Wie  es  auch  kommen  mochte,  Georg 
Wilhelm,  der  keinen  Einsatz  bei  dem  Spiel  gewagt  hatte,  war 
auf  die  Gnade  des  Siegers  angewiesen.  Und  das  Übergewicht 
der  Kombination,  zu  der  der  Kaiser  gehörte,  erschien  dem 
jetzt  vollkommen  unter  dem  Banne  Schwarzenbergs  stehen- 
den Kurfürsten  erdrückend.  Trotzdem  wäre  auch  jetzt  noch 
durch  einen  offenen  Beitritt  Brandenburgs  mit  seiner  kleinen 
inzwischen  aufgestellten  Armee  Christian  IV.  in  eine  günstige 
strategische  Lage  versetzt  worden  '^) ;  denn  Wallenstein,  der 
dem  inzwischen  nach  Schlesien  durchgebrochenen  Mansfeld 
dorthin  gefolgt  war,  wäre  von  der  direkten  Verbindung  mit 
Tilly  abgeschnitten  worden.  Dies  trifft  sogar  noch  für  die 
erste  Zeit  nach  der  Schlacht  bei  Lutter  am  Barenberge  am 
27.  August  zu.  Aber  gerade  während  Winterfeldts  Abwesen- 
heit in  Schweden  war  von  neuem  Hannibal  v.  Dohna,  der  in 
dauernder  Verbindung  mit  Schwarzenberg  stand,  mit  neuen 

i)  Dezember  1646.     U.  u.  A.    Bd.  4,  S.  483. 

2)  Es  ist  dies  auch  die  Meinung  Richelieus  gewesen. 
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Anträgen  zum  Kurfürsten  gekommen,  die  wenn  auch  in 
äusserlich  versöhnlicher  Form,  doch  sehr  energisch  einen  be- 
dingungslosen Anschluss  an  den  Kaiser  heischten.  Als  mit 
einem  besonderen  Einschüchterungsmittel  beliebte  man  in 
Wien  mit  der  Achtserklärung  gegen  Georg  Wilhelm  zu 
drohen,  wenn  auch  Dohna  selbst  nichts  davon  zu  wissen  vor- 
gab. Der  Kampf  der  beiden  politischen  Richtungen  des  Ber- 
liner Hofes  spitzt  sich  immer  mehr  zu.  Die  kaiserfreundliche 
von  Schwarzenberg  und  dem  „Vetter"  (eigentlich  Grossoheim) 
des  Kurfürsten  gelenkte  Partei  war  entschieden  im  Vorteil, 
da  beide  sich  in  der  kritischen  Zeit  in  der  Umgebung  des 
Kurfürsten  befanden,  der  so  wichtige  Entscheidungen  wieder 
einmal  von  seinen  Jagdschlössern  in  der  Neumark  aus  er- 
ledigen zu  können  glaubte.  Die  andere,  bei  der  nach  Bellins 
im  April  erfolgten  Tode  Winterfeldt  immer  einflussreicher 
wurde,  war  auf  schriftliche  Vorstellungen  angewiesen;  nur  ein 
Vertreter  dieser  Richtung  befand  sich  bei  der  Person  des 
Kurfürsten,  Siegismund  v.  Götze^).  Als  im  September  das 
Zünglein  der  Wage  sich  zuungunsten  der  Geheimenratspartei 
zu  neigen  begann,  dachte  Winterfeldt  daran,  die  Konseqenzen 
aus  der  Lage  zu  ziehen  und  um  seinen  Abschied  einzu- 
kommen-). Weshalb  er  trotzdem  im  Amte  blieb,  möge  einem 
anderen  Zusammenhang  aufgespart  bleiben. 

Unter  dem  dreifachen  Drucke,  den  der  Kaiser,  die  Krone 
Polen  und  die  eigenen  Stände  auf  den  Kurfürsten  ausübten, 
gelang  es  Schwarzenberg,  der  übrigens  sein  Privatinteresse 
auch  bei  dieser  Gelegenheit  wohl  zu  wahren  verstand^),  die 
reformierten  Räte  bei  Seite  zu  schieben  und  Georg  Wilhelm 
im  Prinzip  für  den  Anschluss  an  Habsburg  zu  gewinnen.  Den 
Ausschlag  gab  besonders  die  Sorge  um  Pommerns  künftigen 
Anfall.  Noch  immer  nicht  hatte  der  Kaiser  dem  Herzog 
Bogislav  V.  Stettin  und  Georg  Wilhelm  die  Belehnung  zur  ge- 
samten Hand  mit  dem  durch  den  Tod  Herzog  Philipp  Julius' 
im  Jahre  1625  erledigten  Pommern-Wolgast  erteilt.  Als  Preis 


i)  Über  ihn  vgl.  S.  71. 

2)  Optimus  noster   Winterfeldtius  cogitat  de  discessu.     Camcra- 
1  lus  an  Oxenstierna  15. /25.  Sept. 

3)  Vgl.  Opel,  Der  niedersächsisch-dänische  Krieg,  Bd.  2,  S.  533. 
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für  seinen  Übertritt  erhoffte  der  Kurfürst  diese  Belehnung'), 
sowie  ausserdem  die  Garantierung  der  übrigen  zahlreichen 
Anwartschaften  des  Hauses  HohenzoUern  vom  Kaiser  zu  er- 
halten. In  Wien  beschloss  man,  diese  Forderungen  des  Kur- 
fürsten mit  .Stillschweigen  zu  übergehen  und  zögerte  absicht- 
lich den  Abschluss  endlos  hin,  um  nach  weiteren  Erfolgen 
ihn  desto  vollständiger  in  die  Hand  zu  bekommen. 

So  hat  sich  Georg  Wilhelm  ohne  einen  förmlichen  Ver- 
trag, ohne  wirkliche  Gegenleistungen  der  dänischen  und  damit 
der  protestantischen  Sache  entschlagen.  Auch  die  Hoffnung, 
sein  Land  von  den  Kriegsdrangsalen  zu  befreien,  sollte  sich 
sehr  bald  als  trügerisch  erweisen. 

Zweite  Sendung  Winterfeldts  zu  Christian  IV., 

November  1626. 
Denn  in  weiterer  Folge  der  Niederlage  Christians  IV. 
bei  Lutter  rückte  Ende  Oktober  Georg  v.  Lüneburg  auf  Be- 
fehl Tillys,  dem  er  mit  seinem  eigentlich  zum  Wallenstein- 
schen  Heere  gehörigen  Korps  beigegeben  war,  unvermutet  in 
die  Altmark  ein,  und  Hess  dort  seine  zügellosen  Scharen  Quar- 
tiere beziehen.  Noch  hoffte  man  in  Berlin  sich  diese  Horden 
durch  Unterhandlungen  vom  Halse  schaffen  zu  können  und 
zugleich  zu  vermeiden,  dass  auch  Christian  IV.  seine  Opera- 
tionen wieder  bis  in  die  Mark  ausdehnte,  unter  der  Begrün- 
dung, dass  nunmehr  auch  sein  bei  seinem  Abzüge  gegebenes 
Versprechen,  die  Mark  zu  verschonen,  wenn  die  Pässe  und 
festen  Plätze  von  brandenburgischen  Truppen  gesichert  wür- 
den, hinfällig  sei.  Aus  der  Antwort,  welche  Tilly  dem  an  ihn 
abgesandten  Konrad  v.  Burgsdorf  erteilt  hatte,  hatte  man  in 
Berlin  herauszuhören  geglaubt,  dass  er  die  Altmark  nur  be- 
setzt hielte,  um  die  Eiblinie  nicht  in  die  Hand  des  Feindes 
geraten  zu  lassen.  Wenn  man  nun  den  König  von  Dänemark 
zu  einer  dementsprechenden  Versicherung  veranlasste,  so  fiele 
damit  für  Tilly  dieser  Grund  fort,  und  wenn  er  ehrlich  wäre, 
so  meinte  man,  müsse  er  die  Altmark  räumen  2).     Man  be- 

i)  Geh.  St.  A.  Rep.  24b.  la  Fasz.  i,  Vol.  III.  und  Rep.  30  Nr.  3. 
2)  Gebauer,    Kurbrandenburg    in    der    Krisis    des    Jahres    1627, 
S.  8. 
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schloss  also  an  Christian  eine  Gesandtschaft  zu  schicken  und  . 
wählte  hierzu  Samuel  v.  Winterfeldt,  von  dem  man  annahm, 
dass  er  wegen  seiner  Gesinnung  und  politischen  Vergangen- 
heit bei  dem  Dänen  Persona  grata  war^).  Winterfeldt  über- 
nahm diesen  Auftrag  nicht  gerade  freudigen  Herzens;  er  war 
mit  der  ganzen  Angelegenheit  wenig  vertraut:  Schwarzenberg 
hatte  es  bis  zu  diesem  Augenblick  nicht  für  nötig  befunden, 
ihm  von  Burgsdorfs  Relation  Kenntnis  zu  geben.  Wieder 
erhielt  er  eine  Aufgabe,  von  der  er  sich  von  vornherein  keinen 
Erfolg  versprach;  seine  Werbung,  so  äusserte  er  sich,  würde 
doch  nur  in  Komplimenten  bestehen.  Selbst  wenn  er  von 
Christian  das  schriftliche  Versprechen  erlangte,  das  branden- 
burgische Gebiet  zu  respektieren^),  würde  dies  doch  bei  den 
Kaiserlichen  nichts  fruchten,  „denn  ich  sehe,  dass  die  causae, 
so  uns  diesen  Effekt  geben,  gar  nicht  bei  Seite  geräumet,  noch 
auch  künftig  removieret  werden"^').  Er  schätzt  also  die  Lage 
richtiger  ein  als  seine  Auftraggeber,  der  Kurfürst  und 
Schwarzenberg,  wenn  man  nicht  überhaupt  der  Vermutung 
Raum  geben  will,  dass  es  dem  Letzteren  nur  darum  zu  tun  ge- 
wesen ist,  dem  Heere  des  Kaisers  durch  Fernhaltung  des 
Feindes  ruhige  Winterquartiere  zu  sichern. 

Nach  kurzen  Konferenzen  mit  Schwarzenberg  und  seinen 
Kollegen  macht  er  sich  auf  den  Weg  und  trifft  den  König- 
in seinem  damaligen  Hauptquartier  zu  Rendsburg  am  28.  No- 
vember. In  der  Audienz  sucht  er  das  Verhalten  Georg  Wil- 
helms nach  Möglichkeit  zu  entschuldigen.  Da  auf  dem  ober- 
sächsischen Kreistage  im  August  leider  keine  Einigung  über 
gemeinsame  Abwehrmassregeln  zustande  gekommen  wäre,  so 
sei  man  auf  sich  selbst  angewiesen  gewesen.  Das  werde 
Christian  doch  wohl  ohne  weiteres  einsehen,  dass  Branden- 
burg allein  nicht  fähig  gewesen  sei,  Tilly  den  Einmarsch  zu 
wehren,  denn  dazu  wären  ,,weit  mehr  als  20  000  Mann  ge- 
hörig gewesen,  die  wir  vielleicht  aufbringen,  aber  doch  in  die 


i)  Für  das  Folgende:  Geh.  St.  A.  Rep.  24a  Nr.6  Fasz.  7. Vol. III. 

2)  Dass  ihm  dies  gelingen  werde,  glaubt  er;  denn  sonst  würde 
er  den  Auftrag  abgelehnt  haben.  Winterfeldt  an  Pruckmann,  Un- 
datiert, 15.  oder  16.  Nov. 

3)  Winterfeldt  an  Pruckmann.  Unditiert,  15.  oder  16.  November. 
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Länge  wohl  nimmer  würden  haben  unterhalten  können"^). 
Winterfeldt  hat  dann  versucht,  die  ganze  Sachlage  so  darzu- 
stellen, als  ob  mit  dem  verlangten  Reverse  im  Grunde  ge- 
nommen den  Interessen  des  Königs  am  meisten  gedient  sei^), 
obwohl  er,  wie  wir  gesehen  haben,  das  ganze  Werk  für 
Spiegelfechterei  hielt.  Er  hat  damit  eine  gut  brandenbur- 
gische, und  nicht,  wie  ihm  später  vorgeworfen  wurde, 
dänische  Gesinnung  an  den  Tag  gelegt.  Er  erreichte  auch 
tatsächlich,  dass  Christian  IV.  das  Versprechen  gab,  die  Mark 
gänzlich  mit  Einquartierungen  und  Durchzügen  zu  ver- 
schonen, wenn  der  Kurfürst  es  wirklich  zu  Wege  brächte, 
dass  ,, seine  Lande  von  niemand,  also  nicht  nur  von  Tilly, 
zum  Nachteile  der  Dänen  gebraucht  würden."  Man  scheint 
damals  übrigens  in  Rendsburg  an  diese  Möglichkeit  auf 
Grund  der  Mitteilungen  Winterfeldts  geglaubt  zu  haben, 
denn  am  29.  schreibt  der  Reichsrat  Thage  Thott  an  den 
Kanzler  Christian  Friis  in  diesem  Sinne^).  Bei  Gelegenheit 
dieser  Mission  hatte  Winterfeldt,  wie  schon  einmal  vor  un- 
gefähr Jahresfrist  wegen  der  Eibsperre  um  Abhilfe  zu 
bitten.  Er  erhält  hierüber  genau  dieselbe  verklausulierte 
Antwort,  wie  er  sie  damals  heimgebracht  hatte. 

Die  Wirklichkeit  gab  Winterfeldts  skeptischer  Auf- 
fassung recht;  es  blieb  alles  beim  Alten.  Tilly  erklärte  dem 
mit  dem  Dänischen  Entscheid  an  ihn  abgesandten  Geheimen 
Rat  Stripe  mit  vollem  Recht,  der  König  werde  seine  Ver- 
sprechungen nur  so  lange  halten,  als  es  ihm  vorteilhaft  er- 
scheine. Entweder  müsse  er,  Tilly,  zum  Könige,  oder  dieser 
zu  ihm;  deshalb  muss  er  die  Elbe  haben,  für  deren  Sicherung 
die  altmärkischen  Orte  einzig  und  allein  brauchbar  wären*). 
Dementsprechend  hielt  natürlich  nun  auch  Christian  die  Elbe 
weiter  für  die  brandenburgischen  Schiffe  und  Waren  ge- 
sperrt. 

i)  Wörtlich  in  Winterfeldts  von  Schwarzenberg  genehmigter 
Instruktion  vom  15.  November. 

2)  Winterfeldt  an  Pruckmann.  15.  oder  16.  November  erklärt 
er,  dass  er  sich  von  einer  derartigen  Darstellung  noch  am  ehesten 
einen   Erfolg  verspreche. 

3)  Danske  Magazin,  4.  Reihe,  6.  Bd.,  S.  127. 

4)  Gebauer,  S.  11. 
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Übersiedlung  des  Kurfürsten  nach  Preussen;  Winterfeldt 
als  Mitglied  der  brandenburgischen  Regierung:  Verhand- 
lungen mit  den  Ständen,  Einfall  Streiffs, 
Dezember  1626  und  Anfang  des  Jahres  1627. 

Unterdessen  hatte  auch  Wallenstein  seinen  Besuch  für 
einen  hohenzollernschen  Gebietsteil  angesagt.  Das  Herzog- 
tum Crossen  beanspruchte  er  als  zu  Schlesien  gehörig  zu 
Winterquartieren  für  einen  Teil  seines  Heeres.  In  Preussen 
spitzten  sich  die  Verhältnisse  immer  mehr  zu,  der  Kurfürst 
fürchtete  für  seinen  Herzogshut,  Schwarzenberg  drängte  ihn, 
ein  offensichtliches  Zeichen  seiner  Ergebenheit  für  Polen  zu 
geben,  die  preussischen  Regimentsräte  forderten  seine  An- 
wesenheit in  dem  Herzogtum.  Um  diesem  Drängen  nachzu- 
geben und  zugleich  den  sich  immer  mehr  häufenden  Schwierig- 
keiten in  der  Mark  aus  dem  Wege  zu  gehen,  brachte  Georg 
Wilhelm  den  schon  seit  September')  erwogenen  Plan  zur 
Ausführung:  er  ging  mit  dem  grössten  Teil  seiner  kleinen, 
eigentlich  zum  Schutze  der  Mark  bestimmten  Armee*)  zu 
Weihnachten  nach  Preussen  ab,  nachdem  er  noch  vorher 
Siegismund  v.  Götze  an  den  Wiener  Hof  und  an  Wallenstein 
abgeschickt  hatte,  um  die  Zurückziehung  der  kaiserlichen  Trup- 
pen aus  Crossen  zu  erwirken.  Diese  Verhandlungen,  die  sich 
bis  zum  Mai  1627  hinzogen,  waren  natürlich  ebenso  erfolg- 
los, wie  alle  früheren  derartigen  Versuche. 

Für  die  Mark  Brandenburg  wäre  unter  diesen  Um- 
ständen    eine    möglichst     starke    einheitliche    Regierung    von 

i)  Damals  hatte  der  Kurfürst  ein  Gutachten  der  Geh.  Räte  ein- 
gefordert; Pruckmann,  Winterfeldt  und  Stripe  gaben  dies  dahin  ab, 
dass  bei  der  gefährlichen  Lage  der  Kurfürst  in  Brandenburg  bleiben 
müsse.  Brandenburg  sei  das  Stammland,  von  Preussen  aus  Hesse  sich 
Brandenburg  nicht  halten,  wohl  aber  umgekehrt  (Geh.  St.  A.  Rep.  9, 
Nr.  5g  Vol.  I.). 

2)  Schon  am  27.  September  erhielt  Kracht  die  Nachricht,  dass 
der  Kurfürst  entschlossen  sei,  etlich  Volk  zu  werben  und  nach 
Preussen  zu  ziehen.  Zu  den  15  alten  auf  Grund  des  Landtagsrezesses 
vom  26.  März  1626  aufgestellten  Kompagnien  kamen  13  neue  hinzu. 
In  der  Mark  blieben  nur  8  neue  und  i  alte,  die  aber  nur  je  100  Mann 
stark  waren,  zurück  (Jany,  Die  Anfänge  der  alten  Armee  T.  i.  In: 
Urkundliche  Beiträge  u.  Forsch,  zur  Gesch.  d.  preuss.  Heeres,  Bd.   i). 

5 
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Nöten  gewesen,  wenn  der  Kurfürst  selbst  nicht  zugegen  sein 
konnte,  ein  Statthalter  mit  ausgedehnten  Vollmachten,  die 
eine  schnelle  selbständige  Entscheidung  eiliger  Angelegen- 
heiten verbürgten.  Gerade  das  Gegenteil  trat  ein:  Das  Re- 
giment in  der  Mark  wurde  dem  Kollegium  der  Geheimen 
Räte,  soweit  sie  den  Kurfürsten  nicht  begleiteten  oder  ander- 
weitig tätig  waren,  das  heisst  Winterfeldt,  Pruckmann, 
Stripe  und  Johann  v.  Wilmersdorf  übertragen.  In  wich- 
tigeren Fragen  hatten  sie  nach  Königsberg  zu  berichten  und 
Bescheid  zu  erwarten;  ehe  aber  eine  Antwort  von  dort  an- 
'  kommen  konnte,  mussten  ungefähr  20  Tage  vergehen.  Um 
diesem  Übelstande  etwas  abzuhelfen,  empfahl  der  Kurfürst 
sein  Land  seinen  Nachbarn,  dem  Kurfürst  Johann  Georg  von 
Sachsen  und  dem  Herzog  Bogislav  von  Pommern,  deren  Rat 
in  dringenden  Fällen  eingeholt  werden  sollte.  Dazu  war  der 
in  letzter  Zeit  schon  so  ziemlich  mattgesetzte  Geheime  Rat 
gut  genug,  die  Schwierigkeiten  im  Innern  den  Ständen  gegen- 
über und  nach  aussen  den  Feinden  und  zweifelhaften  Freun- 
den gegenüber  auszubaden.  Stellte  es  sich  nun,  wie  zu  er- 
warten stand,  heraus,  dass  sie  bei  ihrer  mangelhaften  Instruk- 
tion der  Lage  nicht  gewachsen  waren,  so  hatte  Schwarzen- 
berg  es  leicht,  den  Kurfürsten  von  der  Überflüssigkeit,  ja 
Schädlichkeit  dieser  Räte  zu  überzeugen.  Pruckmann,  Win- 
terfeldt und  Stripe  empfanden  dies  sehr  wohl.  Sie  hatten 
den  Kurfürsten  auch  gebeten,  einen  Statthalter  einzusetzen; 
doch  hatte  Georg  Wilhelm  wohl  auf  Schwarzenbergs  Be- 
treiben ihnen  selbst  die  Namhaftmachung  einer  geeigneten 
Persönlichkeit  zugeschoben.  Da  sie  nicht  annehmen  konnten, 
dass  einer  aus  ihrer  Mitte  Georg  Wilhelm  genehm  gewesen 
wäre,  sie  aber  sonst  niemand  wussten,  der  das  Regiment  in 
ihrem  Sinne  geführt  hätte,  so  hatten  sie  diese  Frage  über- 
gangen^)  und  die  Statthalterschaft  in  corpore  übernommen, 
wofür  übrigens  ein  Präzedenzfall  aus  dem  Jahre  161 8 
vorlagt) . 


i)  Proposition  der  Räte  an  die  Stände,  d.  22.  Januar  1627 
(Ständisches  Archiv,  Bd.   i,  Nr.  34). 

2)  Stölzel,  Brandenburg-Preussens  Rechtäverwaltung,  Bd.  i, 
S.  323. 
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Zu  den  äusserst  ärgerlichen  Verhandlungen  mit  dem 
Ständetage,  dem  gegenüber  sie  ihrer  besseren  Überzeugung 
zuwider  besonders  die  Entfernung  des  Landesherrn  zu  recht- 
fertigen hatten,  gesellte  sich  sehr  bald  eine  auswärtige  Ge- 
fahr, der  sie  nicht  gewachsen  waren,  eine  Gefahr,  die  nur 
durch  die  jetzt  nach  Preussen  gezogene  Armee  hätte  abge- 
wendet werden  können.  Schon  im  Oktober  1626  hatte  der 
Herzog  von  Pommern  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  vor 
dem  Vorhaben  des  von  dem  Obersten  Streiff  in  Mecklenburg 
angeworbenen  schwedischen  Korps,  auf  dem  Landwege  die 
Verbindung  mit  Gustav  Adolf  zu  suchen,  gewarnt,  wobei  es 
entweder  auf  brandenburgischem  oder  pommerschem  Gebiete 
die  Oder  überschreiten  musste^).  Monate  waren  unterdessen 
vergangen  und  in  Berlin  glaubte  man  auf  Grund  der  einge- 
zogenen Informationen,  dass  Streiff  auf  dem  Seewege  zu 
Gustav  Adolfs  Hauptarmee  stossen  würde,  als  plötzlich 
Mitte  Februar  die  Nachricht  eintraf,  Streiff,  dem  der  Herzog 
Bogislav  mit  seinem  Lehnsaufgebot  den  Übergang  über  die 
Oder  in  Pommern  wehre,  nähere  sich  den  Grenzen  der  Ucker- 
mark, um  bei  Schwedt  den  Pass  zu  versuchen.  Die  Geheimen 
Räte  waren  dieser  Verlegenheit  gegenüber  ratlos.  Das  An- 
erbieten der  uckermärkischen  Ritterschaft,  die  Lehnspferde 
aufzubieten  und  gewaltsam  den  Durchzug  zu  hindern,  halten 
sie,  da  sie  die  ganze  Bedeutungslosigkeit  solchen  Aufgebotes 
einer  modern  geschulten  Truppe  gegenüber  (es  waren  gegen 
4000  Mann)  kannten,  für  unannehmbar;  das  Beste  dünkt 
ihnen  zu  sein,  dass  im  Falle  Streiff  nicht  durch  gütliches  Zu- 
reden von  seinem  Vorsatze  abzubringen  wäre,  die  Stände  der 
Uckermark  von  sich  aus  mit  Streiff  verhandelten,  um  wenig- 
stens den  Durchmarsch  nach  Möglichkeit  zu  beschleunigen. 
Auf  diese  Weise  hofften  sie  übrigens  um  die  Verantwortlich- 
keit herum  zu  kommen.  Streiff  beruft  sich  auf  seine  Be- 
fehle und  geht  Ende  Februar  bei  Schwedt  über  den  Strom. 
Selbst  wenn  die  80  Musketiere,  die  der  Oberstleutnant 
V.  Kracht  nach  dem  von  dem  über  den  Vorgang  besonders  ent- 
rüsteten kaiserlichen   Obersten   Pechmann   für  eine  Art  von 


1)   Nähere  Einzelheiten  über  diese  Affäre  bringt  Gebauer. 
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Thermopylae  gehaltenen  Schwedt  abgesandt  hatte,  zur 
rechten  Zeit  dort  eingetroffen  wären,  hätte  Streiff  bei  seiner 
gewaltigen  Überlegenheit  den  Pass,  den  er  unbedingt 
brauchte,  erzwingen  können.  Gebauer  erhebt  den  Vorwurf, 
dass  die  Geheimen  Räte  absichtlich,  um  Streiff  das  Durch- 
kommen zu  ermöglichen,  die  Sache  hingezogen  und  das  An- 
erbieten der  Uckermärker  abgelehnt  hätten.  Er  stellt  die 
Vermutung  auf,  dass  ein  ,, guter  Freund,  vielleicht  Winter- 
feldt,"  dem  schwedischen  Obersten  dazu  behilflich  gewesen 
sei;  denn  wenn  es  Pommern  möglich  gewesen  sei,  mit  Hilfe 
des  Lehnsaufgebotes  die  pommersche  Stromstrecke  zu  ver- 
teidigen, so  hätte  dasselbe  für  Brandenburg  der  Fall  sein 
müssen.  Doch  abgesehen  davon,  dass  Pommern  sich  vor 
langer  Hand  auf  diese  eine  Gefahr  hatte  vorbereiten  können, 
hatte  der  Herzog  Bogislav  zu  einem  sehr  einfachen.  Gebauer 
allerdings  nicht  bekannten,  Mittel  gegriffen.  Er  hatte  sich 
losgekauft;  Streiff  erhielt  neben  einigen  anderen  Geschenken 
90ooReichstaler  unter  der  Bedingung,  dass  er  die  Oder  nicht 
auf  pommerschem  Gebiet  überschritte^).  Ein  Argument,  das 
bei  den  Söldnerführern  in  hohem  Ansehen  stand,  auf  das  die 
leeren  märkischen  Kassen  jedoch  verzichten  mussten. 

Diese  Episode  war  nur  ein  Vorspiel  zu  ernsteren  Ereig- 
nissen gewesen.  Im  April  bemächtigten  sich  die  Kaiserlichen, 
wieder  war  es  Georg  v.  Lüneburg,  der  Havellinie,  was  zur 
Folge  hatte,  dass  nun  auch  die  Dänen  von  Mecklenburg  aus 
in  die  Mark  rückten  und  zeitweise  sogar  Berlin  und  Spandau 
bedrohten.  Die  Stimmung  im  Lande,  wo  man  alle  Schuld  auf 
die  reformierten  Räte  warf,  machte  sich  in  Berlin  sogar  in 
Revolten  Luft^).  In  Preussen  hatte  Georg  Wilhelm  sich  eng 
an  Polen  angeschlossen  und  jenen  unglücklichen  Feldzug  be- 
gonnen, der  dann  später,  am  i6.  Juli,  zu  der  schmachvollen 
Kapitulation  der  jungen  brandenburgisch-preussischen  Armee 
vor  Gustav  Adolf  führte. 


i)  Bär:  Politik  Pommerns  .S.  179.  =  Publik,  aus  d.  preuss. 
Staatsarch.     Bd.  64. 

2)  Opel:  Das  Kurfürstentum  Brandenburg  in  den  ersten  Mo- 
naten 1627  (In:  Hist.  Zeitschr.  Bd.  51). 
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Georg  Wilhelm,  aufs  äusserste  gedemütigt,  sah  sich 
vollkommen  auf  die  Gnade  des  Kaisers  angewiesen,  als  end- 
lich Hannibal  v.  Dohna  die  Antwort  auf  die  im  vorigen 
Herbst  übergebenen  brandenburgischen  Vorschläge  über- 
brachte. Wie  man  in  Wien  dachte,  das  wusste  man  in 
Königsberg  bereits,  hatte  doch  schon  im  März  der  branden- 
burgische Agent  Zahn  auf  die  Bitte,  die  Abfertigung  Siegis- 
mund  V.  Götzes  zu  beschleunigen,  damit  unterdessen  die 
Mark  nicht  ganz  ruiniert  würde,  die  Antwort  erhalten:  ,,Was 
schadets^)  ?"  Georg  Wilhelm  ging  auf  alles  ein,  obwohl  von 
Gegenleistungen  nicht  mehr  die  Rede  war.  Er  erkannte  die 
Kurwürde  Maximilians  v.  Bayern  jetzt  für  Lebenszeit  an 
und  öffnete  dem  Kaiser  alle  Plätze  der  Mark  mit  Ausnahme 
von  Berlin,  Spandau,  Küstrin,  Peitz  und  Driesen. 


IV.  Der  Staatsprozess. 

Der  Systemwechsel  war  endgültig  vollzogen.  Zur  Durch- 
führung der  neuen  Politik  in  Brandenburg  ging  Markgraf 
Siegismund  mit  ausgedehnten  Vollmachten  als  Statthalter 
dahin  ab^).  Er  war  ein  jüngerer  Sohn  des  Kurfürsten  Jo- 
hann Georg,  gleich  diesem  streng  lutherisch,  ein  überzeugter 
Anhänger  der  Schwarzenbergischen  Politik,  stets  auf  der 
Seite  des  Kaisers  zu  finden;  von  seinen  rechten  Brüdern 
waren  zwei  Wallensteinsche  Obersten,  der  eine,  Johann 
Georg,  war  sogar  katholisch  geworden. 


i)  Geh.  St.  A.  Rep.  24b,  Nr.  2.     Fasz.  2.  Vol.  I. 

2)  Meinardus  sagt  fälschlich :  ,,Und  des  bei  des  letzteren  Ab- 
reise nach  Preussen  in  der  Mark  als  Direktor  des  Geh.  Rates  zu- 
rückgelassenen Markgrafen  (Allg.  Deutsche  Biographie).  Georg 
Wilhelm  an  den  Herzog  von  Pommern,  undatiert,  als  Antwort  auf 
einen  Brief  des  Herzogs  vom  6.  April:  „.  .  .  .  Indessen  haben  wir  ein 
mehrers  nicht  zu  tun  vermocht,  als  dass  wir  unsers  Vetters,  Mark- 
graf Siegismunds  Fürstl.  Gn.  dahin  vermocht,  sich  nach  der  Kurmark 
Brandenburg  zu  begeben"  (Geh.  St.  A.  Rep.  9,  Nr.  5k  i). 
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Winterfeldts  Verhältnis  zu  Markgraf  Siegismund  und 
Schwarzenberg. 

Für  Winterfeldt  bedeutete  diese  Ernennung  die  Ent- 
scheidungi) ;  denn  dass  der  neue  Statthalter  ihm  nichts 
weniger  als  wohlgesinnt  war,  dafür  hatte  er  vollwichtige  Be- 
weise. Schon  im  Spätsommer  des  Jahres  1626  hatte  sich  der 
Markgraf  zu  Landsberg  a.  W.^)  in  voller  Öffentlichkeit  zu 
Georg  Wilhelm  dahin  geäussert,  dass  Winterfeldt  und  Götze 
,, unter  die  Zahl  derer,  die  es  mit  Ihrer  Kurfürstlichen  Durch- 
laucht ehrlich  und  aufrichtig  meinten,  nicht  zu  rechnen  seien". 
Eine  Beschwerde,  welche  die  in  ihrer  Ehre  Gekränkten  an  den 
Kurfürsten  gerichtet  hatten,  blieb  unbeachtet.  Die  Ange- 
legenheit wurde  auf  die  lange  Bank  geschoben,  bis  Winter- 
feldt und  Götze  sich  endlich  Ende  Dezember  1626,  als  durch 
den  bevorstehenden  Aufbruch  des  Kurfürsten  nach  Preussen 
und  die  diplomatische  Mission  Götzes  nach  Wien  eine  Er- 
ledigung auf  weitere  unabsehbare  Zeit  aufgeschoben  zu 
werden  schien,  gedrungen  sahen,  eine  Entscheidung  herbei- 
zuführen, zumal  die  übele  Nachrede  auch  schon  an  fremden 
Höfen  umging  und  mit  den  gehörigen  Entstellungen  sich 
fortpflanzte.  Sie  übersandten  dem  Markgrafen  Siegismund 
eine  Denkschrift,  die  unter  Wahrung  der  äusseren  Formen 
doch  einen  sehr  energischen  Ton  verrät^).  Winterfeldt  und 
Götze  bestreiten  dem  Markgrafen  überhaupt  das  Recht,  sich 
in  dieser  Weise  um  sie  zu  bekümmern:  ,,Nun  wissen  wir  zwar 
nicht,  was  Ew.  Fürstliche  Gnaden  dahin  mag  bewegt  haben, 
dieweil  wir  ja  niemalen  Ew.  Fürstlichen  Gnaden  Diener  ge- 
worden, sonsten  aber,  Gott  sei  Lob,  einen  solchen  Herren 
haben,  dem  es  an  Verstand  gar  nicht  ermangelt  und  selbst 
seine  Diener  wohl  prüfen  und  erkennen  kann,  also  dass  Ew. 
Fürstliche  Gnaden  dieser  Sorgen  gar  leichtlich  geübriget 
bleiben  können."     Da  der  Markgraf  es  nun  einmal  trotzdem 


i)  Wenn   nichts    ausdrücklich    bemerkt    ist,   beruht    die   folgende 
Darstellung  auf  dem  Aktenstück  des  Geh.  St.  A.  Rep.  9  J.  3.  G. 

2)  Bei    demselben    Oberstleutnant    Heyden,     der    schon     einmal 
Winterfeldt  angegriffen  hatte.     Vgl.  S.  53. 

3)  20.  Dezember   1626. 
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nicht  hätte  lassen  können,  so  würde  er  ja  wohl  als  Ehren- 
mann auch  bereit  sein,  die  mündlichen  Anschuldigungen 
schriftlich  zu  wiederholen  und  mit  Beweisen  zu  erhärten. 
Sollte  ihm  diese  Beweisführung  gelingen,  so  würden  sie 
selbst  die  Einleitung  eines  Verfahrens  gegen  sich  beantragen. 
Anderenfalls  aber  nähmen  sie  an,  dass  er  sein  Bedauern  über 
die  voreiligen  Redensarten  aussprechen  und  sie  damit  der 
traurigen  Notwendigkeit  überheben  würde,  ihn  öffentlich  als 
Verleumder  brandmarken  zu  müssen.  Zugleich  mit  diesem 
Schreiben  richteten  sie  ein  anderes  an  den  Kurfürsten,  in 
welchem  sie  ihm  von  dem  Inhalt  des  ersterwähnten  Kenntnis 
gaben;  er  möge  ihnen  für  den  Fall,  dass  er  mit  der  ganzen 
Angelegenheit  nicht  behelligt  zu  werden  wünsche,  die  Er- 
laubnis erteilen,  ,,die  Sache  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen". 
Auch  dem  Grafen  Schwarzenberg  machen  sie  von  ihrem  Vor- 
haben Mitteilung  und  ersuchen  ihn  sogar  um  seine  wohl- 
meinende Vermittlung.  Viel  Erfolg  werden  sie  sich  ja  wohl 
nicht  von  dem  letzteren  Schritte  versprochen  haben.  Nur 
um  den  schon  damals  allmächtigen  Günstling  nicht  unnötig 
zu  reizen  bei  einer  Angelegenheit,  deren  Erledigung  ihm 
sicher  am  allerwenigsten  schwer  gefallen  wäre,  tun  sie  diesen 
Schritt.  Man  geht  wohl  in  der  Annahme  nicht  fehl,  dass  hier- 
für das  treibende  Element  in  Götzes  Person  zu  suchen  ist.  Denn 
dieser  benutzt  die  Gelegenheit,  die  ihm  die  Beantwortung 
eines  an  ihn  gerichteten  Briefes  Schwarzenbergs  bietet,  noch 
einmal,  und  zwar  in  äusserst  demütiger  Form  das  gleiche 
Ersuchen  an  ihn  zu  richten  und  sich  gewissermassen  wegen 
des  kurz  und  energisch  gehaltenen  Tones  des  gemeinsamen 
Schreibens  zu  entschuldigen.  Überhaupt  stand  Götze 
Schwarzenberg  lange  nicht  so  schroff  gegenüber  wie  Winter- 
feldt.  Götze  und  Levin  v.  dem  Knesebeck  waren  es  gewesen, 
die  1625  in  ihrer  Eigenschaft  als  landesherrliche  Kommissare 
den  Komthuren  der  Bailei  Brandenburg  des  Johanniterordens 
die  Wahl  Schwarzenbergs  zum  Heermeister  förmlich  abge- 
zwungen hatten.  Der  Herr  Meister  hatte  also  immerhin 
einige  Veranlassung,  auch  seinerseits  Götze  Entgegenkommen 
zu  zeigen.  Götze  war  dann  auch  in  der  kritischen  Zeit  des 
Sommers    1626   zusammen   mit   Schwarzenberg   in   der   Um- 


gebung-  des  Kurfürsten  gewesen.  Ihm  werden  also  auch  die 
abfälligen  Äusserungen  Siegismunds  zuerst  zu  Ohren  ge- 
kommen sein,  ohne  dass  er  es  bei  seiner  etwas  indolenten  Na- 
tur für  nötig  hielt,  sofort  scharf  vorzugehen.  Als  jetzt  der 
Markgraf  mit  einer  einfachen  Empfangsbestätigung  über  die 
Denkschrift  der  beiden  Geheimen  Räte  quittiert,  scheint 
Götze,  der  allerdings  in  den  nächsten  Monaten  abwesend  war, 
sich  damit  beruhigt  zu  haben,  während  der  temperamentvolle 
tapfere  Winterfeldt  die  Sache  nun  wirklich  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen  beabsichtigte;  denn  vmter  den  bei  ihm  be- 
schlagnahmten Papieren  fand  man  später  eine  schriftliche 
Herausforderung  zum  Zweikampf  an  den  Markgrafen,  die 
jedoch  nicht  abgegangen  war. 

Winterfeldts  Abschiedsgesuch. 

In  einem  herzlich  unerquicklichen  Verhältnis  stand  also 
Winterfeldt  zu  dem  neuen  Statthalter.  Er  sah  sich  infolge- 
dessen jetzt  zu  einem  Schritte  gezwungen,  den  er  schon  des 
öfteren  in  Erwägung  gezogen  hatte,  nämlich  sich  von  der 
politischen  Schaubühne  zurückzuziehen.  Als  im  Spätsommer 
1626  die  brandenburgische  Politik  jene  Wendung  nahm,  die 
seiner  Überzeugung  zuwider  lief,  als  Markgraf  Siegismund 
jene  beleidigenden  Äusserungen  tat,  tauchte  zuerst  in  ihm 
der  Gedanke  auf,  um  seinen  Abschied  einzukommen^) .  Hätte 
er  im  November,  als  er  zu  Christian  IV.  geschickt  wurde, 
einen  Erfolg  seiner  Sendung  bei  diesem  von  vornherein  für 
ausgeschlossen  gehalten,  so  hätte  er  den  Auftrag  abgelehnt^), 
dass  heisst  doch,  dass  er  gewillt  war,  die  Konsequenzen,  die 
sich  aus  einer  solchen  Weigerung  ergeben  mussten,  auf  sich 
zu  nehmen.  Und  wieder,  als  die  Angelegenheit  mit  dem 
Markgrafen  im  Dezember  sich  in  der  geschilderten  Weise 
zuspitzte  und  der  Kurfürst  auf  dem  Sprunge  stand,  nach 
Preussen  zu  ziehen,  scheint  er  sich  mit  solchen  Absichten  ge- 
tragen zu  haben;  denn  in  der  Proposition  der  Räte  an  die 
Stände  vom  22.  Januar   1627^)   heisst  es:   ,,Wenn  es  an  uns 

i)  Siehe  S.  61. 

2)  Winterfeldt  an  Pruckmann. 

3)  Stand.  Archiv  Bd.  i,  Nr.  34. 
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gestanden,  wären  unter  uns  deren  wohl  gewesen,  die  da  viel 
eher  erwählet,  dem  Hofwesen  ganz  abzudanken."  Das  Pficht- 
gefühl,  dass  er  sein  geliebtes  Vaterland  und  seinen  Lehns- 
herren in  der  Stunde  der  Not  nicht  im  Stiche  lassen  dürfe, 
und  das  Bewusstsein,  dass  er  durch  sein  Verbleiben  im  Amt 
der  von  ihm  vertretenen  Sache  immer  noch  einige  Dienste 
erweisen  könne,  hatten  ihm  bis  jetzt  einen  solchen  Ausweg 
verschlossen^).  Er  hätte  darum  nicht  stille  sitzen  brauchen, 
im  Sommer  1626  war  er  zum  Dekan  des  Stiftes  Havelberg 
gewählt  worden,  hier  hätte  er  einen  hinlänglichen  Wirkungs- 
kreis gefunden,  ja  er  hätte  seinen  Abgang  sehr  gut  damit  be- 
gründen können.  Es  war  ihm  bei  der  Wahl  die  Residenz- 
pflicht auferlegt  worden,  und  dass  er  dieser  nicht  nachkam, 
wurde  ihm  übel  vermerkt  2). 

Bis  zum  letzten  Augenblick  hat  Winterfeldt  auf  seinem 
Posten  ausgeharrt.  Am  31.  Mai  1627  war  Markgraf  Siegis- 
mund  in  Berlin  angekommen.  An  ein  Zusammenarbeiten  der 
beiden  erbitterten  Gegner  war  nicht  zu  denken,  am  12.  Juni 
bittet  daher  Winterfeldt  den  Kurfürsten  um  seine  Suspen- 
dierung vom  Amte  für  die  Zeit  der  Statthalterschaft  des 
Markgrafen,  ein  Gesuch,  dem  Georg  Wilhelm  nach  einer 
Rücksprache  mit  Schwarzenberg  in  der  ungnädigsten  Form 
nachkommt.  Er  beantwortet  es  nicht  selbst,  sondern  lässt 
ihm  die  entsprechende  Benachrichtigung  durch  dritte  Hand 
zukommen,  durch  Levin  v.  d.  Knesebeck.  Knesebeck  war 
Winterfeldts  warmer  Fürsprecher  am  Hofe  zu  Königsberg 
gewesen,  als  unter  dem  Eindruck  der  Mission  Dohnas  der 
Kurfürst  nach  einem  Sündenbock  für  die  antikaiserliche 
Koalitionspolitik  der  letzten  drei  Jahre  suchte.  Das  Unglück 
der  Mark  Brandenburg  hatte  mit  dem  Einmärsche  Mans- 
felds  und  Fuchs',  das  des  Herzogtums  Preussen  mit  der 
Überrumpelung  Pillaus  begonnen^).     Beide  Ereignisse  hatten 


i)   Stand.  Archiv  Bd.   i,  Nr.  34. 

2)  Geh.  St.  A.,  Prov.  Brand.  Rep.  10  Domstift  Havelberg  I. 
Fach  113,  Nr.  14. 

3)  Georg  Wilhelm  an  die  Generalstaaten  5.I15.  Juli  1627  und 
ebenso  an  die  Geh.  Räte  7./17.  Juni  (Geh.  St.  A.  Rep.  24a  Nr.  7. 
Fasz.  6). 
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zeitlich  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  diplomatische  Ver- 
handlungen, die  durch  Winterfeldts  Person  gingen,  stattge- 
funden. Zwar  hatte  er,  wie  wir  gesehen  haben,  vollkommen, 
korrekt  nach  seinen  Instruktionen  gehandelt,  doch  waren  nun 
einmal  in  der  Auffassung  ferner  Stehender  beide  Ereignisse 
mit  seinem  Namen  verknüpft.  Sowohl  am  kaiserlichen^)  wie 
am  polnischen  Hofe^)  kannte  man  den  Gesandten,  kannte 
man  auch  seine  politische  Gesinnung.  Dem  Kaiser  einen 
offenkundigen  Beweis  für  die  Aufrichtigkeit  des  System- 
wechsels zu  geben,  war  für  den  neuen  Kurs  von  grösstem 
Interesse.  Auch  Polen  gegenüber  konnte  es  nichts  schaden, 
wenn  der  gute  Eindruck,  den  die  Bereitwilligkeit,  Gustav 
Adolf  mit  den  Waffen  entgegenzutreten,  gemacht  hatte,  ver- 
stärkt wurde.  Eine  bessere  Kundgebung,  wie  sie  in  Avoka- 
torialmandaten  und  ähnlichen  papiernen  Dekreten  lag,  eine 
Kundgebung,  die  aller  Welt  den  Umschwung  offen  vor  Augen 
führte,  war  von  Nöten.  Durch  nichts  konnte  dieser  vor  aller 
Öffentlichkeit  besser  besiegelt  werden,  als  wenn  man  die 
wirklichen  oder  vermeintlichen  Urheber  der  alten  Politik  in 
einer  bis  dahin  im  Kurstaate  nicht  üblich  gewesenen  Form 
zur  Verantwortung  zog,  ihnen  den  Prozess  machte.  Von  den 
Ständen  des  Landes  hatte  man  bei  ihrer  bekannten  Haltung 
keinen  Widerstand,  eher  eine  Zustimmung  zu  gewärtigen. 
Beilin,  der  die  Seele  der  ganzen  Koalitionspolitik  gewesen 
war,  war  tot,  Götze  hatte  sich  in  letzter  Zeit  sehr  vorgesehen, 
nur  Winterfeldt  hatte  auf  seinem  Standpunkte  bestanden. 
Ihn  traf  nun  auch  die  ganze  Schwere  des  Verfahrens.  Schon 
Ende  Mai  hatte  Georg  Wilhelm  in  seinem  Unmut  darüber, 
dass  die  Räte  seine  Befehle  in  betreff  der  Öffnung  der  mär- 
kischen Plätze  für  die  Kaiserlichen  ignoriert  hätten^),  sich 
verschworen,  da  nicht  ein  paar,  doch  einem  gewiss  den  Kopf 
vor  die  Füsse  legen  zu  lassen*).    Wer  konnte  damit  wohl  eher 

1)  Vgl.  S.  53. 

2)  Vgl.  S.  58. 

3)  Und  doch  hatte  er  selbst  noch  zwei  Tage  vorher  dem 
Obersten  Pechmann  den  Einmarsch  in  die  Neumark  untersagt.  Die 
Räte  konnten  also  noch  gar  nicht  von  dem  Umschwung  Kunde  haben 
(Opel  Bd.  3,  S.  239)- 

4)  Hannibal  v.Dohna  an  Markgraf  Siegismund,  20.  Mai  neuen  Stils. 
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gemeint  sein  als  Winterfeldt,  der  so  wie  so  bei  ihm  in 
schwerstem  Misskredit  stand,  wie  aus  des  Kurfürsten  ganzem 
Verhalten  in  der  Angelegenheit  mit  Markgraf  Siegismund 
und  gelegentlichen  anderen   Klagen  hervorgeht')? 


Markgraf  Siegismunds  Anklagen. 

Sofort  nach  seiner  Ankunft  in  Berlin  begann  der  neue 
Statthalter  Material  gegen  Winterfeldt  zu  sammeln.  Unbe- 
strittene Tatsache  ist  es,  dass  von  selten  der  Kurfürstin  Eli- 
sabeth Charlotte  und  ihrer  Mutter  Luise  Juliane^),  die  in 
Berlin  verblieben  waren,  ein  geheimer  Briefwechsel  unter- 
halten wurde,  der  einem  Untertanen  als  Hochverrat  ausge- 
legt worden  wäre.  Schon  im  Dezember  1626^)  hatte  die 
Kurfürstin  Gustav  Adolf  vor  den  militärischen  Massnahmen 
ihres  Gemahls  gegen  Schweden  gewarnt,  und  auch  jetzt 
wurde  dies  Spiel  fortgesetzt*).  Nun  stand  Winterfeldt  in 
enger  politischer  Fühlung  mit  den  Damen,  da  lag  es  nahe, 
dass  Siegismund  hier  mit  seinen  Nachforschungen  einsetzte, 
und  es  fand  sich  auch  bald  eine  Gelegenheit,  Winterfeldt  in 
die  Sache  zer  verwickeln  und  ihn  selbst  einer  solchen  uner- 
laubten Korrespondenz  zu  beschuldigen.  Ob  er  sich  tatsäch- 
lich, wie  Siegismund  glauben  machen  wollte,  in  dieser  Be- 
ziehung vergangen  hat,  lässt  sich  heute  nicht  mehr  mit  Ge- 
wissheit sagen.  Meine  Untersuchung  kann  sich  nur  darauf 
erstrecken,  nachzuprüfen,  ob  das  vorliegende  Material,  wel- 
ches Siegismund  als  Beleg  für  seine  Anschuldigungen  nach 
Königsberg  sandte,  stichhaltig  ist  oder  nicht. 

Am  II.  Juni  berichtet  der  Statthalter  an  Schwarzenberg, 
dass  es  ihm  gelungen  sei,  einen  Zwischenträger,  namens 
Georg   Steinschneider,   bei    seiner   Rückkehr   nach   Berlin    zu 


i)  Vgl.  S.  73,  Anm.  3. 

2)  Vom  Kaiser  ist  mehrfach  ihre  Entfernung  von  Berlin  bean- 
tragt worden. 

3)  Gustav  Adolf  an  Oxenstierna,  20.  Dez.  1626. 

4)  Siegismund  hatte  trotz  der  Empörung  der  Damen  sofort 
diesen  Briefwechsel  zu  unterbinden  gesucht  (Siegismund  an  Schwar- 
zenberg, II.  Juni  1627). 
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verhaften  und  ihm  eine  Reihe  von  Schriftstücken  abzu- 
nehmen. Dieser  Mann,  der  stets  bei  Winterfeldt  und  bei 
anderen  seinen  Aus-  und  Eingang  gehabt  hätte  und  mit  einem 
Pass  aus  der  kurfürstHchen  Amtskammer  versehen  gewesen 
wäre,  habe  sich  nach  Aussage  zweier  Heidereiter  in  Stein- 
furt^)  fälschlich  für  einen  Kammer]  unker  des  Markgrafen 
ausgegeben,  der  zu  dem  dänischen  Generalmajor  Schlammers- 
dorf  abgeordnet  sei.  Die  Tatsache,  dass  Steinschneider  sich 
einen  falschen  Titel  —  wohl  aus  Renommisterei  —  beilegte, 
war  allerdings  für  ihn  selbst  kompromittierend,  dass  aber 
Winterfeldt  mit  einer  so  gänzlich  zwecklosen  und  gefähr- 
lichen Unwahrheit  nicht  in  Verbindung  zu  bringen  ist,  liegt 
wohl  klar.  Wenn  Steinschneider  den  Auftrag,  zu  Schiam- 
mersdorf zu  reiten,  von  Winterfeldt  erhalten  hat,  so  lag  darin 
an  sich  nichts  Unerlaubtes.  Eine  Korrespondenz  mit  den 
dänischen  Offizieren  Avar  nicht  zu  umgehen,  es  hätte  sich 
höchstens  um  den  Inhalt  derselben  handeln  können,  denn  noch 
am  7./17.  Juni  ermächtigt  der  Kurfürst  von  Königsberg  aus 
die  Geheimen  Räte  zu  ganz  bestimmten  Verhandlungen  ge- 
rade mit  Schiammersdorf,  und  Winterfeldt  befand  sich  da- 
mals noch  im  Amt.  Gerade  die  Behandlung  der  Affäre  Stein- 
schneider hat  den  Stein  ins  Rollen  gebracht:  am  11.  war  der 
Bote  verhaftet  worden,  am  12.  schrieb  Winterfeld  um  seinen 
Abschied  nach  Königsberg,  nahm  aber  noch  bis  zum  Ein- 
treffen des  Bescheides  an  der  Führung  der  Geschäfte  teil^). 
Ferner  sucht  Siegismund  in  seinem  Schreiben  vom  11.  Juni 
eine  erst  nach  Steinschneiders  Festnahme  auf  Winterfeldts  ^) 
und  seiner  Kollegen  Veranlassung  unternommene  Reise  des 
Drosten  Helle  als  hochverräterisch  hinzustellen.  Wie  der 
Vergleich  mit  anderen  Akten*)  ergibt,  handelte  es  sich  auch 
hier  um  eine  im  Interesse  des  Kurfürsten  und  seines  Landes 
unternommene  vollkommen  einwandfreie  Unterhandlung. 
Wenn  Helle  auf  eigene  Gefahr  den  dänischen  Offizieren  Mit- 


i)  Westlich   von   Eberswalde. 

2)  Rep.  24a.     Nr.  7.     Fasz.  6. 

3)  Winterfeldt  berichtet  über   das   Resultat  an   Pruckmann.   Das 
undatierte  Schreiben  gehört  in  das  Ende  des  Monats. 

4)  Geh.  St.  A.  Rep.  24a.  Nr.  7.  Fasz.  6. 
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teilungen  gemacht  hat'),  die  den  augenblicklichen  Interessen 
des  Kurfürsten  entgegenliefen,  so  ist  doch  Winterfeldt  dafür 
nicht  verantwortlich  zu  machen.  Soweit  wären  also  die  Be- 
schuldigungen Siegismunds  gegen  Winterfeldt  unbegründet. 
Eine  andere  Frage  dagegen  ist  die:  wie  stand  es  mit  den 
Schreiben,  welche  dem  erstgenannten  Steinschneider  abge- 
nommen worden  waren?  Unter  diesen  befand  sich  eines,  das 
an  die  ,,bewusste  Person"  adressiert  war.  Siegismund  sagt 
zwar  nicht  ausdrücklich,  dass  Winterfeldt  damit  gemeint  sei, 
doch  ist  dies  ganz  deutlich  zwischen  den  Zeilen  zu  lesen.  Aus 
diesem  Briefe  geht  nach  Ansicht  des  Markgrafen  hervor,  dass 
der  dänische  Generalkommissar  Gabriel  v.  Donop  sofort  von 
der  Absicht  des  Kurfürsten,  sich  auf  die  Seite  des  Kaisers 
zu  schlagen,  benachrichtigt  worden  war.  Er  enthält  unter 
anderem  den  Passus:  ,,Was  hier  vorgehet,  dessen  wird  Zeiger 
mündlichen  Bericht  tun."  Nun  erklärt  aber  Siegismund 
selbst,  dass  der  Zeiger,  d.  i.  Steinschneider,  nicht  nur  bei 
Winterfeldt,  sondern  auch  bei  anderen  verkehrte;  also  braucht 
doch  auch  Winterfeldt  durchaus  nicht  der  Empfänger  ge- 
wesen zu  sein.  Nach  dem  ganzen  Stil  zu  schliessen,  kann 
das  Schreiben,  welches  sonst  nichts  eigentlich  Kompromit- 
tierendes enthält,  sehr  gut  von  einem  im  dänischen  Lager  be- 
findlichen Geistlichen  an  einen  Berliner  Geistlichen  gerichtet 
sein.  Schon  im  Jahre  1623  stand  der  brandenburgische  Hof- 
prediger  Bergius  im  Briefwechsel  mit  Gabriel  v.  Donop*), 
und  gerade  damals  war  die  reformierte  Berliner  Geistlichkeit 
ausserordentlich  dänenfreundlich  gesinnt.  So  war,  allerdings 
wohl  mit  stillschweigender  Zustimmung  der  Geheimen  Räte, 
beim  Anmarsch  der  Dänen  im  Frühjahr  1627  die  herkömm- 
liche kirchliche  Fürbitte  für  den  Kaiser  an  der  Domkirche 
eingestellt  worden;  sie  wurde  erst  1628  auf  Reklamation  des 
Kaisers  wieder  eingefürt^).  Doch  ist  dies  nur  eine  \^er- 
mutung,  für  welche  ich  einen  Beweis  nicht  erbringen  kann. 
Auch  sonst  liegt  kein   Zeugnis   für  einen  unerlaubten  Brief- 


i)  Dies  behauptet  Siegismund. 

3)  Droyen,  S.  261,  Anm.  20. 

3)  Definitiv  wurde  sie  erst   1745  abgeschafft  (Cosmar,  Beiträge, 

Beilage  i). 
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Wechsel  Winterfeldts  vor.  Mit  Camerarius  hatte  er  ja  viel 
korrespondiert,  hatte  aber  nach  der  Einnahme  von  Pillau,  als 
diesem  viel  an  der  Übermittlung  seiner  Briefe  nach  Preussen 
lag,  solche  Gefälligkeiten  rundweg  abgelehnt^-  Es  war  also 
schon  zu  einer  Zeit  geschehen,  wo  die  Unterhandlungen 
zwischen  Gustav  Adolf  und  dem  Kurfürsten  über  einen 
Modus  vivendi  noch  hin-  und  hergingen.  Selbst  wenn  Winter- 
feldt  bei  der  Korrespondenz,  die  er  von  Amtswegen  mit  den 
Dänen  zu  führen  hatte,  nach  Anschauung  seiner  Gegner  die 
erlaubte  Grenzlinie  überschritten  hätte,  so  wäre  dies  aus  der 
mangelhaften  Instruktion,  die  der  Kurfürst  bei  seiner  Ab- 
reise hinterlassen  hatte,  und  dessen  ganzer  unklarer  Haltung 
leicht  zu  erklären  und  zu  entschuldigen.  Solche  Beschul- 
digungen lagen  damals  in  der  Luft.  Pruckmann  hatte  im 
Mai,  wiewohl  vergeblich,  um  seine  Entlassung  gebeten,  da  er 
ähnlichen  Anwürfen  ausgesetzt  gewesen  war^).  Gerade  diese 
Tatsache  musste  Winterfeldt  zur  doppelten  Vorsicht  mahnen. 
Ich  wage  es,  die  Vermutung  auszusprechen,  dass  die  ganze 
Sache  darauf  hinausgeht,  dass  sowohl  Winterfeldt  wie  Pruck- 
mann um  den  geheimen  Briefwechsel  der  Kurfürstin  gewusst 
haben,  aber  nicht  die  Autorität  und  auch  nicht  den  guten 
Willen  besessen  haben,  diesem  zu  steuern.  Die  Anklage,  die 
gegen  Winterfeldt  in  diesem  Punkte  erhoben  wurde,  ist  dann 
auch  bald  wieder  fallen  gelassen  worden,  sie  richtete  sich  im 
Grunde  wohl  weniger  gegen  ihn,  als  dass  sie  ein  deutlicher 
Wink  für  die  Kurfürstin  sein  sollte. 

Auf  wie  schwachen  Füssen  auch  das  Belastungsmaterial 
ruhte,  dem  Statthalter  genügte  es.  Ebenso  dachte  Schwarzen- 
berg;  er  besass  jetzt  eine  weitere  Waffe  gegen  Winterfeldt, 
die  in  seinen  Händen  gefährlich  wurde.  Er  zögerte  nicht 
lange,  davon  Gebrauch  zu  machen,  um  endgültig  die  Macht 
des  Geheimen  Rates,  der  seinen  Plänen  überall  im  Wege 
stand,  zu  brechen.     Oft  genug  hatte  er  dem  Kurfürsten  die 


i)  Londorp,  Acta  publica  III,  S.  954,  Camerarius  an  Gustav 
Adolf  15. /25.  August  und  Schybergson,  Sveriges  och  Hollands  diplo- 
matiska  förbindelser  1621 — 28,  Camerarius  an  Oxenstierna  8./18.  Au- 
gust 1626. 

2)   Stölzel,  Bd.    I,  S,  334. 
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Notwendigkeit,  ein  offenkundiges  Zeichen  des  Gesinnungs- 
wechsels zu  geben,  vorgehalten.  Jetzt  gelang  es  ihm,  den 
letzten  Rest  des  Vertrauens,  den  Georg  Wilhelm  noch  in  seine 
Berliner  Räte  setzte,  zu  zerstören.  Am  12./22.  Juli  unter- 
zeichnete der  verärgerte  und  verängstigte  Herr  den  von 
Schwarzenberg  entworfenen  Verhaftsbefehl^)  gegen  einen 
seiner  treuesten  und  patriotischsten  Diener.  Es  heisst  in 
dieser  an  Markgraf  Siegismund  gerichteten  Ordre:  „Ew. 
Liebden  wissen,  was  im  ganzen  Lande  vor  Reden  gegen  etz- 
liche  meiner  Geheimen  Räte  erschollen,  deren  etzliche  abge- 
storben^),  etzlich  aber  noch  im  Leben  sein,  und  der  von 
Winterfeldt  der  prinzipalst  darunter  ist,  gegen  den  ich  auch 
den  meisten  Argwohn  und  nit  geringe,  sondern  hohe  Indicia 
habe,  dass  er  viel  erpraktisiert  und  angesponnen,  und  mehr 
dänemärkisch  und  schwedisch  als  brandenburgisch  sich  er- 
wiesen." Winterfeldt  sollte  möglichst  unauffällig  verhaftet 
und  nach  Küstrin  oder  in  die  Zitadelle  von  Spandau  gebracht 
werden;  namentlich  aber  sollte  der  Markgraf  darauf  achten, 
dass  Winterfeldt  nicht  von  dem  ihm  bevorstehenden  Schick- 
sal rechtzeitig  genug  Kenntnis  erhielte,  um  kompromit 
tierende  Papiere  bei  Seite  schaffen  zu  können.  Man  sieht 
aus  der  Tatsache,  dass  Schwarzenberg  so  starken  Wert  hier- 
auf legt,  wie  gering  er  selbst  im  Grunde  das  vorhandene  Be- 
weismaterial einschätzt. 

Winterfeldts  Verhaftung. 

Sofort  nach  dem  Eintreffen  des  Befehls  schritt  Siegis- 
mund zur  Verhaftung  Winterfeldt;  am  27.  Juli  um  5  Uhr 
morgens  erschien  Kurt  Bertram  v.  Pfuel,  der  damals  ganz 
in  Schwarzenbergs  Fahrwasser  segelte,  vor  Winterfeldts 
Wohnung,  die  er  im  Hause  der  Witwe  Jakob  Strassburgers 
zu  Berlin  inne  hatte.  Er  wurde  aus  dem  Bett  geholt  und 
unter  starker  Bedeckung  in  der  Kutsche  des  Markgrafen 
nach  Spandau  geführt.  An  seine  Wohnung  wurde  das  kur- 
fürstliche Siegel  gelegt.     Die  Eile,  welche  Siegismund  an  den 


i)  Das  Konzept  ist  von  Schwarzenbergs  Hand. 
2)  Gemeint  ist  Christian  v.   Bellin. 
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Tag  gelegt  hatte,  war  überflüssig  gewesen.  Winterfeldt  hat 
schon  vorher  gewusst,  was  gegen  ihn  im  Gange  war^) ;  Knese- 
beck  wird  ihm  wohl  einige  Warnungen  haben  zukommen 
lassen.  Er  hätte  sich  also  der  Gefahr  rechtzeitig  durch  die 
Flucht  entziehen  können,  die  Dänen  standen  ja  in  der  Nähe; 
auch  hätte  eine  Abreise  gar  nichts  Auffälliges  geboten,  da 
er  so  wie  so  immer  zwischen  Berlin  und  Havelberg  unter- 
wegs war^).  Doch  wäre  ein  solcher  Schritt  gleichbedeutend 
mit  einem  Eingeständnisse  der  Schuld  gewesen,  oder  wenig- 
stens so  ausgelegt  worden.  Materielle  Gründe  für  sein  Ver- 
bleiben kommen  wenig  in  Betracht,  wenn  er  auch  seiner  Ge- 
heimenrastbesoldung  verlustig  ging,  wenn  ihm  selbst  seine 
Einkünfte  aus  der  Havelberger  Pfründe  gesperrt  und  sein 
nicht  allzu  bedeutendes  Privatvermögen  mit  Beschlag  belegt 
wurde,  so  konnte  er  doch  damit  rechnen,  dass  er  im  dänischen 
Lager  mit  offenen  Armen  aufgenommen  worden  wäre  und 
eine  gute  Versorgung  gefunden  hätte;  ist  ihm  doch  in  den 
dreissiger  Jahren,  als  er  in  unfreiwilliger  Müsse  zu  Havels- 
berg lebte,  von  Christian  IV.  der  Antrag  gemacht  worden, 
das  deutsche  Kanzellariat  zu  übernehmen,  und  auch  von 
schwedischer  Seite  eine  Ratsbestallung  angeboten  worden^). 
Zudem  hielten  ihn,  der  bis  an  sein  Lebensende  unverheiratet 
geblieben  ist,  keine  Rücksichten  auf  Weib  und  Kind.  Er  muss 
also  der  festen  Zuversicht  gewesen  sein,  dass  man  ihm  keiner- 
lei Verfehlung  nachweisen  könnte. 

In  dem  Verhaftsbefehl  hatte  der  Kurfürst  die  Anweisung 
gegeben,  ,,ihn  auf  der  Festung  in  ein  ehrlich  Gemach  losieren 
und  mit  Soldaten  vorm  Gemach  verwahren  zu  lassen,  da  er 
denn  adlig,  und  wohl  mit  Essen  und  Trinken  nach  Notdurft 
gehalten  und  verpflegt  werden  soll".  Dies  geschah  jedoch 
zuerst  nicht,  er  wurde  in  einem  finsteren  dumpfigen  Raum 
interniert.  Ob  der  Gouverneur  von  Spandau,  Johann  v.  Rib- 
beck, es  so  angeordnet  hatte  oder  aber,  ob  der  Statthalter  aus 
persönlichen  Motiven  seine  Hand  dabei  im  Spiel  hatte,  viel- 
leicht  um    ihn    desto   schneller   mürbe   zu   machen,    lässt   sich 


i)  Georg  Wilhelm  an  die  Kommissare,  d.  3.  März   1628. 

2)  Geh.  St.  A.  Prov.  Brand.     Rep.  10. 

3)  Bergius,  Leichenpredigt. 
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nicht  mehr  feststellen.  Als  dies  dem  Kurfürsten  zu  Ohren 
kommt,  gibt  er  sofort  dem  Markgrafen  den  Befehl,  für  Ab- 
änderung Sorge  zu  tragen;  auch  sollte  dem  Gefangenen  ge- 
stattet sein,  sich  bei  Tage  frei  innerhalb  der  Zitadelle  zu  be- 
wegen, des  Nachts  sollten  zwei  Musketiere  vor  seinem 
Zimmer  Wache  halten^).  Diesem  Befehl  scheint  nun  auch 
Folge  geleistet  zu  sein,  denn  von  weiteren  Klagen  hierüber 
verlautet  nichts. 

Dem  Kurfürsten  war  es  bei  der  Inhaftierung  Winter- 
feldts  in  erster  Linie  darum  zu  tun  gewesen,  durch  eine  aller 
Welt  kundige  Massnahme  das  neue  System  zu  besiegeln  und 
durch  Abwälzung  der  Verantwortlichkeit  auf  die  Geheimen 
Räte  für  die  kaiserfeindlichen  Verhandlungen  der  letzten 
lahre  entschuldigt  dazustehen.  Dieser  Zweck  war  fürs  erste 
erreicht.  Die  Festsetzung  Winterfeldts,  das  gegen  ihn  und 
das  Andenken  Bellins  eingeleitete  Verfahren  erregte  das  ge- 
wünschte Aufsehen  weit  über  die  Grenzen  des  brandenbur- 
gisch-preussischen  Staates  hinaus.  In  Stettin,  in  Dresden 
vornehmlich  wurde  viel  davon  gesprochen.  Das  Gerücht,  von 
der  Schadenfreude  getragen,  vergrösserte  noch  den  Umfang 
der  Massregel  in  einer  Schwarzenberg  äusserst  willkommenen 
Weise.  Dieser  hatte  ganz  richtig  gerechnet,  wenn  er  annahm, 
dass  bei  einem  Verfahren  gegen  einen  der  Geheimen  Räte 
auch  auf  die  übrigen  ein  schlechtes  Licht  fallen  würde,  wenn 
nicht  gar  die  Möglichkeit  sich  eröffnete,  auf  Grund  der  be- 
schlagnahmten Papiere  Winterfeldts  und  eventuell  seiner 
Aussagen  auch  gegen  sie  vorzugehen:  dann  war  der  Geheime 
Rat  de  facto  gesprengt.  Uni  in  der  Tat  wurde  auswärts  über 
Winterfeldts  Kollegen  allerhand  erzählt.  So  berichteten  die 
Briefzeitungen,  dass  dem  Kanzler  Pruckmann  die  kurfürst- 
lichen Siegel  entzogen  worden  seien,  er  sowohl  wie  der  Lehns- 
sekretär Stripe,  der  übrigens  nie  gegen  Schwarzenberg  oppo- 
niert hatte,  würden  Tag  und  Nacht  in  ihren  Wohnungen 
streng  überwacht;  Siegismund  v.  Götze  sei  sogar  bei  Nacht 
und  Nebel  mit  Weib  und  Kind  zum  König  von  Dänemark 
entwichen.     Aber  auch    in  Brandenburg    selbst  wurden    die 

i)  Georg  Wilhelm  an  Siegismund  und  an  die  Geh.  Räte  6./16. 
Oktober  1627. 
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hämischsten  Glossen  gemacht.  Das  reformierte  Bekenntnis 
der  Geheimen  Räte  musste  den  lutherischen  Märkern  her- 
halten. Als  solchen  gönnte  man  es  ihnen,  dass  sie  in  der 
„Pressure"  waren,  und  auch  der  Kurfürst  bekam  indirekt 
seinen  Hieb  ab:  „Da  sehe  man  nun,  was  die  also  genannten 
Calvinisten  vor  Gesellen  wären,  die  brüderliche  Liebe  führen 
sie  wohl  stets  auf  der  Zunge,  aber  wann  solches  mit  dem 
Werke  bewiesen  werden  sollte,  wäre  niemand  zu  Hause^).*' 
Nicht  zum  wenigsten  werden  die  lieben  Berliner  derartige 
Redensarten  geführt  haben,  die  seinerzeit  beim  Übertritt  Jo- 
hann Siegismund  dessen  Bruder  Johann  Georg  von  Jägern- 
dorf mit  Steinwürfen  bedacht  und  erst  vor  einigen  Wochen 
wieder  einmal  gemeutert  hatten. 

Winterfeldts  Kollegen  waren  wie  vom  Donner  gerührt; 
es  verstrichen  sechs  Wochen,  ehe  sie  sich  dazu  aufrafften. 
Schritte  zu  seinen  Gunsten  zu  unternehmen.  Am  31.  August 
endlich  setzt  Pruckmann  zwei  in  gereiztem  Tone  gehaltene 
Gesuche  an  den  Kurfürsten  und  Schwarzenberg  um  schleu- 
nige Erledigung  der  Angelegenheit  im  Sinne  der  Geheimen 
Räte  auf.  Dem  ersteren  wird  vorgehalten,  dass  er  eigentlich 
durch  die  Tatsache,  dass  er  bei  seiner  Abreise  nach  Preussen 
Winterfeldt  im  Amt  gelassen  und  ihm  sogar  im  Vereine  mit 
ihnen  selbst  das  Regiment  in  der  Mark  übertragen  habe,  seine 
vor  dieser  Zeit  liegende  diplomatische  Tätigkeit,  und  nur  um 
diese  könnte  es  sich  ihrem  Ermessen  nach  handeln,  gutge- 
heissen  habe.  In  ihrer  Bestallung  sei  ausserdem  besonders 
hervorgehoben,  „dass  auf  einen  Diener  seiner  ungehört  keine 
Ungnade  geworfen  werden  sollte".  Nun  hätte  man  sich  nicht 
einmal  die  Mühe  gemacht,  danach  zu  verfahren  und  Winter- 
feldt zuvor  einem  Verhör  zu  unterziehen,  obwohl  ein  Flucht- 
verdacht ganz  ausgeschlossen  gewesen  sei.  Sie  bäten  daher 
den  Kurfürsten,  damit  auch  das  Gerede  über  sie  selbst  zur 
Ruhe  gebracht  würde,  Winterfeldt  auf  Ehrenwort  aus  der 
Haft  zu  entlassen  und  ihn  vor  ein  ordentliches  Gericht-)  zu 
stellen.  Sie  betonen  noch  ausdrücklich,  dass  es  des  refor- 
mierten  Bekenntnisses   wegen   im   eigensten   Interesse   Georg 

i)  Räte  an  den  Kurfürsten,  d.  30.  August  1627. 

2)  D.  h.  das  alte  Schöffengericht  (Stölzel,  Bd.  i,  S.  342). 
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Wilhelms  läge,  denn  in  den  letzten  Monaten  sei  ihr  gemein- 
samer Glaube  schon  mehr  gelästert  worden,  als  in  der  ganzen 
Zeit  seit  1613.  Man  bezeichne  die  ganze  Affäre  sogar  mit 
dem  wenig  schmeichelhaften  Ausdruck  ,,kalvinische  Possen". 
Stellenweise  überschreitet  der  Ton  dieses  Schriftstückes  weit 
die  Grenzen  des  damals  gebräuchlichen  Verkehrs  zwischen 
Beamten  und  Landesherrn. 

An  Schwarzenberg  schreiben  sie  in  gleichem  Sinne,  doch 
in  vollkommener  Verkennung  der  Lage.  Sie  scheinen  nicht 
zu  ahnen,  dass  der  Schlag  gegen  Winterfeldt  von  Schwarzen- 
berg zugleich  als  Schlag  gegen  die  Institution  des  Geheimen 
Rats  gedacht  war;  sonst  könnten  sie  unmöglich  seine  Ver- 
mittelung  in  seiner  Eigenschaft  als  ihr  ,, Haupt"  anrufen,  sie 
könnten  nicht  anführen,  dass  sie  wüssten,  dass  Schwarzen- 
berg, als  der  Haftbefehl  ausgefertigt  wurde,  nicht  bei  Hofe 
gewesen  sei,  noch  weniger  aber  könnten  sie  schreiben,  sie 
hofften,  Winterfeldt  werde  bald  seine  Unschuld  beweisen, 
„also  dass  der,  der  ihn  in  dies  Bad  geführt,  davon  mit  der 
Zeit  auch  wohl  schlechten  Genuss  zu  empfinden  haben  werde". 
Diese  Redewendung,  die  auf  Markgraf  Siegismund  zielt,  be- 
weist, dass  sie  der  Meinung  sind,  Schwarzenberg  habe  wenig 
oder  gar  nichts  in  der  Angelegenheit  veranlasst.  Denn  zu 
Hohn  und  Ironie  oder  gar  zu  einer  Drohung  gegen  Schwar- 
zenberg war  die  Situation  wirklich  nicht  beschaffen. 

Winterfeldt  ist  freilich  durch  eine  derartige  Verwendung 
seiner  Kollegen  kaum  ein  Dienst  geschehen.  Die  Antwort 
erhielten  die  Räte  durch  ein  kurfürstliches  Schreiben  aus 
Königsberg  vom  6./ 16.  Oktober,  worin  Georg  Wilhelm  sie 
kurz  zurechtweist:  er  hätte  seine  besonderen  Gründe  gehabt, 
so  zu  verfahren,  und  dabei  bliebe  es.  Die  Anklageartikel  seien 
bereits  aufgesetzt,  im  übrigen  würde  er  sich  freuen,  wenn 
Winterfeldt  seine  Unschuld  erweisen  könnte. 

Auch  anderweitige  Fürbitten  waren  erfolglos,  so  die 
Winterfeldts  Schwagers  Johann  v.  Loben.  Dieser  verdiente 
Staatsmann  und  Kanzler  Joachim  Friedrichs,  der  von  Jo- 
hann Siegismund  bei  seinem  Regierungsantritt  in  Ungnade 
entlassen  worden  war,  wurde  von  Schwarzenberg  jetzt  wieder 
aus    der  Versenkung    hervorgeholt,    um  Pruckmann,    dessen 
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alter  Gegner  er  war,  zu  kränken.  Trotz  der  schmeichelhaf- 
testen Form,  in  welcher  seine  Wiederberufung  gehalten  war, 
bat  er  doch  sehr  bald,  nachdem  er  nur,  um  den  Kurfürsten 
und  seinen  allmächtigen  Minister  nicht  zu  erzürnen,  sich  zu 
einer  Art  Probedienstleistung  bereit  gefunden  hatte,  man 
möchte  auf  seine  Dienste  verzichten;  er  sei  zu  alt  und  dazu 
leidend,  ausserdem  könne  er  bei  seiner  gänzlichen  Unkenntnis 
der  Geschäftslage  nur  den  guten  Ruf,  der  ihm  von  seiner 
früheren  Tätigkeit  anhaftete,  aufs  Spiel  setzen,  ohne  doch  den 
anderen  Räten  behilflich  sein  zu  können^).  Von  einer  wei- 
teren Tätigkeit  Löbens  findet  sich  dann  auch  keine   Spur^). 

Der  Prozess. 

Unterdessen  war  auf  Grund  eines  bei  dem  altbekannten 
Schöppenstuhl  in  Leipzig  eingeholten  Gutachtens  die  Eröff- 
nung des  Prozesses  gegen  Winterfeldts  Person  und  Ver- 
mögen am  21./31.  Januar  angeordnet  worden.  Zu  unter- 
suchungführenden Kommissaren  wurden  auf  Schwarzenbergs 
Vorschlagt)  ernannt:  Der  schon  genannte  Hof-  und  Kammer- 
gerichtsrat Kurt  Bertram  v.  Pfuel,  Dr.  Johann  Koppen  der 
Jüngere,  Kammergerichtsrat  und  Konsistorialpräsident,  seit 
1627  Vizekanzler,  ein  eifriger  Lutheraner,  ferner  ein  Frank- 
furter Professor,  Dr.  Matthäus  Coldebacius  und  der  Kam- 
mergerichtsadvokat und  Notarius  publicus  Kaspar  Blume. 
Von  einer  Tätigkeit  des  gleichfalls  in  die  Kommission  be- 
rufenen Claus  V.  Redern,  der  als  Hofmarschall  die  Straf- 
sachen zu  bearbeiten  hatte  ^)  und  dem  auch  zuerst  wenigstens 
honoris  causa  der  Vorsitz  zugedacht  war,  verlautet  nichts. 
Sehr  erfreut  über  ihren  Auftrag  scheinen  die  Kommissare 
nicht  gewesen  zu  sein,  es  heisst  nämlich  in  einem  kurfürst- 

i)  Rep.  9  J.  3.  L. 

2)  Stölzel,  Bd.  I,  S.  334.  An  der  rein  privaten  Eingabe  zu 
Winterfeldts  Gunsten  steht  sein  Name  an  der  Spitze,  die  anderen 
Räte  haben  sie  nicht  unterzeichnet,  also  ist  er  wohl  damals  (November 
1628)   bereits  wieder  offiziell  ausgeschieden  gewesen. 

3)  Dass  er  im  Grunde  genommen  die  Kommissare  bestimmt, 
geht  aus  den  Korrekturen  von  seiner  Hand  hervor. 

4)  Stölzel,  Bd.  I,  S.  336.  An  Stelle  des  Hofmarschalls  trat  auf 
Grund  der  Geh.  Ratsinstruktion  von   1632  der  Hausvogt. 
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liehen  Schreiben  vom  3./i3-  März  1628:  „Wir  befinden  auch 
ferner  in  der  Relation,  dass  Ihr  Euch  Gedanken  macht,  es 
möchte  Euch  diese  Kommission  bei  einem  und  andern  Hass 
und  Feindschaft  erwecken,  ihr  wollet  Euch  aber  deshalben 
an  Euer  von  uns  anvertrauten  Kommission  nicht  irren  lassen, 
denn,  wir  versprechen  Euch  hiermit  gnädigst,  dass  wir 
Euch  ....  schützen  werden."  Nach  ihrem  Zusammentritt 
machten  die  Kommissare  sich  zunächst  an  die  Durchsuchung 
der  m  VVmterfeldts  Berliner  Wohnung  versiegelten  Brief- 
schaften. Da  mzwischen  bekannt  geworden  war,  dass  er  um 
seine  bevorstehende  Verhaftung  gewusst  hatte,  wurden  auch 
auswjirts,  d.  h.  wohl  in  Havelberg,  Neustadt  und  Kehrberg 
hauptsächlich,  Nachforschungen  nach  etwa  bei  Seite  ge- 
schafften Briefschaften  angestellt.  Wie  weit  diese  Be- 
mühungen Erfolg  hatten,  ist  nicht  bekannt,  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  hatte  Winterfeldt  doch  alles,  was  ihn  irgendwie 
hätte  komprimittieren  können,  verbrannt. 

Auf  Grund  des  in  seiner  Behausung  gefundenen  sowie 
des  von  Königsberg  her  überwiesenen  Materials  stellten  die 
Kommissare  eine  Anklageschrift  in  332  Punkten  auf. 

Ein  Rechtsbeistand  war  dem  Angeklagten  verweigert 
worden;  ebensowenig  gestattete  man  ihm,  diese  Fülle  von 
Fragen  schriftlich  zu  beantworten:  er  musste  aus  dem  Steg- 
reif erwidern,  so  dass  die  Gefahr  nahe  lag,  dass  er  sich  in  der 
Eile  in  verhängnisvolle  Widersprüche  verwickelte.  Doch  hat 
er  hierbei  sehr  gut  abgeschnitten,  zumal  auch  die  Zeugenaus- 
sagen anscheinend  kein  Belastungsmaterial  lieferten.  Wir 
wissen  darüber  sehr  wenig.  Markgraf  Siegismund  berichtet 
am  17.  März  1628  an  Schwarzenberg,  dass  der  bekannte, 
nicht  gerade  im  besten  Rufe  stehende  Reisläufer  Ernst  Georg 
V.  Sparr  zuerst,  ,,um  sich  bei  einem  Frauenzimmer  zu  insi- 
nuieren", seine  Aussage  gegen  Winterfeldt  angeboten  habe, 
dann  aber,  als  er  vorgeladen  worden,  von  der  ganzen  Sache 
nichts  habe  wissen  wollen.  Der  Kurfürst  antwortet  darauf 
unterm  24.  April:  ,,Da  sehen  dieselben,  was  das  für  ein 
Mensch^)."     Die  332  Anklagepunkte  schrumpften  daher  sehr 

i)  Mörner,  Märkische  Kriegsobristen  und  Geh.  St.  A.  Rep.  9. 
J.  3-  Lit.  G. 
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bald  auf  drei  zusammen.  Winterfeldt  hätte  1626  den  Ein- 
fall Mansfelds  in  die  Priegnitz  und  den  Christians  IV.  in  die 
Altmark  befördert;  er  hätte  im  Sommer  desselben  Jahres  von 
Gustav  Adolfs  Absichten  auf  Pillau  Kenntnis  gehabt,  ohne 
sie  dem  Kurfürsten  zu  übermitteln;  seine  Schuld  sei  es  ge- 
wesen, dass  die  Dänen  die  kurfürstlichen  Domänen  bei  ihrer 
Einlagerung  arg  mitgenommen  hätten.  Wir  haben  bereits 
gesehen,  was  es  mit  den  beiden  ersten  Beschuldigungen  auf 
sich  hatte.  Die  dritte  sehr  gesuchte  Beschuldigung  hinsicht- 
lich der  Domänen  hat  er  entkräftigen  können;  er  hat  sich  die 
grösste  Mühe  gegeben,  die  Besetzung  abzuwenden  und  sofort 
von  der  vollendeten  Tatsache  im  Geh.  Rat  im  Beisein  Schwar- 
zenbergs  Meldung  erstattet. 

Niederschlagung  des  Prozesses. 

Mit  der  grössten  Heimlichkeit  war  das  ganze  Verfahren 
betrieben  worden;  so  sollte  aus  diesem  Grunde  der  Frank- 
furter Professor  Coldebacius  nicht  „zu  Hofe  gefordert,  son- 
dern in  der  Stadt  beim  Wirte  gespeist  werden".  Trotzdem 
war  so  manches  durchgesickert,  was  gerade  in  Verbindung 
mit  der  Geheimtuerei  bei  Winterfeldts  zahlreicher  Verwandt- 
schaft und  Freundschaft  die  grösste  Besorgnis  um  sein 
Schicksal  hervorrufen  musste.  Da  sie  befürchteten,  dass  man 
zu  schärferen  Mitteln  greifen  könnte,  um  eventuell  ein  Ge- 
ständnis zu  erzwingen,  beschlossen  sie,  ihren  nicht  geringen 
Einfluss  für  ihn  ins  Mittel  zu  legen.  In  einer  sehr  bescheiden 
gehaltenen  Interzessionsschrift  setzen  sie  dem  Kurfürsten  ihr 
Anliegen  auseinander:  Ohne  dem  Recht  und  seinen  Entschei- 
dungen vorgreifen  zu  wollen,  bitten  sie  unter  Berufung  auf 
die  Verdienste  der  Vorfahren  Winterfeldts,  der  Kurfürst  möge 
Gnade  vor  Recht  ergehen,  er  möge  mehr  aequitatem  ac  benig- 
nitatem  quam  jus  summum  ejusque  rigorem  gelten  lassen. 
Unterzeichnet  ist  diese  Eingabe  von  47  Mitgliedern  des  mär- 
kischen, meist  priegnitzschen  Adels.  Es  befinden  sich  dar- 
unter sieben  Mitglieder  der  Familie  von  Winterfeldt,  Samuels 
Bruder  Christoph  Ludwig  und  andere.  Wir  sehen  ferner  die 
Namen  Johanns  v.  Loben,  Wolf  Dietrichs  v.  Rochow,  eines 
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erbitterten  Gegners  von  Schwarzenberg,  und  des  Landes- 
hauptmanns der  Altmark,  Thomas  v.  dem  Knesebeck.  Um 
ihrem  Gesuche  mehr  Gewicht  zu  verleihen,  hatten  sie  sich 
nach  hochgestellten  Fürsprechern  umgetan.  In  erster  Linie 
hatten  sie  sich  an  Winterfeldts  Gesinnungsgenossin  gewandt, 
die  Kurfürstin  Elisabeth  Charlotte,  die  noch  immer  fern  von 
ihrem  Gemahl  in  Berlin  weilte.  In  wärmster  Weise  befür- 
wortete diese  die  Begnadigung  ihres  alten  Freundes. 

Auch  an  Markgraf  Siegismund  hatten  sie  sich  gewandt; 
denn  sicherlich  konnte  niemand  eher  Winterfeldts  Schicksal 
wenden,  als  er;  aber  nun  kommt  die  merkwürdige  Tatsache: 
Siegismund  selbst  hat  sie  dazu  ,, animiert",  Siegismund,  der 
doch  Winterfeldt  in  das  Bad  geführt  hatte!  Was  für  Motive 
können  ihn  wohl  zu  diesem  Schritte  bewogen  haben?  Wie 
hat  sich  der  ganze  Vorgang  abgespielt?  Leider  verlautet  nur 
sehr  wenig  darüber,  so  dass  man  sich  auf  Vermutungen  be- 
schränken muss.  Vielleicht  hat  Johann  v.  Loben  zuerst  vor- 
sichtig den  Markgrafen  sondiert,  dieser  hat  dem  alten  Herren, 
den  Schwarzenberg  und  er  ja  gegen  Pruckmann  ausgespielt 
hatten,  keine  runde  verletzende  Absage  erteilen  wollen  und 
hat  einige  verbindliche  Redensarten  gebraucht,  die  eine  der- 
artige Auslegung  mit  dem  nötigen  Optimismus  allenfalls  ge- 
statteten. Diese  Möglichkeit  ist  begierig  aufgegriffen  worden 
und  Siegismund  sah  sich  vor  die  Alternative  gestellt,  ent- 
weder Loben  zu  desavouieren  und  Winterfeldts  ganze  Ver- 
wandtschaft, die  ihm  auf  den  Landtagen  so  manchen  Stein 
in  den  Weg  legen  konnte,  zu  Miss  vergnügten  zu  machen,  oder 
aber  seine  Zustimmung  zu  dem  geplanten  Schritte  zu  geben. 
Dies  hat  er  dann  getan,  doch  in  sehr  kühler  Form,  er  hat  das 
Interzessionsschreiben  einfach  weitergegeben.  Er  schreibt 
am  I.  Februar  1629  an  Georg  Wilhelm:  ,,Es  seind  bei  uns 
zwene  Schreiben^)  wegen  Samuel  v.  Winterfeldt  einkommen, 
die  Ew.  Liebden  wir  auf  Supplikanten  unterthänigstes 
fleissiges  Suchen  und  Bitten  zuschicken  wollen.  Ew.  Liebden 
werden     ihnen    wohl     einen    Bescheid     darauf    widerfahren 


i)  Die   Interzessionsschrift   an   die   Kurfürstin   und   das   Bittge- 
such an  ihn. 
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lassen."  Vielleicht  sah  er  auch  darin  eine  Gelegenheit,  nach- 
dem die  bisherige  Untersuchung  ziemlich  ergebnislos  ver- 
laufen war,  nachdem  er  mit  Zeugen,  wie  Sparr,  traurige  Er- 
fahrungen gemacht  hatte,  der  Sache  ein  glimpfliches  Ende  zu 
bereiten;  so  lange  ein  Urteil  nicht  gefällt  war,  konnte  der 
Kurfürst  Gnade  vor  Recht  ergehen  lassen,  ohne  dass  jemand 
auf  den  Markgrafen  einen  Stein  hätte  werfen  können,  anders 
wenn  etwa  ein  Freispruch  erfolgt  wäre.  Wurde  Winterfeldt 
verurteilt,  so  hätte  man  in  ihm  das  treibende  Element  ver- 
mutet, man  hätte'  ihm  persönliche  Motive  bei  der  allgemein 
bekannten  Feindschaft  zwischen  ihm  und  dem  Angeklagten 
untergeschoben.  Zudem  war  er  auch  wohl  über  Schwarzen- 
bergs  Anschauung  unterrichtet,  dem  es,  wenn  er  nur  seinen 
Zweck,  die  Macht  des  Geh.  Rats  zu  brechen,  und  die  Politik 
des  Kurfürsten  zu  entschuldigen,  erreichen  konnte,  nicht  allzu 
ernst  mit  dem  ganzen  Verfahren  gemeint  war. 

Dass  die  Verwandten  Winterfeldts,  wenn  sie  sich  mit 
derselben  Bitte  an  die  noch  übrigen  drei  Geh.  Räte,  Pruck- 
mann,  Götze  und  Stripe  wandten,  volles  Entgegenkommen 
zu  erwarten  hatten,  lag  auf  der  Hand.  Doch  waren  diese 
durch  die  bittere  Erfahrung,  die  sie  vor  1^/2  Jahren  bei  einem 
ähnlichen  Versuche  gemacht  hatten,  gewitzigt,  sie  sind  die 
letzten;  ja  man  kann  vielleicht  die  Vermutung  nicht  ganz  von 
sich  weisen,  dass  sie  so  lange  gewartet  haben,  bis  sie  aus 
Königsberg  Nachricht  hatten,  wie  der  Kurfürst  das  Schrei- 
ben seiner  Gemahlin  aufgenommen  hätte.  Dieses  ist  nämlich 
datiert  vom  17.  Januar  (a.  St.),  eingegangen  in  Königsberg 
am  28.  Januar  (a.  St.),  das  Gesuch  der  Räte  trägt  das  Datum 
des  14.  Februar  (a.  St.).  Die  Zeit  genügt  also  vollkommen 
für  eine  Benachrichtigung.  Sie  vermeiden  peinlichst  alles, 
was  etwa  bei  Georg  Wilhelm  oder  Schwarzenberg  Anstoss 
erregen  könnte  und  bitten  inständig  um  eine  günstige  Er- 
ledigung der  Angelegenheit,  die  ja  auch  in  ihrem  eigenen 
Interesse  läge,  denn  noch  immer  seien  die  Stimmen  nicht  ver- 
stummt, die  sie  als  ebenso  schuldig  wie  Winterfeldt  bezeich- 
neten. Sie  heben  besonders  seine  ungünstige  Vermögenslage 
hervor,  in  die  er  durch  die  mit  der  Verhaftung  verbundene 
Sperrung  seines  Gehalts  geraten  sei.     Denn  seine  sonstigen 
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Einkünfte  seien  unbedeutend;  hätte  er  doch,  um  sich  für  den 
Dienst  des  Landesherren  in  geeigneter  Weise  vorzubereiten, 
in  seiner  Jugend  den  grössten  Teil  seines  Erbes  verbraucht, 
so  dass  er  nur  ein  „geringes  Edelmannsgütlein"  behalten, 
welches  dadurch,  dass  er  sich  nun  trotz  der  Kriegswirren 
nicht  darum  kümmern  könne,  gänzlich  ruiniert  sei.  Ebenso 
stehe  es  mit  seiner  Havelberger  Pfründe,  zu  deren  Erwerbung 
er  Schulden  machen  musste,  die  er  bis  jetzt  noch  nicht  hat 
begleichen  können.  „Wir  wollen  geschweigen,  wie  bald  sie 
ihm,  über  das  Jahr,  bei  den  itzigen  Zeitläuften  entzogen 
werden  kann.  Diese  Anspielung  auf  das  bevorstehende  Re- 
stitutionsedikt^)  ist  die  einzige  Bemerkung  politischer  Natur 
in  dem  Gnadengesuch  der  Geh.  Räte. 

Allen  diesen  Schriftstücken  ist  gemeinsam,  dass  sie  nicht 
mehr  wie  vor  anderthalb  Jahren  die.  Eingabe  der  Räte  den 
Kampf  ums  Recht  führen,  sondern  unter  Anheimstellung  der 
Schuldfrage  die  Gnade  des  Kurfürsten  für  den  Gefangenen 
anrufen. 

Unterstützung  fand  Winterfeldts  Sache  auch  in  Königs- 
berg am  Hofe  des  Kurfürsten  durch  mündliche  Fürsprache^) 
seiner  dortigen  Freunde,  wobei  wir  wohl  in  erster  Linie  an 
Levin  v.  dem  Knesebeck  zu  denken  haben,  der  ja  schon  vor 
Winterfeldts  Verhaftung  ihm  die  Stange  gehalten  hatte. 
Jetzt  ist  Georg  Wilhelm  zugänglicher,  doch  getraut  er  sich 
während  Schwarzenbergs  Abwesenheit,  der  damals  am  Rhein 
weilte,  keine  endgültige  Entscheidung  zu  treffen.  Er  erlässt 
daher  vorläufig  am  23.  März  a.  St.  die  Verfügung,  dass  er 
sich  zwar  zur  Aufhebung  und  ,,Relaxierung"  des  Prozesses 
nicht  entschliessen  könne,  dass  die  Kommissare  jedoch  bis 
zu  Schwarzenbergs  Rückkehr  eine  Urteilsfällung  auszu- 
setzen, und  dann  dem  Herrn  Meister  (Schwarzenberg)  aus- 
führlichen Bericht  zu  erstatten  hätten,  woraufhin  dann  wei- 
tere Anweisungen  erfolgen  würden.  Im  gleichen  Sinne 
schreibt  er  am  31.  März  a.  St.  an  seine  Gemahlin  und  die 
Räte.     Antworten  auf  die  Eingabe  der  Winterfeldtschen  Ver- 

i)  Publiziert  am  9.  März  1629.     Vgl.  Cosmar,  Beitr.  138.  Unter- 
redung Schwarzenbergs  1628  mit  einem  Jesuiten  in  Wien. 
2)  Georg  Wilhelm  an  die  Kommissare,  23.  März  a.  St. 


—     90     — 

wandtschaft  und  das   Schreiben  des   Statthalters  haben  mir 
nicht  vorgelegen. 

Dieser  günstige  Bescheid  veranlasste  auch  Winterfeldt 
selbst,  die  Gnade  des  Kurfürsten  anzurufen.  Man  scheint 
ihm  diesen  Schritt  nahegelegt  zu  haben;  denn  von  demselben 
Tage,  an  dem  Winterfeldt  sein  Gesuch  aufsetzte,  dem 
22.  April  1629,  ist  auch  eine  Bittschrift  der  Witwe  Christians 
V.  Bellin  datiert.  Er  war  durch  die  lange  Haft,  während  der 
ihm  sogar  jede  Lektüre  entzogen  war,  mürbe  geworden;  auch 
er  fordert  nicht  mehr  sein  Recht,  er  bittet  um  Gnade.  Er 
beteuert  seine  Unschuld;  er  habe  stets  nur  das  Wohl  des 
Vaterlandes,  und  das  entspricht  der  Wahrheit,  im  Auge  ge- 
habt, habe  er  gefehlt,  so  sei  es  nicht  aus  Böswilligkeit  ge- 
schehen. Im  übrigen  rechtfertigt  er  kurz  sein  Verhalten  in 
bezug  auf  die  ihm  vorgehaltenen  Anschuldigungen.  Nur 
eines  führt  er  weiter  aus:  Nach  der  Schlacht  bei  Rosslau 
hatte  der  Generalkommissar  Mansfelds,  der  Oberst  Pöblis, 
von  Brandenburg  aus  ein  Schreiben  an  Winterfeldt^)  ge- 
sandt, von  dem  eine  Kopie  sich  vorgefunden  hatte,  die  von 
den  Kommissaren  als  Belastungsmaterial  gegen  ihn  herange- 
zogen war,  obwohl  aus  dem  dunkel  gehaltenen  Schreiben 
kaum  etwas  zu  ersehen  war,  Winterfeldt  selbst  auch  seiner- 
zeit über  das,  was  Pöblis  wollte,  im  Unklaren  war.  Winter- 
feldt hatte  damals,  Ende  April  1626,  Götze  und  anderen 
Räten  und  Offizieren  davon  Kenntnis  gegeben  und  auch  dem 
Kurfürsten  nach  seiner  Rückkehr  von  Beeskow  darüber  be- 
richtet, und  nicht,  wie  die  Anklage  behauptete,  es  verheim- 
licht. Auf  Grund  dieses  Berichtes  hatte  der  Kurfürst  selbst 
ihm  einen  Brief,  dessen  Inhalt  uns  nicht  bekannt  ist,  an  den 
in  dänischen  Diensten  stehenden  Herrn  v.  Leuchtenberg^) 
diktiert.     Winterfeldt  erinnert  den  Kurfürsten  auch  an  die 


i)  Dass  Pöblis  gerade  an  Winterfeldt  schreibt,  ist  daher  zu  er- 
klären, dass  ihm  dieser  von  den  verschiedenen  Verhandlungen  mit 
Mansfeld  her  bekannt  war. 

2)  Über  diesen  habe  ich  nur  folgendes  ermitteln  können:  Chri- 
stian V.  Bellin  schreibt  am  17.  August  1624  an  Georg  Wilhelm,  er 
habe  sich  von  dem  v.  Leuchtenberg  bei  Christian  IV.  melden  lassen 
(St.  A.  Rep.  24a.  Nr.  i.  Fasz.  21). 
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näheren  Umstände  der  Zeit  und  des  Orts  mit  der  Bemerkung, 
dass  er  von  diesem  kurfürstlichen  Brief  an  Leuchtenberg  den 
Kom.missaren  gegenüber  keine  Erwähnung  getan  hätte.  Dem- 
nach muss  dieser  Brief  gewisse  Dinge  l-erührt  haben,  die  der 
Kurfürst  sorgsam  geheim  zu  halten  ein  Interesse  hatte. 
Winterfeldt  musste  befürchten,  wenn  er  vorher  davon  ge- 
sprochen hätte,  d.  h.  so  lange  die  Kommissare  es  noch  in  der 
Hand  hatten,  ihm  ein  Geständnis  abzuzwingen,  er  nicht  hätte 
schweigen  können.  Allerdings  ist  auch  andererseits  die  Ver- 
mutung nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  dass  diese  Dis- 
kretion nur  ein  kluger  diplomatischer  Schachzug  war,  um 
das  Wohlwollen  des  Kurfürsten  zu  gewinnen. 

Da  sich  Schwarzenbergs  Rückkehr  länger,  als  erwartet, 
verzögerte,  gab  der  Kurfürst  am  3./13.  Juli  1629  den 
Befehl,  das  Verfahren  vorläufig  einzustellen  und  forderte 
unter  Übersendung  des  Winterfeldtschen  Gnadengesuches 
von  seinem  Günstling  ein  Gutachten  ein,  das  dieser  am 
20.  August  von  Emmerich  aus  einsandte.  Der  Zweck  des 
Prozesses  sei  gewesen,  dem  Kaiser  und  allen  Reichsständen 
und  besonders  der  Landschaft  der  Mark  deutlich  zu  ver- 
stehen zu  geben,  dass  die  Einfälle  Mansfelds  und  Christians 
ohne  Wissen  und  Willen  des  Kurfürsten  geschehen  sei;  dieser 
Zweck  sei  jetzt  erreicht^) ;  der  Kurfürst  hätte  jetzt  kein 
Interesse  mehr  an  der  Weiterführung  des  Kriminalprozesses 
und  an  einer  Verurteilung  Winterfeldts,  die  ein  uner- 
wünschtes Novum  in  der  Geschichte  des  brandenburgischen 
Beamtentums  bedeuten  würde.  Seinen  Widerstand  gegen  die 
veränderte  Richtung  der  brandenburgischen  Politik,  d.  h. 
gegen  Schwarzenberg  selbst,  habe  er  hinlänglich  durch  die 
strenge  Haft  von  25  Monaten  gebüsst.  Zudem  sei  die  Rück- 
sicht auf  seine  einflussreiche  Verwandtschaft  in  Betracht  zu 
ziehen.  Der  Kurfürst  könne  ihn  gegen  Urfehde  wieder  in 
Gnaden  annehmen  und  ihn  wieder  in  den  freien  Genuss  seiner 


i)  So  ganz  stimmt  das  doch  wohl  nicht;  denn  noch  im  De- 
zember 1629  reibt  Wallenstein  dem  brandenburgischen  Abgesandten 
Konrad  v.  Burgsdorf  den  Mansfeldschen  Einfall  recht  deutlich  unter 
die  Nase  (Spannagel:  Konrad  v.  Burgsdorf,  S.  362  ff.  St.  A.  Rep.  24b. 
Nr.  sa.  Fasz.  3). 
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weltlichen  Einkommen  und  Güter  setzen.  Es  bliebe  nur  noch 
die  Regelung  des  Verhältnisses  zum  Markgrafen  Siegismund 
übrig,  da  die  Herausforderung  eines  Mitgliedes  des 
Herrscherhauses  von  Seiten  eines  Untertans  „sonst  nicht  ge- 
bräuchlich zu  sein  pflege",  solle  sich  Winterfeldt  durch  den 
Geh.  Rat  v.  Wilmersdorf  bei  Siegismund  entschuldigen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  ordnete  Georg  Wilhelm 
am  21.  November  1629  (n.  St.)  die  Aufhebung  des  Prozesses 
an  und  erteilte  seinem  Statthalter  die  Anweisung,  die 
nötigen  Massregeln  zu  treffen,  Winterfeldt  nach  Unterzeich- 
nung des  von  Burgsdorf  nach  Königsberg  zu  überbringenden 
Reverses,  in  Freiheit  zu  setzen.  Die  ganze  Form,  in  der  der 
Kurfürst  diesen  Akt  gern  vollzogen  sehen  möchte,  ist  äusserst 
gnädig:  Wenn  es  dem  Markgrafen  nicht  zu  peinlich  wäre, 
sollte  er  selbst  ihn,  da  er  ihn  nach  Spandau  gebracht  hätte, 
auch  wieder  nach  Berlin  bringen.  Wegen  der  ,, Differenz" 
sollte  sich  Winterfeldt  durch  Vermittlung  Burgsdorfs^)  da- 
mit entschuldigen,  dass  sie  nur  auf  einem  Missverständnis 
beruht  hätte.  Auch  ordnet  er  an,  dass  Winterfeldt  wieder 
in  den  vollen  Genuss  seiner  geistlichen  und  weltlichen  Ein- 
künfte zu  setzen  sei,  ihm  seine  privaten  Briefschaften  zurück- 
zuerstatten seien.  Diese  ganze  Art,  die  über  Schwarzenbergs 
Vorschlag  hinausgeht,  sieht  fast  wie  eine  kleine  Des- 
avouierung des  anfangs  so  übereifrigen  Statthalters  aus.  Wie 
die  Vorgänge  bei  dem  Schlussakt  des  Stückes,  das  mit  einer 
Fanfare  begann  und  mit  einer  Chamade  endete,  sich  im  ein- 
zelnen abgespielt  haben,  darüber  verlautet  nichts  in  den 
Akten. 

Winterfeldt  hat  den  ihm  vorgelegten  Revers  unter- 
zeichnet'^). Damit  war  ein  Prozess  beendigt,  bei  dessen 
Weiterführung  schon  lange  kein  rechter  Ernst  mehr  zu  spüren 
war.  In  den  Geh.  Rat  ist  Winterfeldt  jedoch  zu  Lebzeiten 
Georg  Wilhelms  nicht  wieder  berufen  worden. 

Werfen  wir  noch  einmal  einen  Blick  rückwärts,  um  die 


i)  „Der    wird    das    schon    richtig    machen"    (Kf.    an    die    Kom- 
missare). 

2)  Das  Datum  ist  nicht  ausgefüllt. 
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Motive  der  für  die  ganze  Staatsaktion  verantwortlichen  Per- 
sonen kurz  im  Zusammenhange  zu  betrachten. 

Schwarzenberg  hat  das  ganze  Verfahren  veranlasst.  In 
kühler  politischer  Berechnung,  in  seinen  Mitteln  nicht  wähle- 
risch, tut  er  das,  was  er  für  die  Durchsetzung  seiner  Pläne 
für  förderlich  hält,  jedoch  auch  nicht  mehr,  als  unbedingt 
nötig  ist;  überflüssigen  Hass  auf  sich  zu  ziehen,  liegt  nicht 
in  seinem  Interesse.  Er  sieht  in  Winterfeldt  nur  den  Gegner 
seiner  Bestrebungen,  die  Frage  ob  dieser  eine  Schuld  auf  sich 
geladen  hat  oder  nicht,  ist  für  ihn  im  Grunde  ziemlich  be- 
deutungslos. Sein  Ziel  war,  nach  Beseitigung  aller  Wider- 
stände den  Kurfürsten  zum  unumschränkten  Herrn  seines 
Staates  zu  machen,  den  Territorialstaat  in  eine  absolute 
Monarchie  umzuwandeln.  In  diesem  neuen  Staatswesen 
wäre  er  als  erster,  und  nach  Beseitigung  des  Einflusses  des 
Geh.  Rates,  als  einziger  Minister  von  Bedeutung  der  wahre 
Herrscher  gewesen.  Aber  selbst,  wenn  ihm  damals  noch  so 
weit  ausschauende  Gedanken  fern  gelegen  hätten,  so  zwang 
ihn  die  Notwendigkeit,  seine  Gegner  lahm  zu  legen,  ehe  sie  ihn 
selbst  gestürzt  hätten.  Er  hatte  sich  in  seiner  kaiserfreund- 
lichen Politik  so  weit  festgelegt,  dass  es  kein  Zurück  mehr  für 
ihn  gab.  Ein  Bündnis  mit  den  Feinden  des  Kaisers  wäre 
gleichbedeutend  mit  seiner  Entfernung  gewesen;  von  allen 
Seiten  suchte  man  den  Kurfürsten  dazu  zu  bewegen.  Für 
Schwarzenberg  war  also  der  Angriff  auf  Winterfeldt  wenig- 
stens teilweise  ein  Akt  der  Notwehr.  Andererseits  musste  er 
in  dem  Augenblick,  wo  die  durch  die  Vermittlung  des  fran- 
zösischen Agenten  Charnace  eingeleiteten  Waffenstillstands- 
verhandlungen zwischen  Polen  und  Schweden  schwebten,  wo 
ein  Abschluss  derselben  bereits  in  der  Luft  lag,  es  vermeiden, 
sich  noch  irgendwie  mehr  Feindschaft  zuzuziehen.  Er  hatte 
seine  ganze  Kraft  darauf  zu  richten,  einer  Wendung  der 
Politik  Georg  Wilhelms  in  schwedenfreundlichem  Sinne  zu- 
vorzukommen. Aus  der  Anfrage  des  Kurfürsten  konnte  er 
dessen  Geneigtheit  verspüren,  den  Bitten  der  Winterfeldt- 
schen  Freundschaft  nachzugeben.  Durfte  er  es  unter  diesen 
Umständen  auf  eine  Kraftprobe  ankommen  lassen?  Wie  nun, 
wenn    der   Prozess   schliesslich    ohne    sein   Zutun    niederge- 
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schlagen  worden  wäre?  Als  kühl  berechnender  Politiker  hielt 
er  es  für  vorteilhafter,  das  Praevenire  zu  spielen  und  dem 
Widerpart  durch  wirkliche  oder  scheinbare  Grossmut  den 
besten  Wind  aus  den  Segeln  zu  nehmen.  Schwarzenberg 
hatte  sein  Hauptziel  erreicht:  die  Macht  des  Geh.  Rates  war 
gebrochen,  denn  auch  Pruckmann  und  sogar  Knesebeck  waren 
in  den  Prozess  teilweise  hineingezogen  worden.  Mit  Aus- 
nahme der  Zeit  des  schwedischen  Uberwiegens  war  Adam 
Graf  Schwarzenberg  der  eigentliche  Regent.  Aus  diesen 
Gründen  ist  er  meines  Erachtens  nach  so  leicht  für  die 
Niederschlagung  des  Verfahrens  zu  haben  gewesen. 

Bei  Georg  Wilhelm,  der  in  seiner  bequemen  unselbst- 
ständigen  Art  fremden  Einflüsterungen  stets  sein  Ohr  leiht, 
findet  Schwarzenberg  mit  seinen  Beschuldigungen  keinen 
ernsten  Widerstand.  Es  liegt  in  der  Natur  derartiger  Charak- 
tere, einen  ihnen  aus  allen  Ängsten  und  Nöten  helfenden  Aus- 
weg zu  ergreifen,  der  sie  selbst  einer  unliebsamen  Verant- 
wortlichkeit überhebt.  Wenn  erst  der  erste  Zorn,  der  im 
tieferen  Grunde  ein  Zorn  über  die  eigene  Hilflosigkeit,  ge- 
steigert durch  den  Unwillen  über  die  vermeintliche  Ver- 
letzung des  Selbstbestimmungsrechtes  und  das  zeitweise  auf- 
flackernde Bewusstsein  seiner  überragenden  Stellung  als 
Landesherr  verraucht  ist,  stellen  sich  in  ruhigeren  Stunden 
andere  mildere  Gedanken  ein;  das  Gewissen  regt  sich:  er 
weiss,  dass  er  selbst  einmal  den  kühnen  Aufschwung  zu 
grossen  Taten  hat  nehmen  wollen;  wenn  er  auch  resigniert 
in  seine  Bedeutungslosigkeit  zurückgesunken  ist,  so  muss  ihn 
doch  die  Erinnerung  an  diese  Zeiten  bestimmen,  seinen  da- 
maligen Helfern  ihren  Eifer  nicht  mit  krassem  Undank  zu 
lohnen,  zumal  ihnen  eine  Schuld  im  Sinne  der  Anklage  nicht 
nachzuweisen  ist.  Gern  ergreift  er  daher  die  Gelegenheit,  die 
unangenehme  Sache  aus  der  Welt  zu  schaffen,  die  ihm 
Schwarzenberg,  ohne  den  er  freilich  nichts  unternimmt,  mit 
seinem  Gutachten  bietet.  Freilich,  auch  als  durch  das  Bünd- 
nis mit  Gustav  Adolf  Winterfeldts  Ideen  zum  Durchbruch 
kamen,  beruft  er  ihn  nicht  wieder;  denn  der  Anblick  und 
Umgang  mit  ihm  hätte  bei  Georg  Wilhelm  unliebsame  Er- 
innerungen wecken  müssen.     Die  Seelengrösse  darüber  hin- 
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wegzusehen,     besass     der     ung-lücklichste     brandenburgische 
Herrscher  nicht   (er  erinnert  in  dieser  Beziehung  an  Fried- 
rich Wilhelm  III.),  ganz  abgesehen  davon,  dass  Winterfeldts 
Rückberufung,  wie  Droysen  meint,  ein  ganzes  Programm  be- 
deutet hätte:  Kampf  gegen  den  Kaiser  bis  aufs  Messer,  und 
so  etwas  lag  Georg  Wilhelm  bei  seinem  Abschluss  mit  Schwe- 
den fern.     Der  dritte,  der  den  Pfeil,  den  Schwarzenberg  ge- 
schärft, der  Kurfürst  auf  die  Sehne  gelegt  hatte,  abdrückte, 
Markgraf  Siegismund,   lässt  sich  durch  sein   lebhaftes  Tem- 
perament dazu  fortreissen,  die  Rolle  des  Sturmbocks  zu  über- 
nehmen,   genau  so,    wie  er  es    zehn   Jahre  später    bei    dem 
gegen  Götze  eingeleiteten  Verfahren  getan  hat.     Er   ist  bei 
Beginn    des    Prozesses    von    Winterfeldts    Schuld    überzeugt, 
dementsprechend  geht  er  vor,  ohne  allzu  scharf  Schuld  und 
Unschuld  abzuwägen.     Seine  vorgefasste  Meinung  lässt  alles, 
was    Winterfeldt    tut,     im    schlechtesten    Lichte    erscheinen. 
Doch  besitzt    er  das  Gerechtigkeitsgefühl,    als    das  Karten- 
haus, das  er  in  seinen  Gedanken  sich  erbaut  hatte,  zusammen- 
bricht, selbst  soweit  die  Hand  zu  bieten  zu  einem  günstigen 
Ausgange,  als  seine  Person  nicht  zu  arg  kompromittiert  wird. 
Winterfeldt    hat  sich   in    diesen  ganzen   Jahren    als   ein 
Mann  von  ehrlicher  patriotischer  Gesinnung  gezeigt,  der  sein 
hervorragendes  Wissen  und  seine  ganze  Tatkraft  allein  dem 
Dienste    seines   Vaterlandes,     dem   Interesse    seines   Landes- 
herren gewidmet  hat.  Klaren  Blicks  hat  er  den  Krebsschaden 
der    brandenburgischen    Politik,    das    unwürdige    Schwanken, 
verurteilt.      Sein   protestantisches   Vaterland   hatte   von    dem 
siegreichen  ^^ordringen  der  katholischen  Reaktion  alles  zu  be- 
fürchten.    Da  infolge  der  militärischen  Ohnmacht  der  Staat 
aus  eigener  Macht    dem  Ansturm  der    feindlichen  Gewalten 
nicht  gewachsen  war,  so  sah  er  die  einzige  Hilfe  in  dem  Ein- 
greifen eines  fremden  Herrschers  und  mit  sicherem  Auge  hat 
er   in   Gustav  Adolf    den  einzig    möglichen  Retter    erkannt. 
Mit  unbeugsamer  Energie  hat  er  an  seiner  einmal  als  richtig 
erkannten  Politik  festgehalten    selbst  in    einer  Zeit,    wo  im 
Augenblick  die  Regierung  Georg  Wilhelms  einen  derartigen 
Weg  unmöglich   weiter  verfolgen  konnte.     Vielleicht  hat  er 
manchmal  etwas  einseitig  als  Brandenburger  und  als  Refor- 
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mierter  gedacht,  doch  war  jedenfalls  sein  Grundgedanke,  dass 
Brandenburg  das  Kernland  des  HohenzoUernschen  Staates 
sei,  dass  man  von  Brandenburg  aus  Preussen,  nicht  aber  von 
Preussen  aus  Brandenburg  halten  könnte,  ein  vollkommen  be- 
rechtigter. 

Nachdem  er  Mitte  Dezember  1629  die  Freiheit  wieder- 
erlangt hatte,  zog  er  sich  auf  sein  Gut  Kehrberg  zurück,  wo 
er  den  grössten  Teil  des  Jahres  1630  verbrachte.  Von  163 1 
an  finden  wir  ihn  in  Havelberg,  wo  er  in  seiner  Eigenschaft 
als  Dekan  sich  ganz  den  Geschäften  des  Domkapitels  wid- 
mete^). Zwar  war  er  in  der  von  Götze  bei  der  Abreise  des 
Kurfürsten  nach  Preussen  1632  ausgearbeiteten  Instruktion 
für  die  Regierung  der  Mark,  die  eine  Parallele  zu  den  Ge- 
heimratsordnungen von  1604  und  16 13  bildet,  als  Ersatzrat 
für  besondere  Fälle  vorgesehen,  doch  scheint  er  nie  eine 
solche  Berufung  erhalten  zu  haben.  Glänzende  Anerbietungen, 
die  ihm  während  dieser  Zeit  von  dänischer  und  schwedischer 
Seite  gemacht  wurden,  schlug  er  getreu  seinem  in  dem  Re- 
verse von  1629  gegebenen  Versprechen,  nicht  in  fremde 
Dienste  zu  treten,  aus^). 

Als  aufmerksamer  Beobachter  verfolgte  er  den  Lauf  der 
Ereignisse,  vielfach  durch  die  strategisch  wichtige  Lage 
Have'bergs  in  enge  Berührung  mit  den  Kriegsvorgängen  ge- 
bracht, ohne  doch  andere  wie  lokale  Interessen  seines  Stiftes 
und  der  Priegnitz  zu  vertreten.  Hatte  er  früher  manchen 
Strauss  mit  der  ständischen  Opposition  als  Vertreter  seines 
Landesherrn  auszuf echten  gehabt,  so  trat  er  jetzt  vielfach  mit 
dieser  in  Berührung  und  schloss  sich  ihren  Bestrebungen  an. 
Erst  am  Schlüsse  der  Regierung  Georg  Wilhelms  wird  er 
wieder  in  das  Getriebe  der  äusseren  Politik  hineingezogen: 
seine  Haltung  bei  der  Eroberung  von  Havelberg  durch  die 
Schweden  im  Mai  1640  ist  zum  mindesten  nichl:  als  einwand- 
frei auszusprechen^) ,  selbst  wenn  man  den  Berichten  Schwar- 


1)  Geh.  St.  A.  Prov.  Brand.  Rep.   10. 

2)  Bergius,  Leichenpredigt. 

3)  Meinardus:  Neue  Beiträge  zur  Geschichte  des  Grossen  Kur- 
fürsten I.  (In:  Forschungen  zur  brandenburgischen  und  preussischen 
Geschichte,  Bd.  16,  2). 
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zenbergs  nicht  allzu  viel  Objektivität  beimessen  will.  Als  er 
zur  \'erantv.ortung  gezogen  werden  sollte,  hielt  er  es  für 
besser,  einerti  zweiten  Prozesse  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Er 
schlug  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg')  auf,  wo  damals  die 
ersten  Vorbesprechungen  über  einen  allgemeinen  Frieden 
stattfanden.  Schon  längst  stand  er  in  lebhaftem  Briefwechsel 
mit  allen  Gegnern  Schwarzenbergs,  und  als  am  i.  Dezember 
1640  Georg  Wilhelm  gestorben  war,  wurde  er  von  dessen 
Nachfolger  sofort  in  Gnaden  angenommen.  Noch  einmal  war 
es  ihm  beschieden,  zu  grossem  politischen  Einflüsse  zu  ge- 
langen. Am  25.  Juli  1643  starb  er  als  Direktor  des  Geh.  Rats 
nach  langen  Leiden,  noch  rechtzeitig  genug,  um  nicht  den  er- 
neuten Umschwung  der  brandenburgischen  Politik  erleben  zu 
müssen. 


i)  Die  Notiz  bei  Cosmar  und  Klaproth,  S.  339,  dass  er  sich 
meistenteils  in  Hamburg  aufgehalten  habe,  beruht  auf  einem  Irrtum; 
erst  1640  ist  er  nach  Hamburg  gegangen.  Selbst  schon  die  Leichen- 
predigt besagt:  „Und  als  er  auch  an  solchem  Ort  ohne  Verfolgung 
nicht  sein  können,  ist  er  gar  nacher  Hamburg  ins  exilium  gewichen." 
Dies  kann  sich  nur  auf   1640  bezichen. 


Lebenslauf. 

Geboren  wurde  ich  Karl  Johann  Josef  l\  r  a  m  e  r 
am  9.  Januar  1878  zu  Berlin  als  Sohn  des  Kaufmannes 
Josef  Kramer  (■}•)  und  seiner  Gattin  Clara,  geborene 
vS  c  h  u  1 1  z  e.  Ich  bekenne  mich  zur  evangelischen  Konfession. 
Das  Reifezeugnis  erhielt  ich  Michaelis  1896  auf  dem  Kgl. 
Friedrich-Wilhelms-Gymnasium  zu  Berlin.  Ich  studierte  zu- 
erst zwei  Semester  Medizin  in  Marburg  und  Greifswald, 
wo  ich  die  Herren  Professoren  G  a  s  s  e  r  ,  D  i  s  s  e  ,  Z  u  m  - 
stein,  B  o  n  n  e  t ,  L  a  n  d  o  i  s  (f)  hörte.  Von  Ostern  1898 
bis  Michaelis  1900  studierte  ich  in  Berlin  Philologie  und  hörte 
bei  den  Herren  Sc  hiemann,  Lentz,  Delbrück, 
Koser  (f).  Von  Ostern  1909- bis  1910  hörte  ich  als  Gast- 
hörer in  Berlin  bei  den  Herren  Richard  Schmitt, 
Schmidt,    Riehl,    Lasson,    Hotz  seh. 

Das  Rigorosum  bestand  ich  in  Bonn  am  26.  No- 
vember 191 3. 


